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Redaktionsnotiz

Wir legen Euch hiermit ein Heft vor, das Euch wahrscheinlich etwas Durch-
haltevermogen abverlangen wird.

Gemeint sind zwei sehr grundsitzliche und ausfiihrliche geschichtliche Arbei-
ten.

Eine Arbeit zur Geschichte der wirtschaftlichen Entwicklung und der Diskus-
sionen und widerspriichlichen Ansdtze um die Ausgestaltung der Planwirt-
schaft in der DDR, wobei die parallelen Entwicklungen und gegenseitigen Be-
einflussungen durch die Debatten und Ereignisse in der UdSSR, in Polen, Un-
garn, der CSSR zwar nicht die Hauptrolle spielen, aber auch nicht ausgenom-
men werden. Vor allem aber geht es dort um die Bedeutung des Wertgesetzes
im Sozialismus: ,,ausnutzen‘ oder tiberwinden?

Und die andere Arbeit handelt in gleicher Ausfiihrlichkeit von der Geschichte
des deutschen Militarismus, also Blick auf die sich verdndernden historischen
Situationen, Mdglichkeiten, Begehrlichkeiten — von damals bis heute.

Die Monatsberichte fiir April und Mai des Jahres und einige Reflexionen von
Heinz Ahlreip runden das Heft ab.

Wir hoffen, dass Euch die so genannten ,,Jangen Riemen®, also ausfiihrliche,
umfangreiche Artikel nicht abschrecken. Die Verhiltnisse sind kompliziert,
und da braucht es zu ihrer Darstellung und Analyse ausreichend Raum, denn
ohne grundsétzliche Analysen und ausfiihrliche Darstellung derselben geht es
nicht, wenn man nicht nur an der Oberflache kratzen will.

Trotz all der widerlichen Verhiltnissen auf der Welt wiinschen wir Euch ei-
nen schonen Sommer.

Spendenkonto Offensiv:
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Konto Frank Flegel bei der Sparkasse Hannover,
IBAN: DE 07 2505 0180 0910 4774 77
BIC: SPKHDE2HXXX; Kennwort: Offensiv.

Produktionsverhéltnisse und Moralvorstellungen

Heinz Ahlreip: Die Produktionsverhiltnisse zugrunde le-
gen

Wir alle wissen, dass der Arbeiter im rauen Kapitalismus zwangsldufig in eine
Krise geraten muss, statt mit dem Fortschritt der Industrie sich zu erheben,
sinkt er immer tiefer unter die Bedingungen seiner Klasse herab. Er wird zum
Pauper. Und der Pauperismus entwickelt sich noch rascher als die Bevolke-
rung und der Reichtum, so wie es im Kommunistischen Manifest geschrieben
steht.

Der Grundwiderspruch zwischen gesellschaftlicher Produktion und privater
Aneignung wird entsprechend der unauthaltsamen VergroBerung des Produk-
tionsprozesses von Krise zu Krise vertieft. Es liegt also eine prozessual unent-
rinnbare Krisenpotenzierung vor, in der nur das Proletariat sich als revolutio-
nire Klasse bewéhrt.

Das letzte Jahrhundert hat gezeigt, dass zwei Weltkriege in historisch gerin-
gen Abstand nicht das universelle Terrain einer Weltrevolution liefern, dass
die Arbeiterklasse mehrere Anldufe braucht, bis die Vereinigung der Proletari-
er aller Lander eines Tages gelingt.

Ohne diese welthistorisch einzulosende Perspektive ist das Leben jeder ein-
zelnen Arbeiterin und jedes einzelnen Arbeiters nichtig, sie bleiben bis in alle
Ewigkeit blinde Spielbélle fremder Méchte. Sprengen wir also mit den Mit-
teln der Revolution die weltweite Versklavung der arbeitenden und schaffen-
den Menschen, die weltweite Verschworung des Kapitals gegen die Arbeit,
damit die Welt eine menschliche wird.

Dieser Anspruch darf allerdings erhoben werden unter der Beachtung des fun-
damentalen Grundsatzes: “In allen diesen Bewegungen heben sie (die Kom-
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munisten/H.A.) die Eigentumsfrage, welche mehr oder minder entwickelte
Form sie auch angenommen haben méoge, als die Grundfrage der Bewegung
hervor . (Karl Marx, Friedrich Engels: Manifest der Kommunistischen Partei,
Werke, Band 4, Dietz Verlag Berlin 1960,493).

Die kollektive Subjekt-Objekt-Relation bestimmte schon die &uBerst linke
Stromung in der franzdsischen Revolution, die imperialistische Ideologie
dreht sich im Kreis und héngt sich selbst auf: Der Mensch ist bose wie der
Wolf. Das ist das Armutszeugnis, das biirgerliche Ideologen im Gefolge des
englischen Philosophen Thomas Hobbes der fleiBigen Menschheit ausstellen.

So viel ist wahr daran, dass der Mensch im Kapitalismus im Kampf ums Ein-
zeldasein ein Wolf unter Wolfen zu sein hat. Biirgerliche Volksunterdriickung
mag es, dass Ideologen gegen bare Zahlung dies festschreiben, Schreiberlinge,
die nie neben der Spur schreiben, aber stets neben der weltgeschichtlichen
Spur zum Kommunismus liegen.

Es ist also lingst die Grundfrage vorformuliert worden: Soll die arbeitende
Menschheit Rousseau folgen, der in seinem zweiten Diskurs gegen die Un-
gleichheit unter den Menschen den ersten schwergewichtigen und europaweit
bekannt gewordenen Einwand gegen das Privateigentum formulierte und ver-
trat, dass der Mensch von Natur aus gut ist, oder soll sie perversen, krank ma-
chenden und machtbesessenen und geldgierigen Menschen wie Hobbes, He-
gel, Hitler, Putin, Trump, Merz, Orban, Magyar ff. folgen, die trotz verbaler
Gegenrichtung vertreten, dass der Mensch von Natur aus bdse ist.

Zwar schreibt Engels in seiner Studie iiber Feuerbach, dass Habgier und
Herrschsucht als Hebel des Fortschritts zu werten sind, jedoch gilt das aus
bornierter Tradition heraus im Kapitalismus und im Imperialismus, seinem
letzten Stadium, und mit umgekehrten Vorzeichen auch im Sozialismus, denn
gegeniiber der gestiirzten Bourgeoisie kann das Proletariat gar nicht habgierig
und herrschsiichtig genug sein.

Hier zu milde zu sein war bekanntlich eine Schwiche der Pariser Commune,
von despotischen Eingriffen in das Eigentumsrecht und in die biirgerlichen
Produktionsverhéltnisse ist im Manifest die Rede. Trotzdem werden im Kom-
munismus Habgier und Herrschsucht Fremdwdérter der Erinnerung sein und
das, obwohl Hegel, der die Zukunft leugnete, dem also nicht essentiell war, ob
der Mensch gut ist, dessen Philosophie in den Sowjet-Enzyklopéddien der Sta-
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linzeit vollig richtig als aristokratische Reaktion auf die biirgerliche Revoluti-
on von 1789 in Frankreich gedeutet wurde - er verunglimpfte zum Beispiel
den revolutiondren Terror der Jakobiner - also obwohl Hegel sagte, dass man
etwas Grofles sage, wenn man sage, der Mensch sei gut, aber noch etwas Gro-
Beres sage, wenn man sage, er sei bose. Diese AuBerung interpretierten die
Sowjettheoretiker nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges richtig als einen
Wink in imperialistischer Richtung.

Deshalb folgt hier der Name Hitler unmittelbar dem des gro3en Dialektikers
Hegels, der sich in seiner Rechtsphilosophie von 1821 wie spéter Cecil Rho-
des fiir die Eroberung von Kolonien aussprach, um die soziale Biirgerkriegs-
frage in Europa zu entschirfen und obwohl das 20. und 21. Jahrhundert vehe-
mente faschistische, menschenverachtende Exzesse aufzuweisen haben,
Massaker auf Massaker, Massengréber tiber Massengriber, auch von demora-
lisierten Arbeitern begangen und angelegt, geht die Uhr der Weltgeschichte in
Richtung Triumph des Kommunismus.

Die Grenzen der Politik werden unvermeidlich durch die Produktionsverhalt-
nisse gezogen und diese miissen niichtern herausgearbeitet werden. In ihrem
Kristall erweisen sich moralische Kategorien wie das Gegensatzpaar Gut und
Bose als irrelevant, als unerheblich, um die Geschichte zu beurteilen. Man
muss zum Beispiel die Schuld an imperialistischen Kriegen nicht in kleinen
subjektiven Radien suchen. “Schuld daran ist die ganze Entwicklung des Ka-
pitalismus in einem halben Jahrhundert, und es gibt daraus keinen anderen
Ausweg als den Sturz der Herrschaft der Kapitalisten und die Arbeiterrevolu-
tion*. (Lenin, Krieg und Revolution, Werke, Band 24, Dietz Verlag Berlin,
1960,407). Die ganze Entwicklung des Kapitalismus — also: die Produktions-
verhiltnisse miissen zugrunde gelegt werden.

Es ist ganz belanglos, wenn biirgerliche Historiker die Frage aufwerfen, ob
Hitler bose war oder Stalin ober gar beide, eine ganze Videoindustrie lebt von
diesen Marotten. Der historische Materialismus hat solche kindischen Fragen
zu Recht ins Obsolete verfrachtet.
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Monatsberichte

Marxistischer Arbeitskreis, Jiirgen Geppert: Wichtige Er-
eignisse im April 2026

(aus Pressemitteilungen deutscher Presseagenturen)

Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU) strebt die Riickkehr von 80 Pro-
zent der mehr als 900.000 Syrer in Deutschland in ihr Heimatland an. Die
Rahmenbedingungen in Syrien hétten sich mehr als ein Jahr nach dem Sturz
von ,,Machthaber* Baschar al-Assad und dem Ende des Biirgerkriegs "grund-
legend verbessert", sagte Merz bei der Pressekonferenz im Kanzleramt. Des-
wegen miissten Schutzbedarfe auch "neu bewertet" werden. (dpa/afp)

Was ein Krieg kostet: Der Krieg gegen den Iran entwickelt sich zu einem
kostspieligen Unterfangen fiir die USA. Amerikanische Streitkrifte haben
binnen vier Wochen mehr als 850 Tomahawk-Marschflugkorper abgefeuert —
eine Verbrauchsrate, die interne Diskussionen im Pentagon ausgeldst hat. Je-
der Tomahawk kostetbis zu 3,6 Millionen Dollar. Neben dem Munitionsver-
brauch entstehen massive Schiden durch iranische Vergeltungsschlige. Wie
das "Wall Street Journal" berichtet, belaufen sich die Verluste und Beschédi-
gungen in den ersten drei Wochen auf 1,4 bis 2,9 Milliarden Dollar.

Der ehemalige ungarische Ministerprisident Viktor Orban stellt die
Durchleitung von Erdgas durch sein Land in die Ukraine ab Juli ein. Eine
diesbeziigliche Verordnung erschien dazu. "Solange die Ukraine uns kein Ol
gibt, solange bekommt sie aus Ungarn kein Gas", hatte Orban am Mittwoch
auf seiner Facebook-Seite angekiindigt. (Wie wir alle wissen, hat er inzwi-
schen die Wahlen verloren. Nun wird nichts besser, aber vieles anders.)

Trump sagte der Financial Times, dass er sich "am liebsten" das Ol in Iran
aneignen wolle. Er fligte hinzu: "Aber einige dumme Leute in den USA sa-
gen: 'Warum tust du das?' Aber das sind dumme Leute." Ein Abkommen {iber
eine Waffenruhe konne ziemlich schnell erzielt werden. Die Frist, um einem
moglichen Abkommen zuzustimmen, lduft am 07. April ab.

Ansprache von US-Prisident Donald Trump an die Nation angekiindigt:
Trump wolle eine "wichtige Neuigkeit" im Bezug auf den Krieg im Iran ge-
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ben. Seitdem hatte es viele Spekulationen iiber die Inhalte gegeben, vor allem
weil sich Trump zuletzt deutlicher denn je negativ liber die Nato geduBert und
wiederholt ein Ende des Kriegs in Aussicht gestellt hatte.

Auch einen Regimewechsel in Iran habe die US-Regierung nie angestrebt.
Trump hatte zu Beginn des Kriegs allerdings das iranische Volk dazu aufgeru-
fen, angetrieben durch den Krieg, genau das umzusetzen. Beendet sei die US-
Mission zwar noch nicht, allerdings sei man weiter kurz davor: Die "strategi-
schen Kernziele sind kurz vor dem Abschluss". Zwei bis drei Wochen wolle
das US-Militar das Land noch "extrem hart" treffen.

Der Prisident hat so offen wie nie mit einem Austritt der USA aus der Nato
gedroht. Seine "Abscheu" wolle er etwa gegen das Biindnis zum Ausdruck
bringen, hatte Trump am Mittwoch der Nachrichtenagentur Reuters gesagt.
Zudem hatte er im Vorfeld seiner Rede das Verteidigungsbiindnis mehrmals
als "Papiertiger" bezeichnet.

Die USA nutzen in dem Krieg auch zahlreiche Militdrbasen auf den Gebieten
anderer Nato-Staaten, wie den deutschen Stiitzpunkt Ramstein. Trump hob
zudem hervor, dass die USA im Gegensatz zu anderen Léndern auf die Bedro-
hung aus dem Iran reagiert habe, obwohl diese fiir jeden offensichtlich gewe-
sen sei.

Auf den Angriff der USA und Israels hat der Iran mit der Blockade der
Meerenge reagiert, durch die unter anderem ein Fiinftel aller weltweiten
Olexporte verlaufen. Seitdem steigen weltweit die Preise fiir Ol, Benzin oder
Gas. Trump machte in seiner Rede allerdings deutlich: Die Auflosung der
Blockade ist kein Ziel der USA. Sondern es sollen sich auch andere Lander
darum kiimmern.

Obwohl der Krieg weltweit zu erheblichen wirtschaftlichen Turbulenzen ge-
fiihrt hat, sieht der Prasident die US-Wirtschaft weiter auf Kurs. Trump nutzte
dafiir Sitze, die er in nahezu jeder Rede verwendet: Unter ihm habe die Re-
gierung die "stirkste Wirtschaft" in der US-Geschichte aufgebaut. Das Land
sei zudem aktuell "das angesagteste" auf der gesamten Welt. Die US-Wirt-
schaft hat allerdings in vielen Bereichen Probleme.

Trumps sogenannter Kriegsminister Pete Hegseth hielt einen christlichen
Gottesdienst ab, bei dem er sich als Prediger inszenierte. Vor ihm saflen


https://www.t-online.de/themen/ramstein/
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Soldaten, Generéle und zivile Mitarbeiter. Sie arbeiten in jener Behorde, de-
ren offizieller Name noch immer Verteidigungsministerium lautet. Hegseth
sprach dort u.a. ein martialisches Gebet: "Moge jede Kugel ihr Ziel treffen ge-
gen die Feinde der Gerechtigkeit und unseres grof3en Landes." Gefolgt von ei-
ner weiteren Bitte an Gott fiir die eigenen Soldaten: "Gib ihnen Weisheit bei
jeder Entscheidung, Ausdauer fiir die bevorstehende Priifung, unzerbrechliche
Einheit und iiberwiltigende Gewalttitigkeit gegen jene, die keine Gnade ver-
dienen."

Donald Trump ist zwar kein theologischer Denker. Aber er versteht die
politische Kraft religidoser Symbolik, die seine Macht erhalten soll. Und so or-
ganisiert er bewusst Bilder von Gebeten im Weillen Haus.

Kurz vor Ablauf seines Ultimatums hat US-Priasident Donald Trump eine
zweiwochige Waffenruhe im Iran-Krieg verkiindet. Teheran kiindigte im Ge-
genzug an, die Strafle von Hormus fiir den gleichen Zeitraum zu 6ffnen.

Trumps Ankiindigung, die Strafie von Hormuz zu blockieren, st63t in
Berlin auf Zustimmung. Schon zuvor hatte Merz ein gewisses Verstandnis fiir
Trumps Drohung geduBert, die iranische Zivilisation zu vernichten.

Wenige Tage vor dem planmiifligen Auslaufen der Waffenruhe kiindigt
der Iran die Offnung der Stral3e von Hormus an - macht sie aber mit Verweis
auf die andauernde US-Seeblockade Stunden spéter wieder riickgéngig.

SPD-Politiker Wiese: Rente ""kann nicht nur eine Basisabsicherung sein"

Dass die gesetzliche Rente zur "Basisabsicherung" heruntergestuft werden
soll, will man in der SPD nicht mittragen. "Wenn der Bundeskanzler die ge-
setzliche Rente auf eine 'Basisrente' herunter rasieren will, wird er auf den er-
bitterten Widerstand der Sozialdemokratie treffen", kiindigte Generalsekretér
Tim Kliissendorf an. Fiir mehr als die Halfte der Menschen in Deutschland sei
die gesetzliche Rente die einzige Alterssicherung, im Osten des Landes sogar
fiir Dreiviertel aller Menschen.

Das Bundesverteidigungsministerium legt erstmals eine offizielle Militéir-
strategie fiir die Bundesrepublik vor. Deutschland soll auch militarisch zur
Zentralmacht Europas werden, die Bundeswehr soll ,,technologisch iiberle-
gen* sein.


https://www.ksta.de/politik/iran-liveblog-merz-spricht-mit-trump-ueber-strasse-von-hormus-1233018
https://www.ksta.de/politik/donald-trump-sorgt-fuer-empoerung-gab-es-je-eine-noch-wirrere-rede-1257189
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Abzug von US-Soldaten aus der BRD. Aus der Bundesrepublik werden
nach Trumps Ankiindigung US-Soldaten abgezogen und keine Tomahawks
stationiert. Forderungen nach schneller Produktion eigener Mittelstreckenwaf-
fen mit Reichweite bis Moskau werden in Deutschland laut.

Marxistischer Arbeitskreis, Jiirgen Geppert: Wichtige Er-
eignisse im Mai 2026

(aus Pressemitteilungen deutscher Presseagenturen)

Die EU setzt den Freihandelsvertrag mit dem Mercosur am 1. Mai vor-
ldufig in Kraft. Das Abkommen vergrofert vor allem die Absatzchancen fiir
die deutsche Industrie, wahrend der Mercosur auf die Rolle eines Rohstofflie-
feranten reduziert wird. Wahrend der franzosische Prisident Emmanuel
Macron dies als ,,schlechte Vorgehensweise® kritisiert, sicht Bundeskanzler
Friedrich Merz das Abkommen schon auf Dauer gestellt: ,,Vorldufig, meine
Damen und Herren, heifit endgiiltig®, erklirte er auf der Hannover Messe. Die
in dem Handelsabkommen vorgesehenen Zollstreichungen versprechen vor
allem den deutschen Autoherstellern, Maschinenbauern, Chemiekonzernen
und Pharmafirmen bessere Geschifte. Auf der anderen Seite des Atlantiks
profitieren vor allem GroBagrarier von der Offnung des EU-Markts, wihrend
der Industriesektor der vier Mercosur-Staaten stirker unter Druck gerit. Kriti-
ker aus Brasilien warnen vor den Folgen der Férderung des agroindustriellen
Modells fiir indigene Gemeinschaften, den Regenwald sowie Wasser, Boden
und Luft. In den durch die Vereinbarung zementierten Handelsungleichge-
wichten, die Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay weitgehend auf
die Rolle von Rohstofflieferanten reduzieren, sehen sie neokoloniale Muster
fortwirken.

Forderungen nach Entwicklung eigener deutscher Flugkorper mit einer
Reichweite bis nach Moskau. Nach der Ankiindigung von US-Président Do-
nald Trump, keine Mittelstreckenwaffen in Deutschland zu stationieren, wer-
den in Berlin Forderungen nach einer beschleunigten Entwicklung eigener
Flugkorper mit einer Reichweite bis nach Moskau laut. Trump hatte erklért, er
werde 5.000 US-Soldaten aus Europa abziehen und von der lange geplanten
Entsendung etwa von Tomahawk-Marschflugkdrpern absehen. Der Schritt
wird weithin als StrafmaBnahme wegen kritische AuBerungen gegen Mittel-
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streckenwaffen gesehen, heiflt es in Berlin. Er verhindere im Kriegsfalle das
Ausschalten russischer Kommandozentralen. Daher miisse jetzt die Entwick-
lung eigener Mittelstreckenwaffen mit einer Reichweite von iiber 2.000 Kilo-
metern schneller als geplant vorangetrieben werden.

Die Zwischenbilanz des Irankriegs: Mogliche Teileinigung zwischen den
USA und Iran auf einen neuen Waffenstillstand ldsst die Perspektiven fiir ei-
nen deutschen Marineeinsatz unklar. Die USA haben ihre Raketenbestéinde im
Krieg stark dezimiert und erhebliche Schéiden erlitten. Zu den Griinden dafiir,
dass US-Prisident Trump bislang darauf verzichtet, den Krieg fortzusetzen,
zdhlt, dass die US-Streitkrifte grole Mengen an Raketen verschossen haben —
etwa ein Drittel ihrer gesamten Bestinde an Tomahawk-Marschflugkérpern
und rund die Halfte ihrer Patriot- und THAAD-Abwehrraketen. US-Riistungs-
konzerne werden Jahre benotigen, um die Bestéinde wieder zu fiillen. Zudem
sind die Schidden an diversen US-Militirstiitzpunkten schwer. Und da Iran
wohl noch 70 Prozent seiner Raketen besitzt, drohen den USA im Fall einer
Fortsetzung des Krieges weitere herbe Verluste.

China offnet seinen Markt fast vollstindig fiir Afrika. 53 von 54 Staaten
erhalten zollfreien Zugang. Damit kdnnen nun 53 der 54 Staaten Afrikas ihre
Waren zollfrei mit China handeln. AuBen vor bleibt einzig das kleine Kénig-
reich Eswatini, das als einziges Land auf dem Kontinent diplomatische Bezie-
hungen zu Taiwan unterhilt. Der Schritt ist einseitig: Afrikanische Staaten
diirfen weiterhin Zolle erheben. China ist bereits wichtigster Handelspartner
des Kontinents mit 1,5 Milliarden Einwohnern. Laut "AP" errecichte der Han-
del 2025 ein Rekordvolumen von 348 Milliarden Dollar. Chinas Exporte nach
Afrika legten um rund 25 Prozent auf 225 Milliarden zu, Importe aus Afrika
dagegen nur um rund 5 Prozent auf 123 Milliarden. Experten verweisen auf
daraus erwachsende hohe Schulden vieler afrikanischer Staaten bei Peking.

Trump iiber den Staatsbesuch in China: Donald Trump landete nach sei-
nem zweitdgigen Treffen mit Chinas Staats- und Parteichef Xi Jinping in Pe-
king wieder in Washington. ,,Alles, was ich sagen kann, ist, dass es ein groBer
Erfolg war, rief der US-Président den wartenden Reportern zu. Beobachter
weltweit bewerteten die Ergebnisse der Gesprache indes kritischer. ,,Es ist
sehr wenig Konkretes herausgekommen®, sagte lan Bremmer, Chef des Wa-
shingtoner Thinktanks Eurasia. ,,Dieser Gipfel war eher symbolisch als inhalt-
lich gepragt”, kommentierte Rush Doshi , Direktor der China Strategy Initiati-
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ve beim Council on Foreign Relations (CFR) und ehemaliger China-Experte
im Nationalen Sicherheitsrat der USA.

Etwas floskelhafter formulierte es Chinas Chefdiplomat und AuBenminister
Wang Yi im Anschluss an das Treffen: Die beiden Staatsoberhdupter stimm-
ten liberein, dass der Aufbau einer ,,konstruktiven, strategisch stabilen Bezie-
hung zwischen China und den USA“ der wichtigste politische Konsens sei.

Russlands Prisident Putin wird zu einem zweitiigigen Staatsbesuch in
China erwartet. Beim Treffen mit Staatsprasident Xi diirfte erneut die "gren-
zenlose Freundschaft" bekréftigt werden. Beide Seiten brauchen einander. Pe-
king und Moskau wollen die Militirzusammenarbeit vertiefen. Und es findet
sich eine von Moskau immer wieder benutzte Formulierung zur ,,Notwendig-
keit einer vollstandigen Beseitigung der urspriinglichen Ursachen der ukraini-
schen Krise* in dem Dokument. Dazu zéhlt Moskau etwa den in der ukraini-
schen Verfassung angestrebten Nato-Beitritt Kyiws.

Putin und Xi vereinbarten demnach auch, die militdrische Zusammenarbeit
der Streitkrifte beider Linder zu vertiefen. Ausgeweitet werden sollen etwa
gemeinsame Militirmanover und Luft- und Meerespatrouillen. Zudem soll ge-
meinsam auf ,,verschiedene Herausforderungen und Drohungen® reagiert wer-
den.

Russland bekannte sich der Erklarung zufolge auch dazu, dass die demokra-
tisch regierte und de facto unabhéngige Insel Taiwan ein Bestandteil Chinas
sei.

Die wirtschaftlichen Verwerfungen, die die USA und Israel mit dem Iran-
krieg ausgelost haben, stiirzen die Staaten des Globalen Siidens noch
mehr in Armut, Hunger und Elend. Die weltweite Erndhrungssicherheit ist
nicht mehr gegeben. Die aktuelle Lage droht schon in Kiirze 45 Millionen
Menschen weltweit in akuten Hunger zu treiben. Gleichzeitig muss sich Afti-
ka fiir einen Mangel an medizinischen Giitern wappnen, da der Kontinent ei-
nen Grofiteil davon iiber den Mittleren Osten importiert. Dariiber hinaus droht
wegen des dreifachen Schocks aus Energie- und Nahrungsmittelkrise sowie
kriegsbedingt schwicherem Wirtschaftswachstum weltweit mehr als 32 Milli-
onen Menschen die Armut — vor allem in Entwicklungsldndern. Die Bundes-
regierung, die sich gewohnlich als Vorkdmpferin fiir Menschenrechte und Hu-
manitét in Szene zu setzen sucht, schweigt zu den fatalen Folgen des volker-
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rechtswidrigen Angriffskriegs ihrer Verbiindeten fiir den drmeren Teil der
Welt.

Die Europiische Union gibt dem Druck von Donald Trump in Sachen
Zolldeal nach. Sie setzt den US-Zoll-Deal um: Das Abkommen beschert der
angeschlagenen Wirtschaft ein gewisses Mal} an Stabilitét, heif3t es.

Die EU plant drastisch verschérfte Zolle gegen Importe aus China. Berlin
sucht in Beijing abzuwiegeln — im Interesse des deutschen Chinageschifts.
Vor der angekiindigten Debatte der EU-Kommission iiber die Zollmainahmen
der EU gegen China sendet Berlin stark widerspriichliche Signale. Einerseits
hat Bundeswirtschaftsministerin Katherina Reiche bei einem Besuch in Bei-
jing fiir eine Fortsetzung der Wirtschaftskooperation und fiir Kooperation statt
Konfrontation geworben — im Interesse des fiir viele deutsche Unternehmen
nach wie vor hochst wichtigen Chinageschifts. Zugleich besucht eine Bundes-
tagsdelegation Taiwan, wo sie sich nicht nur fiir den Ausbau der zivilen Wirt-
schaftsbeziehungen einsetzt; von einer Zusammenarbeit bei Kiinstlicher Intel-
ligenz (KI) war die Rede. Taiwans Président Lai Ching-te dringt zugleich auf
den Ausbau der Riistungskooperation, zu der bereits im vergangenen Jahr ers-
te Schritte unternommen wurden. Die Volksrepublik hat mittlerweile ein ers-
tes deutsches Riistungsunternehmen auf eine Exportkontrollliste gesetzt; sie
wirft ihm vor, in Waffenlieferungen an Taiwan involviert zu sein. Die Zoll-
malnahmen, die die EU plant, orientieren sich an US-Vorbildern und umfas-
sen unter anderem Zo6lle zum angeblichen Schutz der ,,nationalen Sicherheit®.

Die direkten Investitionen aus dem Ausland in Deutschland befinden sich
seit einigen Jahren in einem stetigen Abwiirtstrend. Die ausldndischen Di-
rektinvestitionen in Deutschland sind 2025 das achte Jahr in Folge gesunken
und erreichten ein 17-Jahres-Tief, wie eine am Donnerstag der Vorwoche ver-
offentlichte Umfrage des global agierenden Wirtschaftspriifungsunternehmens
EY ergab. Gegeniiber 2024 gingen sie um nochmals zehn Prozent zuriick und
betrafen nur noch 548 Projekte. Sie fielen damit auf ein Niveau, auf dem sie
sich zuletzt im Jahr 2009, wihrend der Weltfinanzkrise, befanden. Als Griinde
fiir den Riickgang nennt die Pressemitteilung von EY "ein schwicheres Wirt-
schaftswachstum (in Europa — Anm. d. Red.), eine groBere Anfalligkeit ge-
geniiber Schwankungen der Energiepreise, Handelsspannungen mit den USA
sowie die anhaltenden Auswirkungen des Krieges in der Ukraine und des
Konflikts im Nahen Osten". In der Umfrage selbst werden auBlerdem hohe
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Steuern, Arbeits- und Energiekosten sowie "fehlende Reformen zur Vereinfa-
chung starrer biirokratischer Verfahren" als Ursachen fiir zuriickgehende In-
vestitionen genannt. Die Auslandsdirektinvestitionen in Europa insgesamt
gingen 2025 um sieben Prozent zuriick, so der EY-Bericht. Allerdings sind
die direkten Auslandsinvestitionen im Jahr 2025 im Vergleich zu 2024 : In
Frankreich um 17 Prozent, im Vereinigten Konigreich um 14 Prozent. Kon-
krete Investitionssummen offenbart der Bericht im o6ffentlich zuginglichen
Teil nicht.

Mit Kevin Warsh iibernimmt ein Vertrauter Trumps und Vertreter eines
neuen geldpolitischen Kurses die Fiihrung der US-Notenbank: Er steht fiir
niedrigere Leitzinsen; zudem zielt Washington auf einen schwicheren US-
Dollar — zwecks Ankurbelung der Exporte — und auf eine engere Verkniipfung
von Wirtschaftspolitik und Sicherheitsinteressen. Hinter Konzepten wie dem
Mar-a-Lago Accord verbirgt sich der Versuch, die globale Vorrangstellung
der USA unter verschirften Konkurrenzbedingungen langfristig abzusichern.
Dabei sollen unter anderem Zdlle, militdrische Schutzgarantien und finanzpo-
litische MaBnahmen eng miteinander verkniipft werden. Okonomen aus dem
Umfeld von Trump diskutieren bereits Modelle, mit denen Verbiindete unter
Druck gesetzt werden konnten, um die gigantische Schuldenlast der USA
langfristig tragféhig zu halten und gleichzeitig die US-Industrieproduktion an-
zukurbeln. Berliner Regierungsberater warnen, die Plane konnten zu einer kri-
senhaften Entwicklung fiihren, die auch die EU erfassen werde.

Sowjetunion: Der Revisionismus bereitete der
Konterrevolution den Weg

Heinz Ahlreip: Stalingrad — Der Anfang vom Ende. Und
heute riisten die Imperialisten wieder hoch, sie wollen Re-
vanche

Das Blatt hatte sich im II. Weltkrieg nach der fiir die Wehrmacht verlorenen

Schlacht gewendet zu einem Initiativen-Wechsel. Der ab 1933 anhaltende
Mythos von der deutschen Unbesiegbarkeit hielt zehn Jahre.
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Am 2. Februar 1943 brach der Mythos zusammen, an diesem Tag kapitulierte
die gesamte 6. Armee. Wir erinnern uns: Im Kommunistischen Manifest wird
Russland nicht einmal erwéhnt. Jetzt kam aus Lenins Land Aufklérungslitera-
tur. Die deutschen Imperialisten konnten machen, was sie wollten, vor und
nach Stalingrad war Deutschland das konterrevolutionérste, was Menschen-
rechte betrifft reaktiondrste Land auf Erden. Deutschland hat sdmtliche Kon-
terrevolutionen durchlitten, schreibt der junge Marx, und nie eine erfolgreiche
Revolution mitgefeiert. Moge heute das deutsche Biirgertum in diesem Spief3-
biirgerbrei elend versinken.

Hitler sandte am 24. Januar 1943 einen Funkspruch in den Nordkessel, der 72
Tage Bestand hatte, in dem er von einem Beitrag zur Rettung des christlichen
Abendlandes schwafelte. Die 6. Armee trotzt deshalb dem Feind bis zum letz-
ten Mann und bis zur letzten Patrone. So viel immerhin erkannte Hitler, als er
sagte, dass, wenn ,,wir* diese Schlacht verlieren, der ganze Feldzug scheitern
wiirde. Wir werden nie mehr zuriickkehren.

Dass das ,,Unternechmen Barbarossa“ scheitern wird, dariiber gab bereits die
Weltwirtschaftskrise von 1929 Auskunft, die in einigen Lindern bis in den
Beginn des zweiten Weltkrieges hineinragte. In der Sowjetunion lag eine
Ubereinstimmung von Produktivkriften und Produktionsverhiltnissen vor
und erstere entwickelten sich ziigig, stabil und kontinuierlich bei einer einheit-
lichen Giiternormierung in der GroBproduktion; in Deutschland und in den
anderen kapitalistischen Léndern, in denen Anarchie der Produktion vorlag
und somit ein Normierungskuddelmuddel, nahm der Produktionsprozess zwar
mehr und mehr gesellschaftlichen Charakter an — kollidierte damit aber mit
dem privatkapitalistisch bleibenden Eigentum an den Produktionsmitteln.

Dem Kapitalismus liegen daher wie auch schon vor 1929 und in seiner weite-
ren Geschichte immer wieder periodische Uberproduktionskrisen inne - bei
zunehmender Verarmung der Massen, also landesweit grassierender Kauf-
kraftverlust und riesiger Kapital- und Produktivkraftvernichtung. Die iiber-
schiissigen Waren und Produktionsanlagen miissen vernichtet werden - bei
unerbittlich steigendem Hunger der Volksmassen. Aus dieser 6konomischen
Disposition heraus stand der Sieger der Schlacht von Stalingrad schon 1929
fest. Der Sieg von Stalingrad zeigte nach der Abwehr ausldndischer kapitalis-
tischer Staaten wéhren des Biirgerkriegs Anfang der 20er Jahre, dass die Zeit
des Sieges raubgieriger Ausbeuterstaaten, in denen schérfster Klassenkampf
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herrscht, iber einen sozialistischen, in denen kameradschaftliche Beziechungen
unter den Produzenten vorliegen, vorbei ist.

Aber das war noch nicht endgiiltig: 1956 setzte eine Entartung ein, die die So-
wjetunion um eine ganze historische Epoche zurlickwarf. Alle russlandfreund-
liche Haltung im gegenwértigen sogenannten Ukrainekrieg muss dieses Kar-
dinale in den Vordergrund stellen und nicht so tun, als sei Putin ein Nachfol-
ger eines bolschewistischen Volkskommissars. Wir miissen gegen diese Ele-
mente ein marxistisch-leninistisches Koordinatensystem verteidigen.

Erhebliche mentale Probleme hinterliel3 die Schlacht von Stalingrad, Kinder
ohne Spielzeug, betrogene Kinder ohne Kindheit, mit verkriippelten Seelen,
lebenslang von den Bildern verfolgt, die unzéhlbaren nichtlichen Alptraume,
Stalingrad ldsst einen nicht los, schlaflose Nichte, denn wer kann die Bilder
bei lebendigem Leib verbrennender Kinder ausloschen?

Nun, Faschisten, Sozialdemokraten, Imperialisten und anderes Gewiirm kon-
nen es. Als ob man bei perversem, konterrevolutiondrem Dreck Mitmensch-
lichkeit erwarten darf...

Heute riisten die Imperialisten wieder hoch, sie wollen Revanche. Oder ist es
etwa Zufall, dass am 9. Mai 2026 das Hissen von Sowjetfahnen in Berlin ver-
boten war? Berlin ist und bleibt die Hauptstadt des faschistischen Kernlandes.
Aber die Sowjetrevisionisten stehen dem nicht viel nach, 1961 wurde Stalin-
grad in Wolgograd umgetauft. Nur: der Fluss hat nicht gesiegt, gesiegt haben
die Rote Armee, der noch junge Sozialismus in der UdSSR und Stalin, der
beste Schiiler Lenins.

Nach dem Sieg des Revisionismus in der Sowjetunion und deren Aufldsung
wurde der Mensch wieder vom Sockel gestoflen, das Produkt beherrscht seit-
dem wieder den Produzenten. Der Revisionismus hatte sein Ziel erreicht.

16



offen-siv 3-2026

Der deutsche Militarismus gestern und heute

Marxistischer Arbeitskreis, Jiirgen Geppert: Der deutsche
Militarismus

Der Militarismus im Allgemeinen ist ein reaktionéres politisches System herr-
schender Ausbeuterklassen zur Unterdriickung des eigenen Volkes und zur
Verwirklichung ihrer Expansionspolitik gegeniiber anderen Staaten mit mili-
tarischen Mitteln, das heifit durch Kriege.

Lenin prézisiert: ,, Der moderne Militarismus ist ein Resultat des Kapitalis-
mus. In seinen beiden Formen bildet er eine Lebenserscheinung des Kapitalis-
mus: als Militdrmacht, die die kapitalistischen Staaten bei ihren duferen Zu-
sammenstofen einsetzen (Militarismus nach aufen ...), und als Waffe in den
Hinden der herrschenden Klassen zur Niederhaltung aller (Okonomischen
und politischen) Bewegungen des Proletariats (Militarismus nach innen). "
(Lenin, Bd. 15, S, 187)

Die wichtigste Machtgrundlage ist der reaktionédre kapitalistische Staat mit
seinen bewaftneten Kréften. Diese werden nach Ausriistung und Stérke ex-
trem entwickelt. Dahinter verbergen sich die aggressivsten Krifte des Mono-
polkapitals. Fiir die Bevolkerung bedeutet das Preiserh6hungen, Steuern, Zol-
le, Einschnitte bei den Sozialsystemen, Kriegsanleihen usw. Die gesamte
Wirtschaft wird militarisiert, jede demokratische Bewegung wird unterdriickt
und die militirische Ideologie wird gesellschaftlich vorherrschend. Bedro-
hungsliigen jeglicher Art werden erfunden Militdrische Gewalt sei dann an-
geblich das bestmdgliche Mittel zur Losung innen- und auflenpolitischer Fra-
gen, so wird es behauptet. Das erhoht die Kriegsgefahr. Diese hat seit der Her-
ausbildung des Imperialismus, der heute die ganze Welt umfasst, enorm zuge-
nommen. Inhaltlich geht es um die ,,Neuaufteilung™ der Welt unter den Mono-
polbourgeoisien. ,,Jetzt durchdringt die Militarisierung das ganze offentliche
Leben. “ (Lenin, Bd. 23, S.78)

Der deutsche Militarismus war bis auf die kurze Zeit der Existenz der DDR
stets besonders reaktionidr und antidemokratisch. Deshalb werfen wir nun ei-
nen Blick in die Geschichte.
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Der Ausgangspunkt fiir die Entwicklung des deutschen Imperialismus und in
dessen Folge des deutschen Militarismus war die junkerlich-bourgeoisen
Klassengrundlage der deutschen Okonomie in der ersten Hilfte des 19. Jh.,
die niedergeschlagene biirgerlich-demokratische Revolution 1848/49 und der
in den 60er Jahren des 19. Jh. geschlossenen Klassenkompromiss von Grof3-
bourgeoisie und Junkertums sowie die Reichsgriindung durch Preuflen 1871.

Militarismus nach der Reichsgriindung

Im Ergebnis wirtschaftlichen Zusammenschlusses der Kleinstaaten auf der
Grundlage der Zollunion sowie der Einigungskriege 1864 bis 1871 und des
gemeinsamen Sieges des von PreuBlen gefiihrten Militarbiindnisses der deut-
schen Staaten im Deutsch-Franzosischen Krieg erfolgte die Reichsgriindung
im Jahr 1871. Es entstand ein deutscher Nationalstaat, der von Anfang an ag-
gressiv war. Der preullische Militarismus und der deutsche Nationalismus
sind eng miteinander verbunden. Es erfolgte einer grundlegenden Neuausrich-
tung der Machtverhéltnisse in Europa. Deutschland, nun vereinigt und ge-
starkt, trat als neue GroBmacht auf die Bithne der Weltpolitik.

Der Militarismus des spéten 19. und frithen 20. Jahrhunderts forderte ein
Wettriisten, das zu neuen Militdrtechnologien und erhohten Riistungsausga-
ben fiihrte. Im europdischen Denken des 19. Jahrhunderts - so wie heute -
wurden Politik und militdrische Macht untrennbar miteinander verbunden,
dhnlich wie Politik und Wirtschaftsfiihrung in der heutigen Zeit untrennbar
geworden sind. Ein Beispiel dafiir war der Riistungskonzern Krupp. 1859 er-
hielt Krupp erstmalig einen preuBBischen GroBauftrag fiir die Herstellung von
300 Gussstahlkanonenrohrblocken. Krupp ging als Riistungsbetrieb in die Ge-
schichte ein.

Die Jahre zwischen 1890 und 1914 gelten als eine der massivsten Hochriis-
tungsphasen der deutschen Geschichte. In dieser Zeit wurden die riistungs-
wirtschaftlichen und waffentechnischen Voraussetzungen geschaffen, die den
Ersten Weltkrieg als industrialisierten Krieg erst moglich machten. GroB3en
Anteil an dieser Entwicklung hatte das von den Montankonzernen dominierte
rheinisch-westfilische Industriegebiet, das vor dem Ersten Weltkrieg das Zen-
trum der deutschen Riistungsindustrie war. Auch im Ersten Weltkrieg wurde
die Rhein-Ruhr-Region ihrem Ruf als Waffenschmiede des Deutschen Rei-
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ches mehr als gerecht. (Michael Gaigalat: Riistung fiir die deutsche Welt-
machtpolitik. In: W&F 2015/3)

In den Jahren von 1872 bis 1913 stiegen die Militdrausgaben kontinuierlich
von 347 Millionen Reichsmark auf 1,8 Mrd. Reichsmark. Hier war fiir alle be-
teiligten ein maximaler Profit moglich. Immer mehr kapitalistische Unterneh-
men beteiligten sich an diesem lukrativen Geschéft der Waftenproduktion.
Vorher war der Riistungsbedarf durch Produktion in staatlichen Waffen-
schmieden gedeckt worden. Durch den verstdrkten Aufbau einer privaten Riis-
tungsindustrie entstand ein okonomischer Machtkomplex, der neben seinen
allgemeinen kapitalistischen Expansionsinteressen auch aus ganz spezifischen
eigenen Okonomischen Interessen permanent auf Verstirkung der Riistung
dréngte.

Kurz vor dem Ersten Weltkrieg gingen die Auftrége fiir 60 Prozent der Riis-
tungsmittel an private Produzenten und nur noch fiir 40 Prozent an die staatli-
chen Heereswerkstitten.

Das Beispiel Rheinmetall

Um die Jahrhundertwende wurden auch die Firmen Rheinmetall und Erhardt
& Heye im Riistungssektor titig.

1889 griindete der Horder Bergwerks- und Hiitten-Verein die Rheinische Me-
tallwaren- und Maschinenfabrik Aktiengesellschaft, um fiir das Deutsche Kai-
serreich Munition zu produzieren. Heinrich Erhard (1840-1928) leitete nicht
nur den Bau des Rheinmetall-Werks in Diisseldorf, sondern auch den Betrieb
bis 1920.

Das Unternehmen expandierte in den Folgejahren sehr schnell, teils durch
staatliche Auftrage und teils, weil man in den Jahren 1891 und 1892 Patente
auf zwei Verfahren zur Herstellung nahtloser Rohre erhielt. Rheinmetall stell-
te 1896 das weltweit erste felddiensttaugliche Schnellfeuergeschiitz vor, das
in den Folgejahren erhebliche Profite abwarf. Fiir die Erprobung von Waffen
und Munition wurde 1899 ein Gelidnde in der Ndhe von Unterlii} in der Liine-
burger Heide gepachtet. Dieser Standort existiert heute noch und umfasst ak-
tuell eine Fliche von 50 Quadratkilometern. Durch Firmen-Ubernahmen von
Rheinmetall wurde die Produktpalette um Handfeuerwaffen, Patronen und
Geschossziinder erweitert.
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1906 wurde das Werk in Diisseldorf erweitert. Bei Beginn des Ersten Welt-
krieges 1914 war Rheinmetall einer der grofiten Riistungshersteller im Deut-
schen Kaiserreich und beschiftigte fast 8.000 Arbeiter. Bis zum Ende des
Krieges vergroferte sich die Belegschaft auf knapp 48.000 Beschéftigte.

Von der riistungspolitischen Wende Anfang der 1890er Jahre profitierten vor
allem die Firmen Krupp und Rheinmetall. Schon in den beiden vorangegange-
nen Jahrzehnten hatte sie sich stets als verldsslicher Riistungspartner des
Deutschen Reiches erwiesen, wenn die staatlichen Heereswerkstitten mit der
Waften- und Munitionsproduktion nicht nachkamen. Trotz der schwankenden
Nachfrage hatte sich eine politisch-industrielle Symbiose zwischen der Fa.
Krupp, der kaiserlichen Administration und den Militdrbehdrden herausgebil -
det.

Solche Konzerne wie Krupp, Rheinmetall u.a. verdankten ihre Entwicklung
vor allem den Profiten, die sie aus staatlichen Riistungsauftrigen zogen. Aber
neben der Produktion fiir die Aufriistung des deutschen Militdrs spielte auch
damals schon der internationale Waffenhandel eine bedeutende Rolle fiir die
deutsche Riistungsindustrie. Auch hier waren der Krupp-Konzern und Rhein-
metall an vorderster Front zu finden. Daneben etablierte sich auch die bekann-
te Fa. Mauser zum bedeutsamen Waffenexporteur.

Die meisten Waffengeschifte wurden auch damals schon auf dem internatio-
nalen Markt getitigt. Krupp verdiente sein Geld vor allem mit Exportgeschaf-
ten. Von 1875 bis 1891 setzte Krupp nur 18 Prozent seiner Riistungsprodukti-
on im Inland ab, 82 Prozent waren Bestellungen auslédndischer Militdrverwal -
tungen. Nur durch diese Auftriage gelang es, die vorhandenen Produktionsan-
lagen voll auszulasten, da der eigene Staat haufig zu wenig Kriegsmaterial or-
derte. Das Deutsche Reich wiederum duldete die Ausfuhr von Waffen, um die
Leistungsfahigkeit der privaten Riistungsindustrie zu erhalten und die waffen-
technische Entwicklung zu fordern. So 16ste die kriegsbedingte Aufriistung ei-
ne Hochkonjunktur aus und sorgte bei den Unternehmen fiir hohe Kriegsge-
winne.

Die Entwicklung des Militdrs musste dem angepasst werden. Das Deutsche
Reich verfiigte wie der Norddeutsche Bund bis dahin {iber keine eigenen
Landstreitkrdfte. Neben der PreuBischen Armee bestanden im Deutschen
Reich noch die Bayerische, die Séchsische und die Wiirttembergische Armee.
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Und wie im Norddeutschen Bund nahmen auch im Deutschen Reich Spitzen-
behorden der PreuBlischen Armee de facto die Aufgaben militarischer Spitzen-
behorden des Deutschen Reiches wahr. Das Konigreich PreuBlen gilt als die
Quelle des europdischen Militarismus.

Vor der Einigung Deutschlands 1871 war Preuflen das méchtigste Land unter
den deutschen Konigreichen. Nach der Vereinigung wurden die deutsche Re-
gierung und die Streitkrdfte nach dem preuBlischen Vorbild aufgebaut und vie-
le deutsche Politiker und Generile waren Junker. Preuflens Sieg gegen Frank-
reich im Jahr 1871 bewies, dass die preuBBische Armee die gefahrlichste und
effektivste militarische Kraft in Europa war. Die preuBischen Kommandeure,
das Personal und die Methodik wurden zur Keimzelle der neuen deutschen
Reichsarmee. Der deutsche Kaiser war ihr Oberbefehlshaber; er stiitzte sich
auf einen Militérrat und einen Generalstab, deren Mitglieder aus Junkern und
Berufsoffizieren bestanden. Der Reichstag, das gewéhlte zivile Parlament
Deutschlands, hatte in militarischen Fragen nur eine beratende Funktion.

Auch als Kolonialmacht wurde das Deutsche Reich aktiv. Ab 1885 entstanden
in den afrikanischen ,,Schutzgebieten™ Deutsch-Siidwestafrika, Deutsch-Ost-
afrika und Kamerun kaiserliche ,,Schutztruppen®.

Im Jahr 1900 wurde als militdrische Einrichtung unter dem Befehl des Kaisers
das Reichsmilitérgericht gebildet. Und ebenfalls 1900 wurde fiir die Fiihrung
der internationalen Verbdnde zur Niederschlagung des sogenannten Boxer-
Aufstandes in China das Armeeoberkommando in Ostasien gebildet. Fiir den
deutschen Anteil an diesem Unternehmen wurde 1900 aus den Abordnungen
der Streitkrifte der Mitgliedsstaaten ein Ostasiatisches Expeditionskorps ge-
bildet, aus dem 1901 die Ostasiatische Besatzungsbrigade entstand.

Um die territorialen Streitkrifte zu starken wurde zum Beispiel die Schaum-
weinsteuer 1902 vom Reichstag zur Finanzierung der kaiserlichen Kriegsflot-
te eingefithrt. Der Beschluss des Schaumweinsteuergesetzes durch den
Reichstag erfolgte nach drei Beratungen in der Sitzung am 26. April 1902.
Diese Steuer wurde 1933 als eine MaBnahme zur Uberwindung der Wirt-
schaftskrise auf Null gesenkt, aber nicht abgeschafft. 1939 wurde sie in Form
eines Kriegszuschlages, besonders zur Entwicklung der U-Boot-Flotte, wieder
aktiviert. Diese Steuer gibt es noch heute.

1914 - der Erste Weltkrieg

21



offen-siv 3-2026

Bei der Mobilmachung im August 1914 zum Beginn des Ersten Weltkrieges
trat das Deutsche Heer, bestehend aus den Armeen Preuflens, Bayerns, Sach-
sens und Wiirttembergs unter dem Befehl des Kaisers zusammen. Im Zuge
dessen wurden zuvor nicht bestehende Armeeoberkommandos gebildet.

Der erste Weltkrieg (1914-1918) stellte nicht nur in militdrischer Hinsicht ei-
ne neue Qualitit dar. Durch den immensen technischen Fortschritt wurde das
Kriegsgebiet iiber die Schiitzengrdben hinaus ausgedehnt. Erstmals hatte so
auch die Zivilbevolkerung der am Krieg beteiligten Staaten unter den Kampf-
handlungen zu leiden.

Dieser Krieg war gesetzmiBig die Folge der ungleichméBigen Entwicklung
des Kapitalismus und des Kampfes des Monopolkapitals um die Neuauftei-
lung der Welt sowie seines Strebens, die revolutiondre Bewegung zu unter-
driicken. Er wurde von den imperialistischen GroBméachten, insbesondere von
Deutschland langfristig vorbereitet. Eine neue Qualitit bestand auch darin,
dass sich erstmals zwei imperialistische Militdrblocke (Entente und Mittel-
michte) gegeniiberstanden. In Uberschitzung seiner militdrischen Kraft und
Unterschitzung seines Gegners beabsichtigte der deutsche Imperialismus im
Sinne der ,,Blitzkriegsstrategie* zundchst Frankreich und danach Russland zu
schlagen.

Die Vorbereitung auf einen solchen Krieg erfordert die Militarisierung des ge-
samten Volkes und der Wirtschaft. Wie wurde dieser Krieg finanziert? Die Fi-
nanzierung des Ersten Weltkrieges mit all seinen technischen Neuerungen
stellte eine bis dahin nicht gekannte Belastung fiir die gesamte deutsche
Volkswirtschaft dar. Um die Mobilmachung finanzieren zu kénnen wurden im
Jahr 1914 die bestehenden Finanzgesetze reformiert. Damit wurde bereits der
Grundstein fiir die Inflation in der Zeit von 1918 bis 1923 gelegt. Die Annah-
me der deutschen Reichsregierung, der Krieg wiirde kurz und siegreich sein,
hatte zur Folge, dass kein langfristiger Kosten- und Finanzierungsplan fiir die-
sen Krieg erarbeitet wurde. Vielmehr wurden durch weitere Anderungen der
Finanz- und Steuergesetze sowie durch die Griindung von Darlehenskassen
die bestehenden Vorschriften zur Deckung des Geldumlaufs langsam ausge-
hohlt.

Die gesetzlichen Voraussetzungen fiir die Organisation der Kriegswirtschaft
wurden vom Reichstag am 4. August 1914 mit einem "Ermichtigungsgesetz"
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verabschiedet, das weitreichende Eingriffe in das Wirtschaftsleben mdglich
machte.

Grundsétzlich gibt es drei Formen der Kriegsfinanzierung, die noch heute gel-
ten:

1. Ein reicher Staat kann die Ausgaben fiir einen Krieg zumindest partiell
durch Steuererhdhungen beschaffen. In den USA und in GroBbritannien wur-
den die Kriegskosten im Ersten Weltkrieg zu je einem Viertel durch Steuerer-
héhungen aufgebracht. In Osterreich war der Beitrag der Steuern zur Finan-
zierung der Kriegsausgaben gleich Null.

2. Durch Kriegsanleihen konnen die Kosten eines Krieges iiber viele Jahre,
das heif3t also iiber Generationen verteilt werden.

3. Der einfachste, aber auf lange Sicht problematischste Weg der Kriegsfinan-
zierung, der auch wirtschaftlich schwachen Staaten offensteht, besteht in der
direkten Verschuldung des Staates bei der Notenbank. Er fiihrt unmittelbar in
die Inflation.

Dieser Weg wurde im Ersten Weltkrieg im Deutschen Reich eingeschlagen.
Die Kriegskosten wurden zu ca. 60 % durch Kriegsanleihen und zu 40 %
durch Kredite bei der Notenbank aufgebracht. Der Geldumlauf wurde ver-
mehrt und so das Inflationspotenzial vergrofB3ert.

Die Kriegsanleihen waren von Beginn an das wichtigste Mittel, um den Krieg
iiberhaupt zu finanzieren. Mit Zeitungsannoncen, Plakaten und Filmen rief
das Deutsche Reich regelméBig zur Zeichnung der Kriegsanleihe auf und ver-
sprach fiinf Prozent Zinsen. Das baute einen groflen moralischen Druck auf;,
dem sich damals kaum jemand entziehen konnte. Die Rostocker Historikerin
Antje Strah sagt aus: "Die Botschaft des Deutschen Reiches war: 'Damit un-
terstiitzt Thr Eure Mdnner und der Krieg wird schneller beendet sein. Alles
wird sich zum Guten wenden, ihr miisst nur Euer Geld geben.” Der gesell-
schaftliche Druck, das groBe Zinsversprechen und auch die anfingliche
Kriegsbegeisterung bringen Millionen Menschen dazu zu "zeichnen". In den
vier Kriegsjahren zahlen die Menschen insgesamt 98 Milliarden Mark ein und
decken damit 60 Prozent der Kriegskosten. Den wachsenden Finanzbedarf des
Reiches (Kriegsproduktion, Tilgung und Verzinsung der Schulden) jedoch
konnte nicht gestillt werden.
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Da der Krieg nun mal kein ,,Blitzkrieg® wurde, sondern ldnger dauerte als ge-
plant, kam es auch in Deutschland zu Hungersnéten, die durch den extrem
kalten Winter 1916/17verschirft wurden.

Von den versprochenen Gewinnen bekamen die Geldgeber nichts, denn das
Deutsche Reich verlor den Krieg. Schon vor Kriegsende hatte die Inflation
eingesetzt und das Finanzsystem war komplett zusammengebrochen. Mit
Kriegsschluss wurden dem Deutschen Reich Reparationszahlungen an Frank-
reich und GroBbritannien aufgelastet. Dieses Geld sollte fortwahrend gezahlt
werden und dafiir wurde immer mehr gedruckt, aber es stand kein Gegenwert
da. So verlor das Geld praktisch von Stunde zu Stunde an Wert.

Heute sagt man zu solchen Schulden ,,Sondervermogen.

Zur Okonomie des Krieges gehoren ganz allgemein und so auch im Ersten
Weltkrieg drei verschiedene Ebenen, die ungeheure Herausforderungen mit
sich bringen:

Zum Ersten gehorte dazu die Produktion der an der Front benétigten Riis-
tungsgiiter, also von Waffen und Munition, wie sie wéhrend des Krieges vor-
her nicht gekannte GroRenordnungen erreichte. Allein im Jahre 1918 etwa
wurden in Deutschland mehr als viermal so viele Geschiitze produziert wie
die gesamte Artillerieausstattung, die das deutsche Heer vor dem Beginn des
Krieges 1914 aufgewiesen hatte. Und noch weit schneller wuchs der Bedarf
an Munition, Granaten und Patronen, deren Verbrauch ins schier unermessli-
che stieg.

Zum Zweiten war es notwendig, trotz des Vorrangs fiir die Riistungsprodukti-
on auch die Versorgung der Menschen an der Front wie in der Heimat mit Le-
bensmitteln und anderen Verbrauchsgiitern sicherzustellen.

Zum Dritten schlieflich mussten die Finanzmittel aufgebracht werden, um die
enorme Riistungsproduktion finanzieren zu kénnen. Auf knapp 160 Milliarden
Reichsmark beliefen sich Ende 1918 die Kriegskosten des Deutschen Reiches,
was etwa dem Vierfachen des gesamten deutschen Volkseinkommens im Jahre
1913 und der Halfte des geschétzten Volksvermodgens insgesamt entsprach.

Die Kriegsfinanzierung auf dem Schuldenwege hatte gravierende wirtschaftli-
che und gesellschaftliche Folgen. Die Geldentwertung hatte mit dem Beginn
des Ersten Weltkrieges ihren Anfang genommen und setzte sich mit einem
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"Inflationsjahrzent" der Jahre 1914 bis 1923/24 fort, wobei sich in den beiden
letzten Jahren der Prozess zur Hyperinflation steigerte.

1918 bis 1933

Unter dem Einfluss der Februarrevolution in Russland verschérfte sich der
Klassenkampf in allen imperialistischen Staaten, auch in Deutschland. Russ-
land brach mit dem Sieg der GroBen Sozialistischen Oktoberevolution als ers-
tes Land aus dem imperialistischen System aus. 1918 war die deutsche milita-
rische Fithrung gezwungen, den Krieg als verloren anzuerkennen.

Die absoluten Zahlen der Toten im Ersten Weltkrieg sind erschreckend. Laut
Schétzungen verloren die Kriegsparteien insgesamt etwa 16 Millionen Men-
schenleben, davon:

Deutschland: Etwa 2 Millionen Soldaten und 400.000 Zivilisten,
Frankreich: Ungefdhr 1,4 Millionen Soldaten und 300.000 Zivilisten,
Osterreich-Ungarn: Rund 1,2 Millionen Soldaten und 400.000 Zivilisten,

Russland: Schétzungen sprechen von bis zu 2 Millionen Soldaten und einer
hohen Zahl an Zivilisten,

Grofbritannien: Circa 1 Million Soldaten und etwa 100.000 Zivilisten.

Die ,,Neuaufteilung der Welt“ geschah nicht den Interesse des Deutschen Rei-
ches folgend, sondern zu Gunsten der Ententemdchte. Dieses Ergebnis barg
wie fast jeder imperialistische ,,Friedensschluss“ den Keim neuer Kriege in
sich.

Aber zunichst entstand Hoffnung am Horizont: Mit dem Aufstand der Kieler
Matrosen begann die Novemberrevolution 1918/19. Sie erzwang den Sturz
der Hohenzollern-Monarchie, der Fiirsten in den einzelnen deutschen Staaten
und der kaiserlichen Regierung. Zur sozialistischen Revolution gelangte die-
ser Aufstand wegen mangelnder Klarheit der Arbeiterklasse und vor allem we-
gen des Verrats der Sozialdemokratischen Partei, die Rosa Luxemburg zurecht
als einen ,,stinkenden Leichnam® bezeichnete, leider nicht. Ware das damals
gelungen, hétte die Geschichte des 20. Jahrhunderts einen vollig anderen Ver-
lauf genommen.
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Die Niederlage des Deutschen Reiches im Ersten Weltkrieg wurde von den
imperialistischen Kréiften in Deutschland nicht anerkannt. Es gab zwar einen
Friedensvertrag, den Friedensvertrag von Versailles, und dieser enthielt u.a.
auch drastischen Beschrankungen wie Gebietsabtretungen, Verlust der deut-
schen Kolonien, das Rheinland wurde entmilitarisiert und dem deutschen Mi-
litdar wurden Beschrdnkungen in der Organisation und der maximalen Grofe
und Bewaffnung auferlegt.

Das Deutsche Reich wurde zur Wiedergutmachung durch Reparationen ver-
pflichtet. Eine erste Rate von 20 Milliarden Goldmark war bis April 1921 zu
zahlen. Aullerdem wurde eine Verkleinerung der reichsdeutschen Handelsflot-
te festgeschrieben. Die grofen deutschen Schifffahrtswege auf der Elbe, Oder,
Donau und Memel wurden zu internationalen Schiffswegen erklart. Fiir fiinf
Jahre musste das Deutsche Reich den Siegerméchten einseitig die Meistbe-
giinstigung gewdhren. Luxemburg musste die bislang bestehende Zollunion
mit dem Deutschen Reich aufgeben.

Der durch den Ersten Weltkrieg abgebrochene Aufschwung der deutschen In-
dustrie und Wirtschaft in der Zeit des Kaiserreichs konnte nach Kriegsende
nicht wieder aufgenommen werden. Vielmehr kam es in der Weimarer Repu-
blik zu einer Stagnation der wirtschaftlichen Entwicklung gegeniiber der Vor-
kriegszeit. Deutschlands Industrieproduktion war 1919 auf den Stand von
1888 zuriickgefallen. Die Wirtschaftskraft des deutschen Reiches verlor nach
Kriegsende 26 Prozent der Steinkohleférderung sowie 44 Prozent der Rohei-
sen- und 38 Prozent der Stahlproduktion. Die Abtretung Elsass-Lothringens
an Frankreich bedeutete den Verlust von 70 Prozent der gesamten deutschen
Erzforderung. Die Landwirtschaft verlor insgesamt einen Flachenanteil von
14 Prozent. Zur den Reparationsleistungen gehoérten auch 5.000 Lokomotiven,
150.000 Eisenbahnwaggons und 5.000 Lastkraftwagen, 90 Prozent der Hoch-
see-Handelsflotte, die 1914 die zweitgroBte der Welt gewesen war. Erst 1927
erreichte die industrielle Produktion Deutschlands wieder den Umfang von
1913.

Man koénnte annehmen, dass aus diesen dramatischen Folgen des Krieges
Schlussfolgerungen in Richtung des Aufbaus eines friedlichen Staates gezo-
gen wiirden. Das entspricht aber nicht dem Charakter des Imperialismus.
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Im Jahr 1923 konnte die deutsche Regierung die hohen Reparationen nicht
mehr zahlen. Daraufhin besetzten franzosische und belgische Truppen das
Ruhrgebiet, um Rohstoffe als Sachleistungen sicherzustellen. Es kam an-
schlieBend zum Ruhrkampf, der die wirtschaftliche Lage nochmals verscharf-
te und im selben Jahr eine Hyperinflation ausléste. Dem folgte eine Wéh-
rungsreform mit der Einfitlhrung der Rentenmark. Durch Verhandlungen mit
den Siegermdchten wurde die Voraussetzung dafiir geschaffen, einen neuen
Kurs beziiglich der Reparationszahlungen einzuschlagen.

Fiir den deutschen Imperialismus stand die Frage im Raum, wie sich die Wei-
marer Republik wirtschaftlich und militérisch in einer relativ kurzen Zeit er-
holen konnte, denn die jetzt vorhandene Situation war fiir das deutsche Mono-
polkapital nicht akzeptabel. 1924 wurde der Dawes-Plan verabschiedet. Die-
ser war von amerikanischen Krediten abhéngig und gewéhrleistete die Finan-
zierung der Reparationsleistungen aus dem Ersten Weltkrieg. Der Dawes-Plan
konnte die politische und wirtschaftliche Lage Deutschland zwischen 1924
und 1929 stabilisieren. Damit entstand zwar eine zunehmende Abhéngigkeit
des deutschen Finanzkapitals von US-amerikanischen Banken, aber diese Ent-
wicklungshilfe gab den deutschen Imperialisten die Mdéglichkeit, sich auf ei-
nen Krieg gegen die Sowjetunion vorzubereiten, was ganz im Interesse der
USA stand.

1933 bis zum Beginn des Zweiten Weltkrieges

Nach der Etablierung des Faschismus 1933 in Deutschland erfolgte eine offe-
ne terroristische Diktatur der reaktiondrsten, am meisten chauvinistischen, am
meisten imperialistischen Elemente des Finanzkapitals sowie der Verschmel-
zung von Monopol- und Staatsmacht. Die biirgerlich-parlamentarische Demo-
kratie wurde ausgeschaltet und eine beispiellose Demagogie erhielt die Ober-
hand. Im Mittelpunkt der Unterdriickung und Zersplitterung der Arbeiterklas-
se stand der Antikommunismus, flankiert vom Rassismus. Die gesamte Ge-
sellschaft wurde auf den néchsten imperialistischen Krieg vorbereitet.

Der militérisch-industrielle Komplex konnte sich voll entfalten, indem die In-
teressen der Macht und die Interessen des Riistungskapitals miteinander ver-
schmolzen. Die Macht der Militdrhierarchie wurde zum entschiedenen gesell-
schaftlichen Faktor. Das ging einher mit der Manipulation der Medien und der
psychologischen Beeinflussung der Menschen in der Gesellschaft. Die Welt-
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wirtschaftskrise wurde in Deutschland bis 1936 in den wichtigsten Punkten
bewiltigt, auch in der Riistung. Und Deutschland erreichte als eines der ersten
Lander nach dem Ersten Weltkrieg wieder Vollbeschiftigung. Wesentliche
Mafinahmen waren ArbeitsbeschaffungsmaBnahmen mit schlechten Arbeits-
bedingungen und niedrigen Lohnen sowie staatliche Sparprogramme. Es er-
folgte auch eine verdeckte Uberschuldung des deutschen Staates mittels spezi-
eller Wechselkredite, die nicht zuriickgezahlt, sondern in Reichsschuldver-
schreibungen umgetauscht wurden.

Schon 1923 hatte der General Hans Seeckt den Auftrag erhalten, einen gehei-
men detaillierten Aufriistungsplan zu erstellen. So sollte ein ,,Groes Heer*
mit einer Kriegsstiarke von 2,8 bis 3 Mio. Mann aufgebaut werden. Nach die-
sem Plan wurde ein Bedrohungspotential aufgebaut, das eine deutsche Hege-
monie auf dem europdischen Kontinent ermdglichte und auch einen Revan-
chekrieg nach dem Ersten Weltkrieg und einen Krieg gegen die Sowjetunion
moglich machten sollte. 1935 wurde die Wehrpflicht wieder eingefiihrt.

Ab 1933 war bereits die Aufriistung der Wehrmacht forciert worden. Sie er-
reichte im Sommer 1939 eine Stirke, die den Uberfall auf Polen méglich
machte. Dazu wurden 4,7 Millionen Ménner einberufen. Insgesamt wurden
1939 bis 1945 iiber 17 Millionen Ménner in den Krieg geschickt.

Dieser Krieg war von Beginn an selbstverstindlich ein imperialistischer Krieg
zwischen dem von Deutschland gefiihrten Block faschistischer Staaten und
dem britisch-franzosische Block mit Unterstiitzung der USA. Mit dem deut-
schen Uberfall auf die Sowjetunion wurde der Krieg ein Zwitter zwischen ei-
nem imperialistischen Eroberungskrieg und einem anti-sozialistischen Klas-
senkrieg. Von der Sowjetunion aus war er ein gerechter, antifaschistischer Be-
freiungskrieg.

Die Ziele des Krieges bestanden in der Ausschaltung der imperialistischen
Konkurrenten in Europa und Erreichung der Vorherrschaft sowie der Durch-
setzung der deutschen Weltherrschaftsanspriiche. Sein Hauptziel war die Zer-
schlagung der Sowjetunion und der internationalen revolutionédren Arbeiterbe-
wegung.

Dieser verbrecherische Krieg endete bekanntlich mit einer eindeutigen Nie-
derlage Deutschlands.
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Es war der bisher schrecklichste Krieg in der Geschichte der Menschheit. Er
forderte ca. 60 bis 65 Millionen Menschenleben. Die meisten Opfer erbrachte
die Sowjetunion mit ca. 27 Millionen Toten.

1945 bis 1949

Die wirtschaftliche Situation nach dem II. Weltkrieg war durch die Zerstdrung
wichtiger Industrieanlagen und die von den Alliierten geforderten Reparati-
onsleistungen gekennzeichnet. Im Ergebnis von Verhandlungen im alliierten
Kontrollrat wurde am 26. Marz 1946 im Industrieniveau-Plan festgeschrieben,
welchen Umfang die deutsche Nachkriegswirtschaft haben durfte und welches
Ausmal} der Kapazititsabbau zugunsten der Reparationslieferungen haben
wiirde.

Damit sollte das Kriegspotenzial Deutschlands vernichtet werden, und trotz
Reparationen notwendige Fabriken und Ausriistung belassen bleiben, um den
Wiederaufbau einer existenzfahigen Friedenswirtschaft zu gestatten. Dieser
Plan wurde zwar verédndert, verfolgt aber weiter die Ziele des urspriinglichen
Plans. Man ging davon aus, dass die industrielle Kapazitit eine Produktion
von 55% derer des Jahres 1938 hervorbringen wiirde, was ungeféhr 70-75%
der Produktion von 1936 wire.

Schon in dieser Zeit wurde die Abhdngigkeit der spateren BRD von den USA
zementiert. In einer beriihmt gewordenen Rede propagierte der amerikanische
AulBlenminister George C. Marshall im Juni 1947 vor Studenten der Harvard-
Universitit ein umfassendes Hilfsprogramm fiir Europa, das im folgenden
Jahr in die Tat umgesetzt wurde. Eine langfristige politische und wirtschaftli-
che Strategie hatte Amerikas Politiker zu der Hilfsaktion des European Reco-
very Program (ERP), wie die offizielle Bezeichnung des Marshall-Plans laute-
te, bewogen. Durch Kredite sollten die Volkswirtschaften Westeuropas zu ei-
gener Giiterproduktion befdhigt werden. Gleichzeitig wurden die Empfénger
gezwungen, ihre Volkswirtschaften aufeinander abzustimmen. Der Marshall-
Plan bezweckte auch den Kampf gegen ,.kommunistischer Einfliisse auf die
notleidende Bevolkerung Europas durch wirtschaftliche Immunisierung. Ne-
benbei gab es auch das Ziel der langfristigen Sicherung von Absatzmérkten
fiir die amerikanische Wirtschaft.

Die Teilnahme am Marshall-Plan war noch vor der Griindung der Bundesre-
publik der erste Schritt zur Integration Westdeutschlands in das westliche
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Wirtschaftssystem. Zusammen mit den schon frither gewéhrten Unterstiitzun-
gen flossen bis 1952, dem Ende der ERP-Ara, rund drei Milliarden Dollar
nach Westdeutschland.

In der sowjetisch besetzten Zone lehnte der zweite deutsche Volkskongress in
Ubereinstimmung mit der Besatzungsmacht UdSSR den Marshall-Plan wegen
der Gefdhrdung der Einheit Deutschlands, restaurativer innenpolitischer Ent-
wicklung und der Gefahr einer europdischen Blockbildung ab. Die politische
Teilung Europas wurde am 1. Mérz 1948 mit dem amerikanischen (bald:
westlichen) Handelsembargo gegeniiber der Sowjetunion und den sozialisti-
schen Staaten vorbereitet und nach der politischen auch die wirtschaftliche
Teilung Europas manifestiert.

1949 bis 1990

Auf der Grundlage des Marshall-Plans erfolgte in Westdeutschland ein rasan-
ter Wirtschaftsaufschwung, der durch den schnellen Anstieg des nominellen
Pro-Kopf-Volkseinkommens gekennzeichnet war. Die so genannte ,,Soziale
Marktwirtschaft wurde eingefiihrt. Es ergab sich auch die Mdglichkeit zum
Import erheblicher technischer Neuerungen aus den USA, die auch eine eige-
ne deutsche Militdrforschung ermdglichten. Die Verwendung neuer Techni-
ken, die aus den USA und der eigenen militdrischen Forschung der 1930er
und 1940er Jahre kamen, fiihrte zu einem erheblichen Anstieg der Arbeitspro-
duktivitdt, z.B. in der chemischen Industrie um 350 %, im Metallgewerbe um
300 % und im Bergbau um 220 %.

Auch bereits in dieser Zeit wurde seitens der BRD nach Mdglichkeiten einer
eigenen Riistungsindustrie gesucht. Die Firma Rheinmetall wurde wieder ein
Beispiel dafiir: 1945 gab es in Deutschland keine Riistungsproduktion mehr.
In den westlichen Besatzungszonen war z.B. Rheinmetall-Borsig bis 1950 von
einem volligen Produktionsverbot betroffen. Ab 1950 erhielt das Unterneh-
men von den westlichen Alliierten das Recht, ausschliefllich zivile Giiter zu
produzieren. Danach wurde die Firma in eine reine Holdinggesellschaft umge-
wandelt und zwei unabhingige Tochterunternehmen wurden gegriindet: Bor-
sig in Berlin und Rheinmetall in Diisseldorf. Die Unternehmen waren in der
Folgezeit, also ab Anfang/Mitte der 1950er Jahre, an der ,,alliierten Auftrags-
produktion® von Riistungsgiitern beteiligt. Es bestand auch die Moglichkeit
der Fortsetzung der Produktion von Waffen in ausldndischen Werken. Und es
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gab eine sehr frithe Kooperation zwischen Rheinmetall und Israel. Noch vor
der Staatsgriindung Israels 1948 bestand eine enge Zusammenarbeit in der
Riistungsforschung, die noch heute einen sehr hohen Stellenwert fiir beide
Staaten hat.

Die Aufriistung der BRD begann 1955 durch die USA mit der Schaffung der
Bundeswehr. Die Bundeswehr war seit ihrer Griindung Mitglied des aggressi-
ven NATO-Militarblocks, der 1949 gegriindet worden war. Die Vorbereitun-
gen fiir die Aufstellung der neuen Armee hatten bereits im Oktober 1950 mit
der Errichtung des ,,Amtes Blank“ begonnen. Am 8. Juli 1955 wurde Theodor
Blank zum ersten Verteidigungsminister der Bundesrepublik Deutschland er-
nannt. Die ersten Soldaten der Bundeswehr wurden am 12. November 1955 in
Bonn vereidigt.

Der Generalleutnant Adolf Heusinger galt als Griindungsvater der Bundes-
wehr. Er war vor dem zweiten Weltkrieg verantwortlich fiir die Planung der
Uberfille und des Krieges gegen Polen 1939 und die Sowjetunion 1941. An
seiner Seite stand Generalleutnant Hans Seidel. Er war im Zweiten Weltkrieg
Chef des Stabes der Heeresgruppe B. Diese war mit am Uberfall auf die Nie-
derlande, Belgien und Frankreich beteiligt, und auch von Beginn an bei dem
Uberfall gegen die Sowjetunion. Von 1957 bis 1963 war er als General der
Bundeswehr Oberbefehlshaber der alliierten Landstreitkrifte in Mitteleuropa
bei der NATO.

Bis 1957 wurden zur Bundeswehr nur Berufs- und Zeitsoldaten einberufen.
Dann erfolgte die Wehrpflicht. 1960 hatte die Bundewehr eine Stérke von
270.000 Soldaten inklusive 100.000 Wehrpflichtigen. Und bereits 1965 waren
es 455.000 Soldaten mit 215.000 Wehrpflichtigen. Ende der 60iger Jahre be-
trug die Personalstdrke ca. 600.000 Soldaten und Zivilangestellte. Die Perso-
nalstérke ging zuriick und hat heute einen Stand von 262.000. Bis 2031 soll
eine Stirke von 303.000 erreicht werden.

Die USA stellten die Erstausstattung der Bundeswehr 1955 durch die soge-
nannte ,,Nash-Liste* mit amerikanischem Material: Im zweiten Halbjahr 1955
hatte die BRD mit den USA ein Abkommen iiber gegenseitige Verteidigungs-
hilfe geschlossen, durch das der Bundeswehr kostenlos amerikanische Riis-
tungsgiiter im Wert von einer Milliarde US-Dollar zur Verfiigung gestellt
wurden. Nach 1956 wurden amerikanische Riistungsgiiter durch Regierungs-
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kdufe erworben. Es wurde in diesem Jahr auch iiber die Fertigung bzw. Ent-
wicklung von schweren Waffen durch Unternehmen in der Bundesrepublik
Deutschland entschieden. Und hier kommt wieder Rheinmetall ins Spiel.

In den Pariser Vertragen 1955 war der BRD erlaubt worden, wieder Riistungs-
forschung und Riistungsentwicklung zu betreiben. Am 23. Juni 1956 wurde
Rheinmetall-Borsig von der Rdchlingschen Eisen- und Stahlwerke GmbH
(heute Saarstahl) aus dem Besitz der Bundesrepublik Deutschland iibernom-
men. Im August wurde Borsig an die Salzgitter AG verkauft. Die Holding fir-
mierte ab November als Rheinmetall Berlin und das Tochterunternehmen in
Diisseldorf firmierte ab 1957 als Rheinmetall GmbH. Die Kontinuitit des
technischen Know-hows im Geschiitzbau und vor allem in der Organisation
der Entwicklungsabteilungen blieb erhalten.

Die Wiederbelebung Rheinmetalls als Hersteller schwerer Riistung galt fiir
die Bundesrepublik Deutschland zu dieser Zeit als besonders sinnvoll. Wir
wissen, dass der moderne Militarismus ein Resultat des Kapitalismus ist, er ist
eine Lebenserscheinung dieser Gesellschaftsordnung. Und das bewahrheitete
sich erneut mit den Entwicklungen des deutschen Militarismus in den 1950er
Jahren.

Es bestand eine besondere Situation. Die Besonderheit bestand darin, dass
nach dem zweiten Weltkrieg die Sowjetunion und die anderen sozialistischen
Léander als friedenserhaltende, aber gleichzeitig hoch verteidigungsfahige
Kraft auftraten und sich hierbei nicht nur Armeen, sondern politische und mi-
litarische Biindnisse gegeniiberstanden. Eine neue friedenssichernde Qualitét
war entstanden.

Die Bundesrepublik, fest eingebunden in die NATO und abhédngig von den
USA, gab die Zielstellung, wieder eine GroBmacht zu werden, nie auf. So
wurden z.B. bis 1959 mehr als 50 Auslandseinsitze durch die Bundeswehr in
jenen Landern durchgefiihrt, in denen politische und wirtschaftliche Interes-
sen der Bundesregierung bestanden. Aktuell ist die Bundeswehr mit rund
3.500 Soldaten in 13 Auslandseinsétzen auf drei Kontinenten aktiv.

1990 — 2022

Nach der Konterrevolution 1989 in der DDR und dem Ende der Sowjetunion
im Dezember 1991, denen die NATO-Osterweiterung folgte, ging die Milita-
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risierung Deutschlands in eine neue Etappe. Bei den imperialen Anspriichen
der GroBmaichte wollte das deutsche Monopolkapital nicht abseitsstehen. An
fast allen Krisenherden der Welt war es im Rahmen der NATO durch die
Bundeswehr mit vertreten. Auf dem Territorium der BRD befinden sich NA-
TO-Fiihrungsstellen wie die Air-Base Ramstein. Das ist der grofite Militér-
stiitzpunkt aulerhalb der USA und der wichtigste Militérstiitzpunkt der USA
in Europa. Somit nimmt die BRD eine zentrale Rolle in der NATO ein.

Bereits zu Beginn der 1950er-Jahre sind auf Betreiben der BRD mit dem Ple-
ven-Plan und der Planung einer Europdischen Verteidigungsgemeinschaft
konkrete Vorhaben fiir eine Europaarmee verfolgt worden. Seit Anfang des
Jahres 2000 wird in den Fithrungskreisen der BRD erneut iiber das Thema
diskutiert. Im Rahmen der ,,Stindigen Strukturierten Zusammenarbeit™ wird
dieser Gedanke aktiv vorangetrieben. So soll mit Hilfe der Européischen Uni-
on der Traum einer GroBmacht wieder real werden.

2022 - heute

Das Jahr 2022 spielte im politischen Geschehen der BRD eine besondere Rol-
le. Kanzler Scholz erklirte in einer Regierungserklérung die ,,Zeitenwende® in
der Politik. Der deutsche Imperialismus macht den néchsten Schritt nach
vorn: Fithrungsanspriiche in Europa wurden gestellt, Russland und China zu
Feinden erklért. Fiir die Intensivierung der Aufriistung wurden 2022 Schulden
auBerhalb des Haushaltsplanes (Sondervermégen Nr.1) in Héhe von 100 Mil-
liarden Euro aufgenommen. Das regierende Personal kiindigte groB3e Ein-
schnitte fiir das gesellschaftliche Leben an. So wurde der Startschuss zur Um-
wandlung der gesamten Gesellschaft auf die Vorbereitung eines Krieges gege-
ben und ,,Verteidigungs“minister Boris Pistorius sprach davon, Deutschland
wieder ,.kriegsfahig™ machen zu wollen. Seit dieser Zeit iiberschlagen sich die
Botschaften der Kriegstreiber.

Ein Beispiel: Im Mirz 2025 wurde durch den Bundestag eine Anderung des
Grundgesetzes zu den Themen Verteidigung, Infrastruktur und Klimaneutrali-
tit beschlossen. Es sieht vor, dass die Ausgaben fiir Verteidigung, Zivil- und
Bevolkerungsschutz sowie fiir die Nachrichtendienste ab einer bestimmten
Hohe nicht mehr der Schuldenbremse unterliegen. Anders ausgedriickt: Aus-
gaben in Hohe von einem Prozent des nominellen Bruttoinlandsprodukts muss
der Bund aus dem normalen Haushalt fiir diese Aufgabenfelder nehmen.
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Wenn er meint, fiir die Starkung der Verteidigungsfahigkeit mehr ausgeben zu
miissen, darf er dafiir neue Schulden aufnehmen.

Und so wurde sofort ein zweites Sondervermdgen von 500 Mrd. Euro be-
schlossen. Das Institut der deutschen Wirtschaft erklarte dazu im heute-jour-
nal am 5.3.2025: ,,Die Sanierung von Briicken, die wir so lange unterlassen
haben, ist alternativlos, der Bau von Wasserstralen, der Bau der Autobahn,
die Frage des Infrastrukturnetzes, Digital und Energie, alles ist letztlich alter-
nativlos, und wir brauchen es jetzt. ... Wir werden verteidigungsfahig nur
sein, wenn auch unsere Verkehrsinfrastruktur das ermoglicht. Wir miissen es
auch im Rahmen der Sicherstellungsgesetze fiir den Verteidigungsfall in der
europdischen Union bereithalten. Dass beispielsweise Truppen vom Westen
durch Deutschland nach Osten kommen und dass umgekehrt wir diejenigen,
die dann versorgt werden miissen, hier in Deutschland versorgt werden kon-
nen. Verkehrsinfrastruktur ist letztlich ein sicherheitspolitisches Thema.*
(Quelle: KAZ, Nr. 391, S. 40)

NATO-Generalsekretir Rutte begriift die Einigung fiir mehr Verteidigungs-
ausgaben. Die Deutsche Industrie- und Handelskammer hélt zusétzliche Re-
formen zum Finanzpaket fiir notwendig, und die Bundesregierung plant weite-
re Schritte, um die deutsche Riistungsindustrie zu starken. Damit soll erreicht
werden, Schliisseltechnologien voranzutreiben, die Branche finanziell zu stér-
ken und bestehende Regeln zu vereinfachen. Im Wirtschafts- und im Verteidi-
gungsministerium wird an einem entsprechenden Strategiepapier gearbeitet.
Und damit sind wir wieder bei Rheinmetall.

Solche Forderpléne fiir die Riistungsanstrengungen beinhaltet das Konzept fiir
die nationale ,,Sicherheits- und Verteidigungsstrategie*. So werden vor allem
die politischen und wirtschaftlichen Voraussetzungen fiir die Industrie zur
Lieferung von Giitern und Dienstleistungen geschaffen. Dazu gehoren:

# Sicherheits- und verteidigungsindustrielle Schliisseltechnologien fordern
und mehr auf europdische und internationale Kooperationen setzen,

# Lieferketten fiir die Produktion der Giiter schiitzen,

# die finanziellen Rahmenbedingungen der Sicherheits- und Verteidigungsin-
dustrie verbessern,

34



offen-siv 3-2026

# den wehrtechnischen Mittelstand stirken und ausreichend Fachkrifte gewin-
nen.

Um einen weiteren Niedergang der Wirtschaft abzufangen und dem Schrump-
fen der Wirtschaftsleistung entgegenzuwirken, treiben auch mehrere deutsche
Bundeslédnder den Ausbau der Riistungsindustrie energisch voran. In Baden-
Wiirttemberg soll sich die Branche zu einem neuen industriellen Schwerpunkt
entwickeln und strebt dabei in mdglichst vielen Riistungssparten ,,Technolo-
gie-Fiihrerschaft an. Die Regierung des Saarlands bereitet einen ,,Riistungs-
gipfel” vor und wirbt bei filhrenden Waffenschmieden um die Ansiedlung
neuer Fabriken. Hilfreich sei auch die Ubernahme bisher ziviler Fabriken und
Fachkrifte etwa aus der schwiéchelnden Kfz-Industrie.

Die Kriegsplanungen der Bundeswehr sehen eine erweiterte Nutzung ziviler
Logistikkonzerne wie der Deutschen Bahn oder der Lufthansa fiir den Trans-
port von Nachschub an die Front, fiir die Soldatenausbildung und fiir die War-
tung von Kriegsgerit vor. Dies berichtet das Handelsblatt. Demnach sind etwa
fiir den Fall eines Kriegs mit Russland Fliige fiir NATO-Soldaten mit Luft-
hansa-Maschinen an die Ostfront im Gespriach. Die Lufthansa, die sich schon
seit den 1960er Jahren an der Ausbildung von Transportpiloten der Bundes-
wehr beteiligt, konne dies kiinftig auch fiir Kampfjetpiloten tun, heifit es. Zu-
dem will die Konzernsparte ,,Lufthansa Technik Defense* in Zukunft Kampf-
jets, Hubschrauber und Seefernaufklirer der Bundeswehr warten und reparie-
ren; sie wiirde damit zum Riistungskonzern. Die Deutsche Bahn wiederum hat
sich verpflichtet, auf Abruf etwa Flachwagen fiir den Transport von Panzern
bereitzustellen. Laut Berichten ist sie mit der Bundeswehr zudem {iiber einen
Umbau von ICE-Waggons zu Bettenwagen zum Verwundetentransport in
Verhandlung. Die Deutsche Bahn, Lufthansa und weitere Firmen geraten da-
mit in den Sog des Umbaus der deutschen Wirtschaft zur Kriegsindustrie.

Das wird in Kapitalistenkreisen gern gesehen. Wie erreicht man neue Profit-
quellen fiir das Kapital? Unter anderem durch die Riistungsindustrie und vor
allem dann, wenn die Riistungsgiiter auch verbraucht werden, wie z.B. durch
den Ukrainekrieg. Die Riistungsindustrie in Deutschland erlebt vor dem Hin-
tergrund internationaler Konflikte einen beispiellosen Aufschwung. Die Bun-
desregierung genehmigte 2025 Riistungsexporte von iiber 13,11 Milliarden
Euro, ein neuer Hochstwert. Die Zahlen bestétigen, dass 2025 fiir die deutsche
Riistungsindustrie ein weiteres Rekordjahr darstellte, in dem die Gewinne
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durch den Ausbau der Produktion und die weltweit steigende Nachfrage mas-
siv zunahmen. Sie soll zunehmend als ein "Rettungsanker" fiir Teile der deut-
schen Wirtschaft fungieren.

Wihrend weite Teile der deutschen Industrie stagnieren oder schrumpfen, ver-
zeichnet die Riistungsbranche durch den Ukraine-Krieg und gestiegene Ver-
teidigungsausgaben Rekordauftrige. Riistungsunternehmen wie Rheinmetall,
Hensoldt oder KNDS stellen verstiarkt Personal ein, oft auch von kriselnden
Automobilzulieferern. Die Branche wird als Jobmotor wahrgenommen, der
den Stellenabbau im produzierenden Gewerbe ddmpft. Viele Unternehmen,
besonders Zulieferer aus der Automobilbranche, stellen ihre Produktion teil-
weise oder géinzlich auf Riistungsgiiter um, um von den Investitionen und von
der Nachfrage der Bundeswehr zu profitieren. Fachkréfte aus den Bereichen
Elektromobilitit und Softwareentwicklung wechseln in den Verteidigungssek-
tor. Das so genannte Sondervermogen fiir die Bundeswehr fiihrt zu einem
Auftragsboom. Die Verteidigungsausgaben sollen auf iiber 2 % des BIP stei-
gen.

Es ist festzustellen, dass die Riistungsindustrie derzeit einer der wenigen
Wachstumsbereiche der deutschen Wirtschaft ist und in der aktuellen wirt-
schaftlichen Stagnationsphase in Deutschland eine stiitzende Funktion iiber-
nimmt. Die wachsende Nachfrage nach Waffen und Munition fiihrt zu einer
Erweiterung der Produktionskapazititen durch die Einbeziehung bisher ziviler
Industriewerke. Zudem verzeichneten die vier grofiten deutschen Riistungsfir-
men im Jahr 2025 eine Umsatzsteigerung von 36 %. Das fiihrte dazu, dass die
groBten deutschen Riistungskonzerne, angefiihrt von der Rheinmetal AG, im
Jahr 2025 aufgrund der anhaltend hohen Nachfrage im Zuge des Ukraine-
Krieges und internationaler Aufriistung Rekordgewinne durch Rekordumsétze
verbuchen konnten. Fiir 2026 gehen die Prognose von weiterem Wachstum
und dementsprechenden Gewinnsteigerungen aus.

Der Spitzenreiter dabei ist, wie schon erwihnt, die Rheinmetall AG. Der Um-
satz stieg 2025 stark an und erreichte rund 9,94 Milliarden Euro. Das operati-
ve Rekordergebnis lag bei 835 Millionen Euro. Dies entsprach trotz hoher In-
vestitionen in den Ausbau der Standorte einem Zuwachs von drei Prozent ge-
geniiber dem Vorjahr. Der Auftragsbestand bei Rheinmetall erreichte mit 73
Milliarden Euro ein Rekordniveau.
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Waffen von Rheinmetall kommen nach Konzernangaben auch im Irankrieg
zum Einsatz. Das Unternehmen will den USA helfen, ihre durch die heftigen
Angriffe auf Iran geleerten Raketenarsenale wieder aufzufiillen. Der Auftrags-
bestand (Backlog) konne sich bis Jahresende auf 135 Milliarden Euro mehr
als verdoppeln. ,,Die angespannte sicherheitspolitische Lage untermauert die
aussichtsreiche Position des Konzerns®, teilte Rheinmetall mit. Und die
Rheinmetall AG profitiert selbstverstindlich auch direkt vom Ukrainekrieg
und betreibt dort inzwischen Werke. Im Juni 2024 er6ffnete der Konzern ge-
meinsam mit der Ukraine einen Instandsetzungsstiitzpunkt fiir westliche Ge-
fechtsfahrzeuge in der Westukraine. Weiterhin wird der Aufbau einer Muniti-
onsfabrik realisiert. Die ukrainischen Fachkrifte wurden fiir die Arbeiten in
Deutschland ausgebildet.

Aber auch andere groBBe deutsche Riistungsunternehmen profitierten von die-
ser Lage, so z.B: ebenfalls auf den vorderen Plidtzen der globalen Rangliste
befindet sich ThyssenKrupp Marine Systems (TKMS) mit knapp 2,3 Milliar-
den US-Dollar Umsatz im Riistungsbereich und Hensoldt & Diehl Defence er-
zielten laut Branchenberichten ebenfalls zweistellige Umsatzspriinge.

Die deutsche Riistungsindustrie erlebt zu Zeit einen starken Boom, wobei sich
die Zahl der Unternehmen, die in diesem Bereich tétig sind, deutlich erhoht
hat. Laut Berichten, die sich auf den Bundesverband der Deutschen Sicher-
heits- und Verteidigungsindustrie (BDSV) beziehen, traten allein zwischen
2024 und Anfang 2025 rund 200 neue Firmen dem Branchenverband bei. Ins-
gesamt zdhlt der Verband mittlerweile 550 Mitgliedsunternehmen, was mehr
als einer Verdopplung seit Kriegsbeginn des Ukrainekrieges entspricht. Viele
neue Akteure kommen aus dem zivilen Bereich und steigen in die Riistungs-
produktion ein. Allein bis November 2025 kamen 100 Unternehmen hinzu,
was die Expansion, besonders auch in Ostdeutschland, unterstreicht.

Die diesjahrige Hannover Messe bestitigte das. Erstmals gab es dort einen ei-
genen Bereich fiir Unternehmen, die als Zulieferer in die Herstellung von
Waffen aller Art integriert sind. Die Krise des Maschinenbaus fiir zivile Zwe-
cke verstirkt sich zusehends. Die Produktion bricht ein, die Zahl der Beschaf-
tigten schrumpft kontinuierlich. Als Ausweg bietet sich die Umstellung auf
Riistungsgiiter an. So erklirt ein Hersteller von Maschinen zur Ziindkerzenfer-
tigung, seine Maschinen lieBen sich leicht fiir die Fertigung von Patronenhiil -
sen transformieren. Dabei wird als Vorteil eingestuft, dass die inzwischen sehr
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starke chinesische Konkurrenz aus politischen Griinden fiir Riistungsauftrage
nicht in Frage kommt.

Der Riistungsanteil im Maschinenbau konne leicht auf das Doppelte steigen,
heif3t es in der Branche. Mehr als 40 Prozent der dort titigen Betriebe rechnen
fiir 2026 und 2027 mit jeweils zweistelligem Wachstum ihres Umsatzes mit-
tels Waffenschmieden. Aber auch andere Branchen kommen in den Sog der
Militarisierung: Das Medizintechnik-Unternehmen Driger beispielsweise
stellt nicht nur die aus der Zeit der Coronapandemie bekannten Beatmungsge-
rite her, sondern auch Gasmasken. Zudem baut es Feldlazarette, die auf Fre-
gatten eingerichtet werden konnen.

Und die Lage der Arbeiterklasse? Die Militarisierung der Wirtschaft zieht
auch den Arbeitsalltag der Beschiftigten in ihren Bann und macht eine zuneh-
mende Anzahl an Menschen materiell abhingig von Riistung und Militér. Da-
bei reichen die Folgen der Militarisierung bis weit in den Alltag hinein. Unter-
nehmen, die direkt oder indirekt fiir die Bundeswehr produzieren, miissen zu-
sitzliche Sicherheitsvorschriften einhalten. Angestellte, die in die Riistungs-
produktion eingebunden werden, miissen in vielen Fillen spezielle Sicher-
heitsscreenings durchlaufen. Oft sind sie zu intensivem Geheimnisschutz ver-
pflichtet. Eine steigende Zahl an Familien wird materiell unmittelbar abhingig
von der Waffenproduktion.

Die Bedeutungszunahme der Riistungsindustrie fiir den kriselnden Maschi-
nenbau ist ein signifikantes Beispiel dafiir, wie zuerst einzelne Unternehmen,
dann GroBevents wie die Hannover-Messe in den Sog der Militarisierung ge-
raten, bis sogar eigene Riistungsmessen entstehen.

Es wird eingeschitzt. dass Deutschland einer der Haupttreiber beim Re-
kordanstieg der globalen Militdrausgaben im vergangenen Jahr war. Dies geht
aus einer Analyse des Stockholmer Forschungsinstituts SIPRI hervor. Dem-
nach stiegen die weltweiten Aufwendungen fiir die Streitkriafte im Jahr 2024
um 9,4 Prozent gegeniiber dem Vorjahr, so stark wie noch nie seit dem Ende
des Kalten Kriegs. In der Bundesrepublik belief sich der Anstieg auf 28 Pro-
zent und damit auf rund das Dreifache des globalen Durchschnitts. Deutsch-
land kletterte damit von Platz sieben auf der Rangliste der Lander mit den
hochsten Militdrausgaben weltweit auf Platz vier unmittelbar hinter den USA,
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China und Russland. So genannte ,,Leitmedien” fordern, Deutschland solle
»zum Riickgrat der Verteidigungsfahigkeit des freien Europas® werden.

Das Bundesverteidigungsministerium legt erstmals in der Geschichte der
Bundesrepublik eine ausformulierte Militirstrategie fiir die Bundeswehr vor.
Das Papier, dessen Hauptelemente Verteidigungsminister Boris Pistorius 6f-
fentlich vorstellte, bekriftigt das Vorhaben, die Bundeswehr solle bis 2035
zur ,,starksten konventionellen Armee in Europa® werden. Auch miisse sie
»ihre europdische Fithrungsrolle festigen. Von einer nicht blof} ,,innovati-
ven®, sondern kiinftig ,,technologisch iiberlegenen Streitmacht ist die Rede.
Entsprechend sieht ein neues Fahigkeitsprofil fiir die Bundeswehr nicht blof3
eine massive Aufriistung mit weitreichenden Waffen, sondern auch eine ,,Nut-
zung von Automatisierung und autonomen Féhigkeiten“ in der kiinftigen
Kriegfithrung vor. Damit ist unter anderem ein breiter Einsatz von KI durch
die Truppe gemeint.

Spétestens im Jahr 2035 soll die Bundeswehr gemeinsam mit der Reserve eine
Starke von gut 460.000 Soldaten erreichen. Die Reserve ist dabei auch als
»Bricke“ in die Zivilgesellschaft zugunsten einer sozialen Militarisierung
konzipiert. Mit den MaBBnahmen will die Bundesrepublik auch militérisch zur
Zentralmacht Europas werden. Dies festigt ihre Dominanz iiber den Konti-
nent.

Offiziell konzentriert sich diese Militdrstrategie ,,vor allem auf die Bedrohung
durch Russland®, das ,,fiir die deutsche, européische und transatlantische Si-
cherheit auf absehbare Zeit* als ,,groffte und unmittelbare Bedrohung®™ be-
zeichnet wird. In diesem Kontext ist die Regierung in Berlin bestrebt, sich ei-
ne zentrale Stellung innerhalb des westlichen Biindnisses zu sichern. Schon
seit Jahren bereitet sich die Bundesrepublik darauf vor, im Rahmen eines Auf-
marschs gegen Russland die bedeutende Funktion einer logistischen Dreh-
scheibe einzunehmen, ohne die im Ernstfall nichts geht. In der Militérstrategie
heif3it es, man werde ,,aus der Mitte Europas die Kohédsion zwischen Ost-, Zen-
tral- und Westeuropa erhohen‘ und auerdem ,,die Verbindung zu Nordameri-
ka halten. Damit werde Deutschland ,,zum militdrischen Anlehnungspartner
fiir seine europdischen Verbiindeten®, also auch militdrisch zur Zentralmacht
Europas.
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Dariiber hinaus gibt die Militdrstrategie genauere Hinweise darauf, wie ein
Krieg zwischen der NATO und ihrer Zentralmacht Deutschland auf der einen,
Russland auf der anderen Seite aussehen wird. Wie es in dem Papier heift, ist
zunédchst mit einer ,,Entgrenzung des Krieges* zu rechnen; ,,Staat, Wirtschaft
und Bevolkerung™ gerieten gleichermal3en ins Visier, wihrend ,,auf die Ein-
haltung anerkannter ethischer und rechtlicher Grundsétze* in Zukunft ,kein
Verlass® mehr sei.

Dies hat zuletzt die Kriegfiihrung der Vereinigten Staaten und Israels in Nah-
und Mittelost mit exzessiver Brutalitdit demonstriert. US-Priasident Donald
Trump hat sich zudem ausdriicklich dazu bekannt, dem Volkerrecht keine Be-
deutung mehr beimessen zu wollen.

Die Autoren der Militédrstrategie weisen darauf hin, dass in kiinftigen Kriegen
nicht bloB von einem ,,Einsatz von Hochtechnologie* auszugehen ist, sondern
auch von einem ,transparente[n] Gefechtsfeld, das mit Sensoren und KI
komplett ausgespédht werden kann, und von ,,auf Abstand* hochst prézise tref-
fenden Angriffswaffen: ,,Es gibt keine sicheren Riickzugsraume* mehr, heif3t
es.

Der massenmorderische Charakter kiinftiger Kriege, den man an der Front im
Ukraine-Krieg erahnen kann, beruht demnach auch auf der zunehmenden
»Automatisierung und Autonomisierung® der Kriegfithrung mittels moderns-
ter Technologie. Um sich in kiinftigen High-Tech-Kriegen durchzusetzen, soll
die Bundeswehr in massivem Umfang aufriisten. Bis 2039 und danach solle
sie, wie schon oben angedeutet, ,,durch die konsequente Nutzung innovativer
Technologien zur stirksten konventionellen Armee in Europa® werden und
gleichzeitig auch ,,ihre européische Fiihrungsrolle ... festigen. Von der Bun-
deswehr als einer ,,innovativen und in Zukunft auch ,,technologisch tiberle-
genen‘ Streitmacht ist die Rede.

So werden nach der Ankiindigung von US-Président Donald Trump, keine
Mittelstreckenwaffen in Deutschland zu stationieren, aus Deutschland selbst-
verstandlich Forderungen nach einer beschleunigten Entwicklung eigener
Flugkorper mit einer Reichweite bis nach Moskau laut.

Gleichzeitig mit der Formulierung dieser Militédrstrategie hat das Verteidi-
gungsministerium auch einen personellen ,,Aufwuchsplan‘ fiir die Streitkrifte
in seinen Grundziigen vorgestellt. Darin ist ,,von 460.000 kampfbereiten Sol-

40



offen-siv 3-2026

datinnen und Soldaten* die Rede. Dies ist auch deshalb interessant, weil der
Zwei-plus-Vier-Vertrag aus dem Jahr 1990, der die Annektion der DDR durch
die BRD regelte, flir die gesamtdeutschen Streitkrifte eine Obergrenze von
370.000 Soldaten festlegt. Der Aufwuchsplan sucht einen offenen Bruch des
Vertrages zu umgehen, indem er die angestrebte Gesamtzahl der Militars auf
260.000 regulédre Soldaten und 200.000 Reservisten aufteilt. Heute verzeich-
net die Bundeswehr 186.000 Soldaten und 70.000 Reservisten. Die offiziell
angestrebte Gesamtstirke von 460.000 soll spétestens im Jahr 2035 erreicht
werden.

Und in Zukuft?

Deutschland treibt mit einer zweistelligen Steigerung seines Militdrhaushalts
die Hochriistung Europas an. Europa forciert mit einer gleichfalls zweistelli-
gen Aufstockung seiner Streitkréfteetats die Hochriistung der Welt: Das ist ei-
nes der Resultate der jiingsten Analyse des Forschungsinstituts SIPRI zur Ent-
wicklung der globalen Riistungsausgaben. SIPRI zufolge stiegen die Ausga-
ben fiir die Bundeswehr 2025 um 24 Prozent auf 114 Milliarden US-Dollar,
wiahrend Europas Aufwendungen fiir die Armeen des Kontinents um 14 Pro-
zent wuchsen. Damit stehen Deutschland und die européischen Staaten an der
Spitze des Riistungsbooms weltweit, der die globalen Ausgaben fiir das Mili-
tdr im vergangenen Jahr um 2,9 Prozent auf 2,887 Billionen US-Dollar in die
Hohe getrieben hat. Eindeutig treibende Kraft bei der Militarisierung der Welt
ist Europa mit Deutschland an der Spitze.

Nahezu ein Zehntel der Weltbevdlkerung lebt in extremer Armut. Gleichzeitig
werden die Kriege, fiir die gerade geriistet wird, Hunger und Elend weiter for-
cieren. Auch in Deutschland und der EU ist rund ein Fiinftel der Bevolkerung
von Armut bedroht. Sozialkiirzungen zugunsten der Hochriistung finden statt.

Die NATO hat ihre Mitglieder offiziell verpflichtet, spétestens 2035 fiinf Pro-
zent ihres BIP flir militdrische Aufgaben zu verwenden — 3,5 Prozent unmit-
telbar fur die Streitkréfte, 1,5 Prozent fiir verwandte Zwecke, darunter den
Ausbau der militdrisch bendtigten Infrastruktur. Allein die 32 NATO-Staaten
gaben 2025 gut 1,581 Billionen US-Dollar fiir ihr Militér aus, 55 Prozent der
globalen Riistungsausgaben.

Und die Kriegspropaganda wird schirfer: Bundesverteidigungsminister Boris
Pistorius warnt davor, dass Russland bis 2029 in der Lage sein konnte, NA-
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TO-Territorium anzugreifen. Deshalb fordert Pistorius, dass die Bundeswehr
und die Gesellschaft bis 2029 , kriegstiichtig® sein miissten. Das offiziell ver-
kiindete Ziel dieser Vorbereitung ist es, Russland von einem Angriff abzu-
schrecken. Das kennen wir schon, das war auch bei Weltkrieg Nr. I und Welt-
krieg Nr. II so: es waren immer die anderen die Bedrohung. Flankierend dazu
wird Russland als direkte Bedrohung fiir Georgien, Moldawien und letztlich
auch fiir die NATO dargestellt.

Imperialismus bedeutet frither oder spéter Krieg. Das zeigt sowohl die Imperi-
alismustheorie Lenins als auch die geschichtliche Erfahrung, vor allem mit
dem US- und mit dem deutschen Imperialismus. Die Vorbereitung dazu geht
einher mit einer zunehmenden Faschisierung der Gesellschaft, auch das zeigt
die Geschichte und diesem Prozess wohnen wir gerade bei. Die Durchdrin-
gung bislang ziviler Bereiche von Wirtschaft und Arbeit durch die Riistung
und der gleichzeitige rasante Bedeutungsgewinn der Bundeswehr fithren zu
Verdnderungen im Alltagsbewusstsein der Menschen, Bewusstseinsveridnde-
rungen, die das Potenzial haben, die deutsche Gesellschaft tiefgreifend zu ver-
rohen. Mit der politischen und 6konomischen Militarisierung geht auch die
soziale einher. Die geplanten Sozialkiirzungen der aktuellen Bundesregierung
werden das Problem verschirfen.

Bereits 1955 schrieb Brecht auf der letzten Seite seiner ,,Kriegsfibel” (Eulen-
spiegel-Verlag, Berlin, DDR 1955) unter einem Bild, das Hitler in Uniform
mit Hakenkreuzbinde briillend vor einem Mikrofon zeigt:

»Das da hétt einmal fast die Welt regiert.

Die Volker wurden seiner Herr. Jedoch

Ich wollte, dass ihr nicht schon triumphiert:

Der SchoB ist fruchtbar noch, aus dem das kroch.*
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Zur Wirtschaftsgeschichte der DDR

Internationale Forschungsstelle DDR, Matthew Read, 3.
Miirz 2026: Der Weg zur ,,sozialistischen Warenprodukti-
on*“. Okonomische Probleme und Debatten wiahrend des

sozialistischen Aufbaus in der Deutschen Demokratischen
Republik (1950 -1963)’

Redaktionelle Vorbemerkung:

Der Originaltext enthélt einige Fotografien, Grafiken und Schaubilder, die wir
hier in der offen-siv aus technischen Griinden leider nicht reproduzieren kén-
nen. Wir bitten um Verstidndnis und Nachsicht.

1. Einleitung

., ... der Staat, den wir geschaffen haben, ist kein Ruhebett, auf dem man sich
rikeln kann. An seiner Wiege steht kein billiger Triumph, sondern die schwe-
re Arbeit, die wir auf dem Wege der demokratischen Selbstgestaltung unseres
gesellschaftlichen Lebens zu leisten haben. ... Die Republik ist im Kampf ent-
standen, sie steht heute im Kampf und wird ihr Leben im Kampf entfalten
miissen. *?

Als die Deutsche Demokratische Republik im Oktober 1949 gegriindet wurde,
stand der junge Staat vor einer gewaltigen Aufgabe. Sein Staatsgebiet und sei-
ne Bevolkerungszahl waren weitaus kleiner als die seines westdeutschen Pen-
dants, der Bundesrepublik Deutschland. Abgeschnitten vom historischen Zen-
trum der deutschen Schwerindustrie und Rohstoffen im Westen, musste die
vom Krieg schwer gezeichnete DDR eine GroBindustrie von Grund auf auf-
bauen. Die Investitionsmittel dafiir mussten im Inland aufgebracht werden,
denn die DDR verfiigte weder {iber Kolonien noch iiber ausléndische Gonner
wie die BRD mit dem Marshallplan. Allein die DDR-Biirger zahlten die 10

2 Ministerprasident Otto Grotewohl auf dem 3. Parteitag der Sozialistischen Einheits-
partei Deutschlands (SED) am 23. Juli 1950.
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Milliarden Dollar Reparationszahlungen Deutschlands an die Sowjetunion,
nachdem der Westen seine Zahlungen eingestellt und Exportsanktionen gegen
den Osten verhéngt hatte. Dies war die prekédre Ausgangssituation, von der
aus der sozialistische Aufbau in Ostdeutschland in den frithen 1950er Jahren
begann.

Am Ende eines turbulenten Jahrzehnts wurden Hunderte von neuen Industrie-
betrieben errichtet, der l&indlichen Raum durch genossenschaftliche Strukturen
demokratisiert und beispiellose soziale und kulturelle Rechte fiir Millionen
Arbeiter und Bauern gesichert.

Der folgende Artikel greift diese Periode der DDR-Geschichte auf und kon-
zentriert sich auf die wirtschaftlichen Probleme und Debatten wéhrend des
Ubergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus. Er kniipft an einen friiheren
Artikel aus dem Jahr 2024 an, der die Wirtschaftspolitik der ,,antifaschistisch-
demokratischen Umwilzung® (1945-1949) in der damaligen Sowjetischen Be-
satzungszone (SOZ) untersuchte. Dieser Zeitraum war durch den Nachkriegs-
prozess der Entnazifizierung, Demokratisierung und Dezentralisierung der
Wirtschaft gekennzeichnet.

Die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands (SED), die im April 1946 in
der SOZ aus dem Zusammenschluss der Kommunistischen Partei Deutsch-
lands (KPD) und der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) her-
vorging, erkannte, dass die objektiven und (vor allem) subjektiven Bedingun-
gen in Deutschland noch nicht reif fiir den Sozialismus waren und konzen-
trierte sich auf den Kampf gegen die Teilung des Landes.

Die Sowjetische Militdradministration arbeitete mit der SED und anderen Par-
teien zusammen, um die Uberwindung der Kriegsschiiden, die Wiederherstel-
lung des Lebensstandards auf Vorkriegsniveau und die Forderung eines anti-
faschistischen, demokratischen Bewusstseins in den Vordergrund zu stellen.

Durch Masseninitiativen wie Sequester- und Bodenreformkommissionen wur-
den die Eigentumsverhéltnisse schrittweise umgestaltet, um die Skonomi-
schen Wurzeln des Faschismus zu beseitigen. Die neue Eigentumsform
»Volkseigentum® wurde geschaffen, um einen sozialisierten Industriesektor
zu etablieren, der neben dem noch groflen Privatsektor agieren sollte.
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Bis 1948 hatten die Westmachte einseitig eine wirtschaftliche Teilung
Deutschlands durch eine Wahrungsreform durchgesetzt, und die SED begann,
Elemente einer indikativen Wirtschaftsplanung einzufiihren. Der Zweijahres-
plan von 1948 sollte sicherstellen, dass die wirtschaftliche Entwicklung in der
SOZ nicht weiter hinter die der Westzonen zurtickfiel.

Das darauf folgende Jahrzehnt wurde riickblickend als die ,,Periode des sozia-
listischen Aufbaus* in der DDR (1950-1962) bezeichnet. Das Planungssystem
verlagerte sich von marktorientierten indikativen Mechanismen zu einem de-
mokratisch-zentralistischen Modell, das dem sowjetischen System &hnelte.
Die Wirtschaft wurde nun nach spezifischen Produktionszielen koordiniert,
die in Fiinfjahres- und Jahrespldnen festgelegt wurden. Die Pline wurden in
einem langen, mehrstufigen Prozess der wissenschaftlichen Analyse und der
demokratischen Beratung erstellt. Der internen Akkumulation wurde Vorrang
eingerdumt, um den Aufbau der Schwerindustrie zu finanzieren. Private Un-
ternehmen spielten weiterhin eine wichtige Rolle bei der Bereitstellung von
Waren und Dienstleistungen und wurden im Laufe des Jahrzehnts schrittweise
in das Planungssystem integriert. Wie in dem obigen Zitat des ersten Minis-
terprasidenten Otto Grotewohl erwdhnt, wurden diese Bemiihungen durch die
politischen Kémpfe der Zeit stark beeinflusst und eingeschrénkt.

Die 1950er Jahre waren die prigenden Jahre des sozialistischen Blocks in
Osteuropa. Sie waren sowohl von raschen wirtschaftlichen Fortschritten als
auch von schwerwiegenden politischen Krisen geprégt. In der Mitte des Jahr-
zehnts kam es zu einer entscheidenden Auseinandersetzung zwischen dem le-
ninistischen Modell des demokratischen Zentralismus und der titoistischen
Konzeption des ,,selbstverwalteten Sozialismus®.

In den spéten 1940er Jahren, als die USSR zu einer Friedenswirtschaft iiber-
ging und die Volksdemokratien in Osteuropa mit dem sozialistischen Aufbau
begannen, kam es auch zu einer Wiederbelebung der Debatten iiber die politi-
sche Okonomie des Sozialismus. Die wichtigsten Fragen betrafen die Akku-
mulation, die Effizienz, die Objektivitidt der 6konomischen Gesetze und den
angemessenen Grad der betrieblichen Selbststéindigkeit. Okonomen setzten
sich mit den inneren Abldufen der Wirtschaft auseinander, die sich von den
Mairkten weg und hin zu einer bewussten Planung bewegte.
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Erhebliche Meinungsverschiedenheiten ergaben sich aus der Frage, inwieweit
die vom Kapitalismus {ibernommenen Kategorien und Mechanismen (z. B.
Warenproduktion, Wertgesetz, Rentabilitit usw.) auch im Sozialismus rele-
vant blieben.

Eine der schwierigsten praktischen und theoretischen Herausforderungen war
die Frage der Preise: Was ist die Funktion des Geldes im Sozialismus? Auf
welcher Grundlage sollen die Geldpreise gebildet werden? Sollen sie lediglich
eine Kalkulationsfunktion erfiillen oder aktiv den Produktionsprozess beein-
flussen? Und schlieBlich: Wie kdnnen die Preise so gestaltet werden, dass sie
die gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit in einer Nichtmarktwirtschaft ge-
nau widerspiegeln? Die Bolschewiki hatten bereits in den 1920er Jahren er-
kannt, dass die Preispolitik den Kernpunkt der Wirtschaftsplanung darstellt:

»lm Problem der Preise kreuzen sich alle grundlegenden 6konomischen und
folglich auch politischen Probleme des Sowjetstaates. Die Herstellung richti-
ger Wechselbeziehungen zwischen der Bauernschaft und der Arbeiterklasse,
die Sicherung einer koordinierten und wechselseitig bedingten Entwicklung
der Landwirtschaft und der Industrie ..., die Sicherung des Reallohns, die Fes-
tigung des Tscherwonez [sowjetische Wiahrung] ... alle diese Fragen sto3en

auf das Preisproblem*.’

In diesem Artikel wird genauer untersucht, wie sich die Preisdebatte wéahrend
des ersten Jahrzehnts der DDR entwickelte. Bestehende Darstellungen dieser
Diskussionen isolieren die Debatten hdufig sowohl von ihrem politischen
Kontext als auch von der praktischen Seite der Planung.* Daher untersucht
dieser Artikel die theoretischen Kontroversen in ihrem Kontext und geht der
Frage nach, wie Planungsdmter Losungsansétze fiir die von Theoretikern auf-
gedeckten Widerspriiche entwickelt haben.

3 Aus einem Plenum des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei der Sowjetuni-
on im Februar 1927. Zitiert im Lehrbuch der politischen Okonomie der Sowjetunion
von 1954.

4 Siche z.B. Becker, S. und Dierking, H., Die Herausbildung der Wirtschaftswissen-
schaften in der Frithphase der DDR, Verlag Wissenschaft und Politik, K&ln, 1989;
Krause, G., Wirtschaftstheorie in der DDR, Metropolis-Verlag, Marburg, 1998; Nick,
H., Okonomiedebatten in der DDR, GNN Verlag, Schkeuditz, 2011.
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Besonderes Augenmerk wird auf den Hohepunkt der Auseinandersetzungen in
der zweiten Hilfte der 1950er Jahre gelegt, als mehrere prominente Okono-
men weitreichende marktorientierte Reformen in der DDR forderten. Nur vor
dem Hintergrund dieser frithen Debatten lassen sich die Motive und Griinde
fiir die groBen Wirtschaftsreformen der 1960er Jahre (z. B. das ,,Neue Okono-
mische System der Planung und Leitung® in der DDR, die sowjetischen ,,Ko-
sygin-Reformen®, das tschechische ,,Neue Wirtschaftsmodell®, der ungarische
»Neue Wirtschaftsmechanismus® usw.) richtig verstehen.

Der Artikel ist chronologisch aufgebaut. Abschnitt 2 beginnt mit den Anfén-
gen des Planungssystems und neuen Formen der sozialistischen Demokratie
wiéhrend des ersten Fiinfjahresplans. In Abschnitt 3 werden die Wiederbele-
bung der dkonomischen Debatten und die ersten Versuche zur Reform des
Preissystems in den Jahren 1952/1953 nachgezeichnet. Abschnitt 4 befasst
sich mit der politischen Krise, die im Frithjahr 1953 ausbrach, und wie diese
zur ersten Reform iiber die ,,Vereinfachung des Plans“ in den Jahren
1954/1955 fiihrte. Abschnitt 5 befasst sich mit den groflen Debatten iiber das
Wertgesetz und den ,,Marktsozialismus®, die 1956 ausbrachen und bis 1958
andauerten. Abschnitt 6 fasst die letzten Jahre des Jahrzehnts zusammen als
die Regierung eine erneute politische Offensive zur Vollendung des Uber-
gangs zum Sozialismus startete. Die Schlussfolgerung in Abschnitt 7 enthélt
einige Uberlegungen zur Okonomie des sozialistischen Aufbaus in der DDR.

Wie immer begriiBen wir Kritik und Anregungen, schreibt uns an:
kontakt@ifddr.org. Der Umfang und die Komplexitéit dieses Themas erfor-
dern eine kollektive Auseinandersetzung, und dieser Artikel kann nur ein
Zwischenergebnis wiedergeben.

2. Schwerindustrialisierung und die Einfiihrung des demokratisch-zen-
tralistischen Planungssystems (1950-1953)

Der erste Fiinfjahresplan war ein Produkt der Teilung Deutschlands, die von
den Westmichten im Mai 1949 mit der Schaffung eines separaten westdeut-
schen Staates, der BRD, zementiert worden war. Angesichts dieser Realitit
versuchten die Kommunistische Partei der Sowjetunion (KPdSU) und die
SED, die Errungenschaften der ,,antifaschistischen, demokratischen Umwil-
zung® in der SBZ (1945-1949) zu konsolidieren und die DDR als tragfahige
Alternative zum Monopolkapitalismus zu etablieren. Die DDR sollte eine Ba-
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sis fiir diejenigen sein, die die Kampagne fiir die deutsche Einheit und die
Einhaltung des Potsdamer Abkommens fortsetzten.

Das bedeutete, dass eine robuste Volkswirtschaft aufgebaut werden musste,
die nicht nur den Interessen aller Arbeiter, sondern auch denen der Bauern,
der Intelligenz und ,,bestimmter Teile des Biirgertums“ entsprach, wie die
SED im Juli 1950 bekriftigte.

Verfassung der DDR (1949):

»Art. 19.: Die Ordnung des Wirtschaftslebens muf3 den Grundsétzen soziale
Gerechtigkeit entsprechen; sie muf} allen ein menschenwiirdiges Dasein si-
chern. Die Wirtschaft hat dem Wohle des ganzen Volkes und der Deckung
seines Bedarfs zu dienen; sie hat jedermann einen seiner Leistung entspre-
chenden Anteil an dem Ergebnis der Produktion zu sichern. Im Rahmen dieser
Aufgaben und Ziele ist die wirtschaftliche Freiheit des einzelnen gewahrleis-
tet. [...]*

»ATrt. 21.: Zur Sicherung der Lebensgrundlagen und zur Steigerung des Wohl-
standes seiner Biirger stellt der Staat durch die gesetzgebenden Organe, unter
unmittelbarer Mitwirkung seiner Biirger den 6ffentlichen Wirtschaftsplan auf.
Die Uberwachung seiner Durchfiihrung ist Aufgabe der Volksvertretungen.*

Kurz nach der Griindung der DDR im Oktober 1949 kiindigte Ministerprési-
dent Grotewohl die Vorbereitungen fiir einen langfristigen Wirtschaftsplan an,
der auf dem Zweijahresplan (1948-50) aufbauen sollte. Vorrangiges Ziel des
Fiinfjahresplans war es, die durch die Teilung des Landes entstandenen wirt-
schaftlichen Disproportionen zu iiberwinden und die Abhéngigkeit von West-
deutschland zu verringern. Dies erforderte eine massive Konzentration der In-
vestitionen in der Rohstoffindustrie und im Hiittenwesen. Um den Lebens-
standard iiber das Vorkriegsniveau zu heben, sah der Plan eine Verdoppelung
der Industrieproduktion gegeniiber 1936 vor. Dies bedeutete zwangslaufig ei-
ne weitere Starkung der Volkseigenen Betriebe (VEB), doch sollten alle Wirt-
schaftszweige flir dieses Ziel genutzt werden. So sollte auch die Produktion in
der Privatwirtschaft bis 1955 um 156,5 Prozent gesteigert werden.

5 Doernberg, S., Kurze Geschichte der DDR, Dietz Verlag Berlin, 1969, S. 179.
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Die kapitalistischen Unternehmen waren weitgehend in der Konsumgiiterin-
dustrie konzentriert oder als Zulieferer fiir die groBeren VEB tétig. Wahrend
die Einfilhrung der Fiinfjahresplanung einen bedeutenden Schritt weg vom
Kapitalismus und hin zum Sozialismus darstellte, verzichtete die SED noch
darauf, den sozialistischen Aufbau in der DDR explizit einzuleiten.

Das 1950 eingefiihrte Planungsverfahren war richtungsweisend fiir das kiinfti-
ge Planungssystem der DDR, auch wenn es in den folgenden Jahrzehnten ver-
feinert und weiter demokratisiert werden sollte. Unter der Leitung des Minis-
teriums flir Planung (spater Staatliche Plankommission) wurden Ministerial-
abteilungen mit der Erstellung von Berechnungen, Analysen und Bilanzen fiir
die Wirtschaftssektoren und Unternehmen in ihrem Zustindigkeitsbereich
beauftragt. Die Aufgabe bestand darin, einen wissenschaftlich fundierten
langfristigen Plan zu erstellen, der sowohl auf den tatséchlichen Fahigkeiten
der Wirtschaft als auch auf den umfassenderen politischen, wirtschaftlichen
und sozialen Zielen der Republik basierte. Zur Berechnung der Produktions-
ziele wurden zwei Arten von Indikatoren verwendet: physische Indikatoren
(Menge und Sortiment der Produkte usw.), die in den ersten Jahren der Pla-
nung dominierten, und monetére Indikatoren (Produktionskosten, Einnahmen
und Ausgaben usw.), die gegen Ende des Jahrzehnts zunehmend an Bedeu-
tung gewinnen sollten.

Qualitative Ziele (z. B. Steigerung der Arbeitsproduktivitit, Senkung der Pro-
duktionskosten, Verbesserung der Qualitit, maximale Auslastung der Produk-
tionskapazititen usw.) wurden aus der Kombination von physischen und geld-
miBigen Indikatoren abgeleitet.

Nach siebenmonatiger Datenerhebung und -analyse flir den ersten Fiinfjahres-
plan wurde dem 3. Parteitag der SED im Juli 1950° ein Entwurf mit Produkti-
onszielen fiir jeden Wirtschaftszweig vorgelegt, den die Parteidelegierten dis-
kutierten und verabschiedeten.

6 Ulbricht, W. Der Fiinfjahrplan und die Perspektiven der Volkswirtschaft — Referat
und Schlusswort auf dem III. Parteitag der SED, 1950, S. 30; Schultze, R., Die Ausar-
beitung des Fiinfjahrplanes der DDR 1951 bis 1955. Die Reaktion der Werktatigen
und der Klassengegner auf seine Verkiindung, Jahrbuch fiir Wirtschaftsgeschichte,
1980, Akademie Verlag, Berlin, S. 37.
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Die SED Ieitete diesen Entwurf an das Parlament weiter, wo die konservative
Christlich- Demokratische Union (CDU) und die Liberal-Demokratische Par-
tei Deutschlands (LDPD) eigene Anderungsantriige einbrachten.” Im Oktober
1950 verabschiedete das Parlament eine ,,Verordnung iiber die Ausarbeitung
des Fiinfjahresplans‘®, woraufhin eine breite 6ffentliche Diskussion {iber den
Entwurf im ganzen Land organisiert wurde.

Die Betriebsleiter wurden verpflichtet, mit den Gewerkschaftsfiihrungen und
den SED-Betriebsgruppen zusammenzuarbeiten, um eine Debatte unter der
Arbeiterschaft zu erméglichen. Arbeiter und Arbeiterinnen wurden aufgefor-
dert, die allgemeinen Ziele und Produktionsvorgaben des Entwurfs zu studie-
ren und eigene Anderungsvorschlige einzureichen.

Die Vereinigungen der gegenseitigen Bauernhilfe organisierten diesen Pro-
zess auf dem Lande. AuBerhalb der Betriebe veranstalteten politische Parteien
und Massenorganisationen Versammlungen in den Stadtvierteln und Bezir-
ken, damit die verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen an der Diskussion
teilnehmen konnten. Die Landesregierungen (spéter Rite der Bezirke) richte-
ten dann spezielle Biiros mit dem Titel ,,Vorschldge der Bevolkerung zum
Fiinfjahresplan® ein, um die Ergebnisse zu sammeln und zu verarbeiten, bevor
sie an die Staatliche Plankommission weitergeleitet wurden. Nach der Einar-
beitung von Anderungsantrigen aus allen Gesellschaftsebenen wurde der
Fiinfjahresplan im Oktober 1951 vom Parlament offiziell als verbindliche Po-
litik fiir alle staatlichen und wirtschaftlichen Organe ratifiziert.

7 Diese Parteien waren Mitglieder des sogenannten ,,Demokratischen Blocks®, einer
von der SED gefiihrten Volksfront. Die Anderungsantrige der CDU empfahlen u.a.
eine engere Zusammenarbeit zwischen offentlichen und privaten Betrieben durch den
weiteren Ausbau des Vertragssystems zwischen VEB und privaten Unternehmen, eine
bessere Materialversorgung kleinerer Betriebe, eine bessere Verteilung der Arbeits-
kréfte und die geplante Ausbildung jiingerer Fachkréfte. Die LPDP schlug eine Sen-
kung aller Steuern und die Festsetzung eines Hochstsatzes fiir die Einkommenssteuer
auf der Grundlage des geplanten Anstiegs des Volkseinkommens vor, was eine direk-
te Benachteiligung der Arbeiter zugunsten der Kapitalisten bedeutet hitte. Die LDPD
lehnte auch die weitere Entwicklung der Schwerindustrie ab, da dies angeblich die
Spaltung der deutschen Wirtschaft vertiefen wiirde.

8 Siche: https://www.gvoon.de/gesetzblatt-gbl-ddr-1950/seite-1111-272743 . html
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Auf der Grundlage des Fiinfjahresplans wurden im Laufe von 11 Monaten de-
tailliertere ,,Produktionspldne* entwickelt, um die spezifischen quantitativen
und qualitativen Ziele fiir das kommende Jahr festzulegen. Diese wurden dann
auf Betriebsebene aufgeschliisselt, um in jedem VEB Jahres- und Quartalspla-
ne zu erstellen. Die Produktionsziele wurden auf jeder Ebene der Planungshi-
erarchie schrittweise aufgeschliisselt: Anfang der 50er Jahre gab die Staatliche
Plankommission etwa 400 ,,Einzel- und Sammelpositionen* vor, die Ministe-
rien gaben den VEB in ihrem Zustindigkeitsbereich etwa 2.500 Positionen in
»Schiissellisten vor, und die VEB selbst legten in ihren Projektplinen etwa
40.000 Positionen fiir einzelne Produkte fest.’

Zu diesem Zeitpunkt bezeichnete die SED den Fiinfjahresplan nicht ausdriick-
lich als den Beginn des sozialistischen Aufbaus. Die den Plan begleitende Po-
litik vertiefte jedoch zielgerichtet den revolutionédren Prozess in der DDR und
enthielt — wie der Zweijahresplan (1948-1950) — viele sozialistische Elemen-
te.'”

Der Plan verlangte die Leitung der Industrie nach demokratisch-zentralisti-
schen Prinzipien. Die zentralen staatlichen Wairtschaftsorgane wurden
1949/1950 reorganisiert, um den Planungsprozess effizienter zu gestalten. Um
die Aggregation und Disaggregation komplexer Wirtschaftsdaten zu erleich-
tern, wurde eine Kommunikationskette eingerichtet: von den VEB iiber die
Hauptverwaltungen der Industriezweige bis hin zu den Ministerien und
schlieBlich zur Staatlichen Plankommission. !

? Roesler, J., Die Herausbildung der sozialistischen Planwirtschaft in der DDR, Aka-
demie Verlag, Berlin, 1978. S. 46.

10 Wie Walter Ulbricht auf dem dritten FDGB-Kongress feststellte: ,,Wir haben bei
uns keine sozialistische Ordnung, aber bei uns gibt es unter den demokratischen
Bedingungen cine volkseigene Wirtschaft, Betricbe volkseigenen Charakters, fiir die
die gleichen Gesetzen gelten. Zitiert in Protokoll: Finanzpolitische Konferenz vom
17. bis 19. September 1951, Deutsche Finanzwirtschaft, Nr. 17/18, 1951, S. 219.

' Siehe: Autorenkollektiv unter der Leitung von Lothar Baar, Wirtschaftsgeschichte -
Ein Leitfaden, Verlag Die Wirtschaft Berlin, Berlin, 1980, S. 204. Und: Autorenkol-
lektiv, Graupner, K. und Wittenburg, G. (Hrsg.), Geschichte der politischen Okono-
mie des Sozialismus - Umrisse, Verlag Die Wirtschaft Berlin, Berlin, 1986, S. 199.
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Gleichzeitig wurde die Beteiligung der arbeitenden Bevolkerung an der Lei-
tung der Wirtschaft stark erweitert. Anfang 1951 wurden in rund 5.000 VEB
Betriebskollektivvertrige (BKV) zwischen der Betriebsleitung und der Ar-
beiterschaft ausgehandelt, die von der Gewerkschaftsfithrung vertreten wurde.
Im Gegensatz zu kapitalistischen Tarifvertragen beruhten die BKV darauf,
dass durch die vergesellschafteten Eigentumsverhéltnisse die Interessen von
Staat, Betriebsleitung und Arbeiterschaft grundsétzlich tibereinstimmten und
nicht mehr antagonistisch waren. Die BKV legten konkret fest, wie die Arbei-
ter an der Betriebsfiihrung beteiligt werden sollten, wie die Umsetzung der
Pléne zu kontrollieren war und wie die Arbeits-, Kultur- und Sozialbedingun-
gen im Laufe der Zeit verbessert werden sollten.

Diese neue Form der sozialistischen Demokratie und die Rolle der Gewerk-
schaften in diesem Prozess wurden in Betriebsberatungen ausgiebig diskutiert
und dann im Arbeitsgesetz von 1950 kodifiziert. In den folgenden Jahren wur-
den zahlreiche neue Mechanismen der betrieblichen Demokratie erprobt und
verabschiedet, darunter auch betriebliche Frauenausschiisse zur Férderung der
politischen Beteiligung und der beruflichen Entwicklung der Frauen.

Aus dem Arbeitsgesetzbuch der DDR, 19. April 1950, Ausziige:
,, 1. Das Recht auf Arbeit

$ 1. Jeder Biirger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht auf
Arbeit. Es muf3 ihm ein seinen Fihigkeiten entsprechender und zumutbarer
Arbeitsplatz nachgewiesen werden. [...] (4) Die staatlichen Organe sind ver-
pflichtet, die erforderlichen Bedingungen zu schaffen, die es Frauen ermogli-
chen, in grofierem Mafie von ihrem Recht auf Arbeit in allen Zweigen der
Volkswirtschaft Gebrauch zu machen.

$ 3. Allen Arbeitenden ist unabhdngig von Geschlecht und Alter fiir gleiche
Arbeit gleicher Lohn zu zahlen. [ ...]

1I. Das Mitbestimmungsrecht der Arbeiter und Angestellten

$ 4. In unserer neuen demokratischen Ordnung, in der die Schliisselbetriebe
dem Volke gehoren, wird das Mitbestimmungsrecht der Arbeiter und Ange-
stellten, als die entscheidende Kraft im Staate, in der Fiihrung der Wirtschaft
durch die demokratischen staatlichen Organe verwirklicht.
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$ 7. (1) In den volkseigenen Betrieben werden die gegenseitigen Verpflichtun-
gen der Belegschaft und der Werksleitung die sich aus dem VEB-Plan erge-
ben, jihrlich im Betriebsvertrag niedergelegt. [ ...] (3) Die Arbeiter und Ange-
stellten der volkseigenen Betriebe iiben ihr Mitbestimmungsrecht bei der Er-
orterung der VEB-Pline auf den Belegschaftsversammlungen und in den Pro-
duktionsberatungen aus; sie machen entsprechende Vorschlige, die der Ent-
wicklung der Volkswirtschaft der Deutschen Demokratischen Republik die-

nen. [...]

$ 9. Die privaten Industrie-, Landwirtschafts-, Handels- und Verkehrsbetriebe
sind verpflichtet, mit der Betriebsgewerkschaftsleitung Betriebsvereinbarun-
gen, in denen die Durchfiihrung des Mitbestimmungsrechtes geregelt wird,
abzuschliefen und der Betriebsgewerkschafisleitung iiber die Fragen der
Produktion und der Geschdfisfiihrung Auskunft zu geben. [...]

VI. Heranbildung von fachlichem Nachwuchs und beruflich qualifizierter
Frauen [...]

$ 32. In den volkseigenen Betrieben ist das Anlernen von Frauen fiir alle Td-
tigkeiten in umfassendem Mafe zu organisieren. Das Anlernen soll in Etap-
pen von einfachen zu komplizierten Arbeiten durchgefiihrt und durch Arbeits-
instruktion und fachliche Kurse gefordert werden. Die Facharbeiter sind ver-
pflichtet, den Frauen und Jugendlichen ihre Fachkenntnisse zu vermitteln. **

Die von Rohstoffimporten abhdngige DDR, die im Februar 1950 mit neuen
westlichen Sanktionen belegt wurde, musste ihre Wirtschaft wéhrend des
Fiinfjahresplans auf Osteuropa ausrichten.'?

Im September 1950 trat sie dem Rat fiir gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW)
bei und steigerte ihren Anteil am Auflenhandel mit dem sozialistischen Block
von 55 Prozent im Jahr 1949 auf {iber 76 Prozent im Jahr 1951. Um zur Ver-

12 Die separatistische Politik und die Sanktionen des Westens trafen den Osten hart,
wie der Warenverkehr zeigt: 1936 gingen 79 % aller Lieferungen aus den deutschen
Ostgebieten nach Westdeutschland, nur 21 % gingen ins Ausland. Von den Einfuhren
kamen sogar 86 % aus den westlichen Landesteilen und nur 14 % aus dem Ausland.
Im Februar 1950 verbot die westdeutsche Regierung vertraglich vereinbarte Stahllie-
ferungen an die DDR im Rahmen des so genannten Interzonenhandels. Dieses Embar-
go sollte dem Wiederaufbau in Ostdeutschland einen schweren Schlag versetzen.
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besserung des Lebensstandards in der DDR beizutragen, halbierte die sowjeti-
sche Fiihrung 1950 die ausstehenden Reparationszahlungen Deutschlands
(6,34 Milliarden US-Dollar). " Dadurch entstand dringend bengtigter Spiel-
raum in der Investitionsstruktur des Fiinfjahresplans. Die DDR begann mit
dem Import von sowjetischem Eisenerz und polnischem Koks. AuBlerdem ent-
wickelten DDR-Spezialisten neue wissenschaftliche Methoden zur Verarbei-
tung der minderwertigen Erze und der Braunkohle, die in Ostdeutschland hei-
misch waren. Das Eisenhiittenkombinat Ost wurde von Grund auf neu errich-
tet und stellte das groBte Investitionsobjekt des Fiinfjahresplans dar. Der
Grundstein wurde im Januar 1951 gelegt, um den Beginn des Plans zu mar-
kieren.

Im Sinne der Marxschen Theorie der erweiterten Reproduktion konzentrierte
die SED die Investitionen auf die Produktion von Produktionsmitteln (,,Abtei-
lung 1%), denn auf dieser materiellen und technischen Grundlage konnte auch
die Produktion von Konsumtionsmittel (,,Abteilung 2) wachsen. Zwischen
1950 und 1955 flossen 80 Prozent aller Industrieinvestitionen in die Grund-
stoffindustrie und die Metallurgie."

Eine groBe Herausforderung fiir die DDR war der Mangel an Arbeitskréften.
Im Laufe der antifaschistisch-demokratischen Umwélzung war es dem Staat
gelungen, 1 Million zusitzliche Arbeitskréifte zu mobilisieren, so dass ihre
Zahl von 3 Millionen im Jahr 1945 auf 4,1 Millionen im Jahr 1950 anstieg.
Um die im Fiinfjahresplan festgelegten Ziele zu erreichen, waren jedoch wei-

13 Das Potsdamer Abkommen sah vor, dass Deutschland 10 Milliarden US-Dollar an
Reparationen an die UdSSR zahlen sollte (eine geringe Summe angesichts der Kriegs-
schiden von 485 Milliarden Dollar). Bis 1950 hatte Deutschland etwa 3,67 Mrd. USD
gezahlt — hauptsédchlich aus der SOZ. Indem die UdSSR 1950 die verbleibenden 6,34
Milliarden halbierte, verzichtete sie auf 3,15 Milliarden Dollar, die Deutschland
schuldete. AuBlerdem verldngerte Moskau die Frist, damit die DDR in den néichsten
15 Jahren kleinere Raten zahlen konnte.

(Aufzeichnung des Gesprichs des Genossen 1.V. Stalin mit den Fiihrern der Sozialis-
tischen Einheitspartei Deutschlands Wilhelm Pieck, Otto Grotewohl und Walter Ul-
bricht 4. Mai 1950: https://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2003 4 5  bon-
wetsch.pdf)

14 Baar, Wirtschaftsgeschichte, S. 191.
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tere 890.000 Arbeiter erforderlich.” Dies war einer der Faktoren, die im Juli
1952 zu der Entscheidung beitrugen, die kleinbduerliche Einzelwirtschaft
durch kapitalintensivere landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften
(LPGs) zu ersetzen.

Um die DDR auszubluten, forderte die BRD aktiv die Abwanderung ostdeut-
scher Fachkrifte und Arbeiter in den Westen. West-Berlin fungierte als Vor-
posten der kapitalistischen Méchte tief im Inneren des DDR-Territoriums. Bis
1961 blieb die innerstadtische Grenze offen, so dass westliche Geheimdienste
und Konzerne leichten Zugang fiir subversive Aktivitidten hatten. Die BRD
weigerte sich, die DDR als souverdnen Staat anzuerkennen und versprach al-
len Migranten, dass sie westdeutsche Pédsse erhalten wiirden, wenn sie die
DDR verlieBen. Hochqualifizierte Fachkrifte wie Physiker und Arzte wurden
aulerdem hohere Posten, bessere Gehélter und andere Privilegien verspro-
chen. Die Abwerbung von Menschen im arbeitsfahigen Alter, die in der DDR
ausgebildet worden waren, wurde im Laufe der 1950er Jahren zu einer immer
grofleren Belastung fiir die DDR-Wirtschaft.

3. Von der Massenproduktion zur Effizienz: Frithe Debatten iiber die
wirtschaftliche Rechnungsfiihrung, das Preissystem und die Selbststin-
digkeit der volkseigenen Betriebe (1950-1953)

In den spdten 1940er und frithen 1950er Jahren kam es zu einer Wiederbele-
bung der Diskussionen um die politische Okonomie des Sozialismus. Die
UdSSR erholte sich rasch von den Kriegsschiden und sowjetische Okonomen
berieten nun iiber die nédchsten Schritte der sozialistischen Entwicklung. Die
Hauptstreitpunkte drehten sich um die Objektivitdt der Wirtschaftsgesetze
(Galten im Sozialismus noch objektive Gesetze oder konnte der Staat die Ge-
setze zur Regulierung der Wirtschaft subjektiv &ndern?), das Wesen der Pro-
duktion im Sozialismus (Inwieweit behielten sowjetische Produkte die Wa-
renform bei?) und die Rolle des Wertgesetzes in der Planwirtschaft.'® (Galt es

15 Ulbricht, W., Der Fiinfjahresplan.

16 Das Wertgesetz ist ein inhdrenter Bestandteil warenproduzierender Gesellschaften.
Es ist der Mechanismus, durch den das Prinzip des gleichen Tausches zwischen Pri-
vateigentiimern durchgesetzt wird. Wie Marx in ,,Das Kapital* ausfiihrlich darlegt, ist
das in den Waren verkdrperte Quantum gesellschaftlich notwendiger Arbeitszeit (in
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noch in bestimmten Sektoren der sozialistischen Wirtschaft und war dies pro-
blematisch?).

Einige Okonomen stellten offen in Frage, warum die sowjetischen Planungs-
systeme noch immer auf kapitalistische Kategorien zuriickgriffen wie Geld,
Lohn, Rentabilitit und Kredit.

Die Relevanz dieser Fragen war nicht mehr auf den sowjetischen Kontext be-
schrinkt, denn die Volksdemokratien in ganz Osteuropa begannen nun ihren
eigenen Ubergang vom Kapitalismus zum Sozialismus. Es gab noch keine
verallgemeinerte Theorie der sozialistischen Planung und es blieb unklar, in-
wieweit der sowjetische Weg als Modell fiir andere dienen konnte. Um diese
Debatten zu verfolgen, arbeiteten Sozialwissenschaftler in der SBZ mit der
sowjetischen Verwaltung zusammen, um neue Zeitschriften wie die Neue
Welt (1946) und die Sowjetwissenschaften (1948) herauszugeben. Sie griinde-
ten auch ihre eigenen Zeitschriften — wie Einheit, Deutsche Finanzwirtschaft,
Wirtschaftswissenschaft —, um deutschen Okonomen und Politikern eine
Plattform fiir die Teilnahme an diesen Debatten zu bieten.

1950 wurde Professor Eva Altmann mit der Aufgabe betraut, ein Institut fiir
die Ausbildung von Planungsexperten zu schaffen. Sie wurde zur ersten Rek-
torin der Hochschule fiir Plan6konomie ernannt, die am 4. Oktober 1950 offi-
ziell gegriindet wurde. Neben der Ausbildung junger Studenten aus der Arbei-
terklasse sollte die Hochschule als Forschungszentrum fiir die theoretischen
Probleme der Planung fungieren.

Von besonderer Dringlichkeit zu dieser Zeit war die Frage der Akkumulation.
Im Kapitalismus war die Akkumulation durch verstirkte Ausbeutung sowohl
der einheimischen Arbeiterklasse als auch der iiberseeischen Kolonien er-
reicht worden. Nach 1945 konnten die westeuropédischen Staaten Kapital
durch ihren Kolonialbesitz im Ausland, durch verstirkte Ausbeutung im In-
land oder durch Auslandskredite (den Marshallplan) akkumulieren.

letzter Konsequenz) die Grundlage fiir deren Austausch. Im Kapitalismus werden die
Marktpreise letztlich durch das Wertgesetz bestimmt.
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Die Volksdemokratien hingegen waren gezwungen, Investitionsmittel durch
eigene Mittel und Anstrengungen zu akkumulieren, wie es die Sowjetunion in
den Jahrzehnten zuvor getan hatte.

Die Zeit des unmittelbaren Wiederaufbaus nach dem Krieg (1945-1950) war
durch ,,Massenproduktion um jeden Preis* gekennzeichnet, und das Planungs-
system funktionierte dementsprechend: Wenn ein VEB mehr fiir Produktions-
material oder Lohne ausgab als urspriinglich vorgesehen, wiesen die Abteilun-
gen des Planungsministeriums einfach zusétzliche Mittel zu, um sicherzustel-
len, dass die Ziele erreicht wurden. Der Produktionsprozess orientierte sich
fast ausschlieBlich an quantitativen Zielen, unabhingig davon, ob die Ausga-
ben die Einnahmen iiberstiegen. Dieser Ansatz trug zwar zur raschen Uber-
windung der Nachkriegsknappheit bei, war aber der fiir langfristige Indus-
trieinvestitionen erforderlichen Akkumulation nicht forderlich. Dies war in
der DDR besonders dringlich, denn die DDR hatte zu Beginn der 1950er Jah-
re die niedrigste Akkumulationsrate (ca. 8 Prozent) in ganz Osteuropa.'’

Die sozialistischen Okonomen waren sich einig, dass eine langfristige Indus-
trialisierung hohere Akkumulationsraten erforderte. Dies bedeutete, dass
Sparsamkeit und die maximale Auslastung der vorhandenen Kapazititen (d. h.
Senkung der Produktionskosten und Steigerung der Arbeitsproduktivitit) Vor-
rang hatten. Stalin betonte diesen Punkt 1952: , Die Rentabilitét einzelner Be-
triebe und Produktionszweige [...] ist das Abc unserer wirtschaftlichen Tatig-
keit im derzeitigen Entwicklungsstadium.*'® Der Produktionsprozess miisse so
organisiert werden, dass neue Quellen der Akkumulation erschlossen und
gleichzeitig der Lebensstandard schrittweise verbessert werden konne. Wenn
es geldnge, den Aufwand an gesellschaftlicher Arbeit in der Produktion zu
senken, kdnnten die Preise fiir Konsumgiiter mit der Zeit gesenkt werden. Wie
eine Losung es ausdriickte: ,,So wie wir heute arbeiten, werden wir morgen le-

113

ben®.

'7 Dies bedeutete, dass dic DDR 92 Prozent ihres Sozialprodukts unmittelbar ver-
brauchte. Nur 8 Prozent des Sozialprodukts diente der Akkumulation. Zum Vergleich:
1950 hatte die Tschechoslowakei eine Akkumulationsrate von 17 Prozent, Polen 21
Prozent und Ungarn 23 Prozent.

18 Siehe: Stalin, J., Okonomische Probleme des Sozialismus in der UdSSR, Dietz
Verlag, Berlin, 1952, S. 57.
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Die SED machte sich daran, dieses neue sozialistische Bewusstsein zu fordern
und gleichzeitig neue praktische Planungsmechanismen zur Steigerung der
Effizienz zu entwickeln. Im Sommer 1951 kiindigte die SED an, sich bei der
Planung stirker auf monetdre Kategorien stiitzen zu wollen. Im September
1951 wurde eine finanzpolitische Konferenz organisiert, um die Rolle von Fi-
nanzen, Krediten und Geld in der sozialistischen Planung zu kliren:

,uUnsere Wirtschaftsfunktiondre, aber auch die Funktionidre und Mitglieder
unserer gesellschaftlichen Organisationen, die Funktionédre und Mitglieder der
Gewerkschaften, der Parteien, die gesamte Bevolkerung miissen wissen, wel-
che Rolle unsere Mark, welche Rolle unser Geld bei der Durchfiihrung unse-
res Volkswirtschaftsplanes spielt. Jede Summe Geldes gibt ein Anrecht auf ei-
ne bestimmte Menge Maschinen, Baustoffe, Kleidung, Lebensmittel und an-
dere Dinge des Bedarfs der Bevolkerung, also Ergebnisse unserer Arbeit. [...]
Mit unserer Mark lenken wir also die Produktion, die Verteilung der produ-
zierten Waren und lenken wir die Investitionen. Darum mulf} eine intensive,
dauernde und zéhe Aufklarungsarbeit dariiber geleistet werden, welche Rolle
bei uns das Geld spielt, miissen insbesondere die Wirtschaftsfunktionére eine
wirkliche Achtung vor der Mark, vor dem Pfennig bekommen.*

Diese Haltung spiegelte die vorherrschende Meinung unter den sozialistischen
Okonomen wider, dass die gesellschaftlich notwendige Arbeit in diesem Ent-
wicklungsstadium indirekt in Geld gemessen und ausgedriickt werden musste,
da eine Berechnung auf der Grundlage direkter Zeiteinheiten — wie von Marx
1875 vorgesehen® — in der UdSSR und den Volksdemokratien noch nicht
moglich war.

Mit Ausnahme einiger weniger Okonomen, die sich optimistisch iiber die
schwindende Bedeutung des Geldes in der Sowjetunion dullerten (siche z. B.
Lola Zahn)*, argumentierte die Mehrheit, dass die Uberbleibsel des Kapitalis-
mus (z. B. die Unterschiede zwischen einfacher und komplexer Arbeit, zwi-
schen geistiger und korperlicher Arbeit, zwischen o6ffentlichen, genossen-

1 Protokoll: Finanzpolitische Konferenz, S. 218.

20 Siehe Marx, K., Kritik des Gothaer Programms.

2 Vgl. Zahn, L., Die 6konomischen Grundbegriffe der Sowjetplanwirtschaft, Einheit,
Jg. 3, Heft 2, 1948.
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schaftlichen und privaten Eigentumsverhiltnissen und zwischen dem techni-
schen Niveau der Industriebetriebe) es immer noch unmdglich machten, ver-
schiedene Arten von Arbeit in einer universellen Zeiteinheit zu messen. Statt-
dessen miisse ,,die gesellschaftliche Rechnung der Arbeitsleistung noch die im
Kapitalismus herrschende Kategorie Wert iibernehmen und in abgewandelter
Form anwenden”.*

Ausgehend von dieser Pramisse kiindigte der Vorsitzende der Staatlichen
Plankommission der DDR, Heinrich Rau, im Juni 1951 die ,,Einfiihrung neuer
Formen der Wirtschaftsfilhrung™ an, die sich an der Rechnungslegung und
Rentabilitdt der Betriebe orientieren sollten®.

Diese Reform lehnte sich an das sowjetische Prinzip des Chosrastschot (Kurz-
bezeichnung filir chosjaistwennyi rastschot: ,,wirtschaftliche Rechnungsfiih-
rung®) an, das 1921 im Rahmen der Neuen Okonomischen Politik der Bol-
schewiki eingefiihrt und 1929 als Grundprinzip der sowjetischen Industriepla-
nung festgeschrieben worden war.** Die Idee ldsst sich als ,,Kontrolle durch
die Mark® zusammenfassen: um die Effizienz der volkseigenen Betriebe zu
iiberwachen, sollte der Staat versuchen, ,,mdglichst viele materielle Vorginge

2 Lemmnitz, A., Das Geld im Sozialismus, Deutsche Finanzwirtschaft, 1948, H.
10/11, S. 18. Siehe auch die Argumentation von Gordin, A., Preis und Preisbildung in
der UdSSR, Neue Welt, 1951.

2 Siehe: Rau, H., Die Erfahrungen bei der Durchfiihrung des Planes I. Quartal 1951,
in: Die neuen Wirtschaftsaufgaben zur Verbesserung der Lebenslage des Volkes, Be-
richt an das 6. Plenum des ZK der SED, Juni 1951.

24 Chosrastschot wurde in der DDR als wirtschaftliche Rechnungsfithrung iibersetzt.
Nachdem die Bolschewiki 1921 den ,,Kriegskommunismus‘ aufgegeben hatten, fiihr-
ten sie Chosrastschot ein, um die volkseigene Industrie 6konomischer zu gestalten.
Die staatlichen Betriebe erhielten mehr Autonomie als wirtschaftliche Einheiten und
wurden vom Diktat der Kombinatsdirektoren (die mehrere staatliche Betriebe beauf-
sichtigten) befreit. Chosrastschot wurde zu Beginn des ersten Fiinfjahresplans der
UdSSR im Jahr 1929 als Grundlage fiir die Betriebsfiihrung bekréftigt: Die Unterneh-
men erhielten eine ,,angemessene” finanzielle Selbststindigkeit und juristische Per-
sonlichkeit. Im Jahr 1936 wurden die sowjetischen Betriebe zudem mit eigenen ,,Di-
rektorenfonds‘ ausgestattet, um die materiellen Anreize fiir eine effizientere Produkti-
on auf Unternehmensebene zu erhohen. Siehe Bratusj, S.N., Die Entwicklung des so-
wjetischen staatlichen Betriebs zur juristischen Person in Sowjetwissenschaft, 1949
und Rau, H., Die neuen Wirtschaftsaufgaben, S. 16.

59



offen-siv 3-2026

und die Ergebnisse der Wirtschaftstatigkeit durch Wertkategorien zu erfassen,
in der Geldform zu bewerten, einander gegeniiberzustellen und zur Stimulie-
rung 6konomischer Interessen einzusetzen“.” Die wirtschaftliche Rechnungs-
fiihrung zielte darauf ab, durch die explizite Verwendung von ,,Wertkategori-
en wie Preis und Rentabilitdt die Produktionskosten genau zu ermitteln, da-
mit Verstdfe gegen Effizienzziele friihzeitig erkannt und korrigiert werden
konnten. Finanzminister Willy Rumpf formulierte es so: ,,Indem wir das Geld
in seiner Funktion als Mall der Werte zu Hilfe nehmen, erméglichen wir die
Berechnung der Verausgabung von gesellschaftlicher Arbeit. Somit ist es
moglich, den Erfolg der Wirtschaftsfilhrung der Betriebe in ihrem Gewinn
oder Verlust sichtbar zu machen. Der Gewinn oder Verlust eines Betriebes,
seine Rentabilitdt, sind das Resultat und der Gradmesser dafiir, ob die Produk-
tion mit den planméfBigen Aufwendungen an gesellschaftlicher Arbeit durch-
gefiihrt wurde oder nicht. Die Realisierung der Gewinne ist das Anzeichen da-
fiir, ob gesellschaftlich notwendige Arbeit verausgabt wurde, d. h. ob Waren
produziert wurden, fiir die in ihrer Menge, Qualitdt und Sortiment ein Bedarf
vorhanden ist. Die Produktion von Waren, fir die kein Bedarf vorhanden ist,
driickt sich aus in Uberplanbestinden. Die Realisierung der Waren in Geld ist
also ein sehr wichtiger und bei uns sehr akuter Gradmesser der Arbeit der Be-
triebe.“*

Es schien zwar naheliegend, die Funktion des Geldes als Wertmal3stab bei der
Wirtschaftsplanung zu nutzen, doch blieb unklar, wie Preise innerhalb des
Systems der sozialistischen Planung so gestaltet werden konnten, dass sie die
WertgroBen widerspiegelten. Wie Marx in Das Kapital dargelegt hat, ist der
Wert eine Eigenschaft der Waren, und das Wertgesetz ist ein Gesetz der Wa-
renproduktion. Als objektives 6konomisches Gesetz setzt es sich spontan hin-
ter dem Riicken der Produzenten durch, nachdem diese ihre Waren auf den
Markt gebracht haben: Die Konkurrenz auf dem Markt zwingt die einzelnen
Privatproduzenten, ihre Preise nahe an einen einheitlichen Preis heranzufiih-
ren. Der Verkaufspreis einer Ware spiegelt somit (annidhernd) die relative ge-
sellschaftliche Arbeit wider, die fiir ihre Produktion aufgewendet wurde.

25 Miihlfriedel, W. und Wieliner, K., Die Geschichte der Industrie der DDR bis 1965,
Akademie Verlag, Berlin, 1989, S. 194.

%6 Siehe Willy Rumpf in Protokoll: Finanzpolitische Konferenz, S. 219.
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In der vergesellschafteten und geplanten Industrie der DDR waren diese
Bedingungen nicht mehr gegeben: Giiter, die von VEB fiir andere VEB pro-
duziert wurden, wurden nicht zwischen privaten Eigentiimern auf einem frei-
en Markt ausgetauscht. Sie wurden nach einem Plan zu staatlich festgelegten
Preisen geliefert und bereitgestellt, wobei das Geld lediglich eine formale Be-
rechnungsfunktion hatte. Die propagierte ,,bewusste Ausnutzung des Wertge-
setzes erschien daher als Widerspruch: Wie kann ein Gesetz, das der sponta-
nen Dynamik des Marktes entspringt, von einem Staat genutzt werden, der die
Marktmechanismen aktiv einschrinkt und durch die bewusste, geplante Tatig-
keit der Produzenten ersetzt? Und, wenn die Planungsémter den Produktions-
prozess durch absichtliche Abweichungen der Preise vom Wert steuern wol-
len, miissten sie dann nicht zuerst die genaue GroBe des Wertes dieser Pro-
dukte wissen?

Im Juli 1954 wurde ein Institut fiir Wirtschaftswissenschaften als Teil der
Akademie der Wissenschaften der DDR gegriindet. Spater umfasste das Insti-
tut Abteilungen und Arbeitsgruppen mit Schwerpunkten wie ,,Geld und Kre-
dit”, ,,Arbeitsproduktivitit und Rentabilitit™, ,,Geschichte der politischen
Okonomie®, ,,Staatsmonopolkapitalismus* und ,Entwicklungsldnderfor-
schung*.

Diese Fragen wurden 1952 vom Politbiiro der KPdSU teilweise aufgegriffen,
als es eine Reihe von Briefen Stalins an Wirtschaftswissenschaftler veroffent-
lichte. In dieser Broschiire mit dem Titel ,,Okonomische Probleme des Sozia-
lismus in der UdSSR* argumentierte Stalin, dass die Warenproduktion in der
Sowjetunion fortbestehe, und fiihrte dies in erster Linie auf die unterschiedli-
chen Eigentumsverhéltnisse in Industrie und Landwirtschaft zuriick. Wéhrend
die Industrie vollstindig vergesellschaftet worden war, blieben die Produkti-
onsmittel in der Landwirtschaft weitgehend in genossenschaftlichem Besitz,
so dass der Handel zwischen den beiden Sektoren die Form des Warenaus-
tauschs annahm. Das Wertgesetz wirkte also in der Sowjetunion weiter, wenn
auch in begrenzter und modifizierter Form. Ziel war es, das Wertgesetz zu
studieren, es auszunutzen und es schlieBlich durch die vollstindige Vergesell-
schaftung der Produktionsmittel in der Zukunft zu iiberwinden. Das Wertge-
setz wurde zu dieser Zeit dementsprechend als notwendiges Ubel oder, wie es
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DDR-Industrieminister Fritz Selbmann ausdriickte, als ,,reilende Bestie* ver-
standen, die es zu zdhmen und fiir die sozialistische Planung zu nutzen galt.”’

Stalins Analyse, dass die unterschiedlichen Eigentumsverhéltnisse der Grund
fiir das Fortbestehen der Warenproduktion und des Wertgesetzes im Sozialis-
mus seien, setzte Anfang der 1950er Jahre den Mafistab fiir die politische
Okonomie. Diese Einschitzung wurde jedoch bereits Mitte der 1950er von so-
wjetischen Okonomen wieder verworfen (sieche Abschnitt 5 dieser Arbeit).

Der fithrende DDR-Okonom Alfred Lemmnitz versuchte, diese theoretische
Schlussfolgerung auf den ostdeutschen Kontext anzuwenden, wo der Uber-
gang vom Kapitalismus zum Sozialismus noch in den Anfingen steckte.
Lemmnitz argumentierte, dass Konsum- und Exportgiiter in der DDR zwar
Waren im eigentlichen Sinne seien, die von VEB fiir andere VEB produzier-
ten Giiter jedoch ,,nur noch im begrenzten Rahmen Warencharakter tragen*.*
»Wenn die meisten Produktionsmittel der volkseigenen Wirtschaft auch keine
Waren mehr sind, so haben sie doch die dulere Hiille von Waren behalten,
man berechnet ihre Selbstkosten, man spricht von ihrem Wert und ihrem
Preis“.? Diese Produkte waren daher nur der Form nach, nicht aber ihrem
Wesen nach Waren. Die Wertkategorien wurden in diesem Fall fiir Berech-
nungs- und Buchhaltungszwecke verwendet. Das Wertgesetz habe im Sozia-
lismus somit einen grundlegend anderen Charakter angenommen:

,Die Kategorie Wert ist im Kapitalismus eine antagonistische Kategorie, denn
sie enthdlt den Widerspruch zwischen privater und gesellschaftlicher Arbeit.
Dieser Widerspruch ist im Sozialismus aufgehoben. Es gibt im Sozialismus
keinen Widerspruch zwischen privater und gesellschaftlicher Arbeit, denn je-
de Arbeit ist von vornherein gesellschaftliche Arbeit, wenn auch in verschie-
denen Entwicklungsgraden. Im Sozialismus driickt der Wert die planmiBig

%7 Zitiert in Becker und Dierking, Die Herausbildung, S. 439.

28 Lemmnitz, A. Charakter und Rolle der Warenproduktion und des Wertgesetzes in
der Wirtschaft der Deutschen Demokratischen Republik, Einheit, Sonderheft, Novem-
ber 1952, S. 1239.

2 Ebd.
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festgelegte Durchschnittsarbeit und gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit
aus.

Mit diesem theoretischen Verstindnis des Wertes im Sozialismus als Aus-
druck der ,,planméBig festgelegten Durchschnittsarbeit machten sich die Pla-
nungsdamter daran, eine praktische Losung fiir die Frage zu finden, wie Preise
den Wert genau widerspiegeln konnen, denn dies war die Voraussetzung fiir
die erfolgreiche Anwendung der wirtschaftlichen Rechnungsfiihrung in den
Betrieben. Das bisherige industrielle Preissystem basierte auf kapitalistischen
Kalkulationspreisen aus dem Jahr 1944 und wurde entsprechend den individu-
ellen Produktionskosten der einzelnen VEB modifiziert. Das heilit, die Preise
orientierten sich in erster Linie an der Leistung des einzelnen Betriebes, nicht
an der aktuellen gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit. Im Februar 1953
begannen die Planungsdmter daher mit der Entwicklung einer universellen
und wissenschaftlichen Methode zur Festlegung von Planfestpreisen fiir ein-
zelne Industriezweige.®' Ziel war es, die Preise an den durchschnittlichen
Selbstkosten der einzelnen Produkte in den jeweiligen Industriezweigen zu

30 Lemmnitz, A., Das Geld im Sozialismus, Deutsche Finanzwirtschaft, Heft 10/11,
1948, S. 18. Der sowjetische Okonom Konstantin Ostrowitjanow — einer der Hauptau-
toren des sowjetischen Lehrbuchs ,,Politische Okonomie“ von 1954 — war fiir die
Okonomen der DDR zu dieser Zeit einflussreich: ,,Die Berechnung der gesellschaftli-
chen Arbeit in Geld ist die Hauptfunktion des Wertgesetzes in der sozialistischen
Wirtschaft. Die monetdre Berechnung bildet zusammen mit den technischen Normen
die Grundlage fiir die Bestimmung der Selbstkosten und der Rentabilitdt der Produkti-
on in den sozialistischen Staatsbetriecben. Der sowjetische Staat nutzt die monetéire
Buchfiihrung als Mittel zur Kontrolle der Produktion durch den Vergleich von geplan-
ten und tatséchlichen Produktionskosten.” (Ostrowitjanow, K., Die sozialistische Pla-
nung und das Wertgesetz, in: Sowjetwissenschaften, 1948, Heft 2, S. 18.)
Ostrowitjanow sollte spéter einer der ersten sowjetischen Wirtschaftswissenschaftler
werden, der Stalins These in Frage stellte und argumentierte, dass die Produktion in
den sozialisierten Industrien in Wirklichkeit eine Warenproduktion sei (siche Ab-
schnitt 5 dieser Arbeit).

3! Fiir mehr iiber die Reform der Industriepreise in der DDR und der UdSSR: Miihl-
friedel und Wieliner, Die Geschichte,

S. 203; Roesler, Die Herausbildung, S. 70; Gordin, A., Preis und Preisbildung in der
UdSSR; M. Bardmann, Die Preistypdebatte.

63



offen-siv 3-2026

orientieren, eine Methode, die in der UdSSR bereits 1936 eingefiihrt worden
war.

Es wurden ,.komplexe technische Normen* geschaffen, um die in jedem Wirt-
schaftszweig erforderlichen Inputs (Materialverbrauch, Lohnkosten und Ab-
schreibungen) zu messen, so dass die geplante durchschnittliche, in den Pro-
dukten verkorperte Arbeit in Geld (so genau wie moglich) ausgedriickt wer-
den konnte. Die Berechnung dieser Normen war ein komplizierter Prozess,
aber sie versprach, den Planungsdmtern ein wissenschaftliches Mittel an die
Hand zu geben, um die Produktionsentwicklungen in den verschiedenen VEB
zu vergleichen. Die Rentabilitit eines VEB konnte dann die Kostensenkungen
und/oder Produktivitétssteigerungen des Betriebs widerspiegeln. Fiir jeden
einzelnen Industriezweig wurde ein einheitliches Reineinkommen errechnet.
Dies wurde dann auf den durchschnittlichen Selbstkostenpreis addiert, um den
Wert des Mehrprodukts zu erfassen. Dieser Gesamtpreis wurde dann fiir einen
bestimmten Zeitraum festgelegt.

Die Planfestpreisformel:

p=ctv+tg

p = Preis (nach Produktgruppe)

¢ = verbrauchtes Material plus Abschreibungen
v = Lohnkosten

g = Reineinkommen

Aufgrund ihrer Komplexitit dauerte die im Februar 1953 eingeleitete Preisre-
form mehr als ein Jahrzehnt, bis sie vollstindig umgesetzt war. Viele Okono-
men hielten diese Planfestpreise fiir unbefriedigend. Sie waren nur in der La-
ge, eine ungefdhre Messung der gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit zu
liefern und es gab keinen Konsens unter den Okonomen dariiber, wie das
Reineinkommen (g) am besten abgeleitet werden sollte. Es war daher unver-
meidlich, dass die Preisfrage bald wieder im Mittelpunkt der 6konomischen
Debatten stehen wiirde (siche Abschnitt 5).

Fiir das Betriebsmanagementsystem selbst bedeutete die Einfithrung der wirt-
schaftlichen Rechnungsfiihrung eine Verlagerung der operativen Verantwor-
tung: Um die betrieblichen Wirtschaftstétigkeiten in Geldeinheiten zu erfas-
sen, war es notwendig, Geschiftspraktiken zwischen den VEB zu simulieren.
Wie in der UdSSR sollten die volkseigenen Betriebe — im Rahmen des Fest-
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preissystems — eine ,,angemessene” finanzielle Selbststdndigkeit und juristi-
sche Personlichkeit erhalten. Im Marz 1952 wandelte die DDR-Regierung die
VEB in rechtlich selbstindige und individuell steuerpflichtige Betriebe
um.*’Die Aufsicht durch Kombinatsdirektoren (damals Direktoren der Verei-
nigungen Volkseigener Betriebe) wurde schrittweise abgebaut, und ab 1953
waren die VEB offiziell fiir die Verwaltung vieler ihrer eigenen Ausgaben
verantwortlich. Dafiir wurden sie mit eigenen Fonds fiir Anlagen und fiir Um-
laufmittel ausgestattet. Anstatt ihre gesamten Einnahmen an den Staatshaus-
halt abzufiihren und sich vom Staat Mittel fiir Reparaturen und Investitionen
zuweisen zu lassen, mussten die VEB nun einen Teil ihrer Ausgaben durch
den Verkauf von Giitern zu Festpreisen decken (,,Eigenerwirtschaftung der
Mittel). Diese Giiter waren eben ,,nur der Form nach, nicht dem Wesen
nach® als Waren zu behandeln. Wenn ein VEB seine verschiedenen Zielvor-
gaben (Produktionsleistung, Betriebskosten, Gewinn und Investitionen) nicht
erfillte, erhielt der Betrieb weniger staatliche Subventionen fiir seinen ,,Direk-
torfonds“ (aus dem die Pramien fiir die Beschiftigten und die sozialen und
kulturellen Einrichtungen des Betriebs finanziert wurden).” Damit wurde
nicht nur fiir den einzelnen Arbeiter, sondern fiir den gesamten Betrieb ein
materieller Anreiz geschaffen, effizienter zu produzieren. Als rechtlich unab-
héngige Einheiten mussten die VEB auch Vertrige mit anderen VEB ab-
schliefen und waren fiir deren Erfiillung materiell verantwortlich. Die Direk-
toren hatten dadurch mehr Spielraum, um iiber die Qualitit der Giiter und die
Lieferfristen zu verhandeln.** Um Kredite zu erhalten, mussten Betriebe auch
Vertrdge mit der Staatsbank verhandeln, die als ,,Finanzkontrollorgan® fungie-

32 Brar, Wirtschaftsgeschichte, S. 203 und Miihlfriedel und WieBner, Die Geschichte,
S. 199.

33 Roesler, Die Herausbildung, S. 71 und Miihlfriedel und WieBner, Die Geschichte,
S. 197. Diese Fonds orientierten sich an den sowjetischen Direktorenfonds, die 1936
eingefiihrt wurden. Im Laufe des ersten Fiinfjahresplans in der DDR wuchsen die Di-
rektorenfonds deutlich an und wurden zu einem zentralen Instrument, um materielle
Anreize zu schaffen. Im Jahr 1957 wurde dieses Prinzip noch weiter ausgebaut, und
zwei Fonds ersetzten nun die Direktorenfonds: die ,,Betriebspramienfonds® und die
»Kultur- und Sozialfonds®. (Siche Abschnitt 4 dieser Arbeit).

3% Miihlfriedel und WieBner, Die Geschichte, S. 199.
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ren sollte, um alle Signale zu liberwachen, die auf eine Abweichung von den
Produktionspldnen hindeuten konnten.* Solche finanziellen Ziele sollten die
bestehenden quantitativen Ziele erginzen.

Im Rahmen des demokratischen Zentralismus zielten diese Reformen ausdrii-
cklich darauf ab, die Akkumulationsrate durch ,,die 6konomischen Hebel des
Geldes und des Kredits* zu erhohen, anstatt ,,mittels administrativer Maf3nah-
men“.* Ahnlich wie bei der Preisreform dauerte es viele Jahre, bis die wirt-
schaftliche Rechnungsfiihrung auf Betriebsebene vollstindig umgesetzt wer-
den konnte. Die wirtschaftlichen Probleme der folgenden Jahre wurden haufig
auf diesen langsamen Fortschritt zuriickgefiihrt.

Nichtsdestotrotz wurde bereits Ende 1951 die Grundausrichtung fiir die volks-
eigenen Betriebe der DDR festgelegt: ,,Es ist die Angelegenheit des Betriebes,

wie er seinen Plan erfiillt*.”’

4. Politische Krise, der ,,Neue Kurs“ und die ,,Vereinfachung des Plans“
(1953-1954)

In den ersten Jahren des Fiinfjahresplans eskalierten die internationalen Span-
nungen erheblich. Die wahre Bedeutung der ,Eindimmungsstrategie® der
Truman-Doktrin wurde durch den vélkermorderischen Angriff der USA auf
Korea Anfang der 1950er Jahre deutlich.* In Europa wurde der letzte Versuch
der UdSSR (durch die so genannte ,,Stalin-Note* vom Mérz 1952), eine neu-

33 Ulbricht, W. Der Fiinfjahresplan, S. 78.

3% Protokoll: Finanzpolitische Konferenz, S. 219 und Roeseler, Die Herausbildung, S.
29.

37 Protokoll: Finanzpolitische Konferenz, S. 220.

3% Die USA warfen 635.000 Tonnen Bomben und 32.557 Tonnen Napalm auf Korea
ab. US-General Curtis LeMay erklérte: ,,Wir ... haben jede Stadt in Nordkorea nieder-
gebrannt ... wir haben zwanzig Prozent der Bevolkerung getotet”. Westlichen Schét-
zungen zufolge wurden zwischen 1,5 und 2,5 Millionen Koreaner aus der Demokrati-
schen Volksrepublik Korea (DVRK) gettet — 15,6 % bis 26,0 % ihrer Vorkriegsbe-
volkerung. Weitere Informationen: Der 80. Jahrestag des Sieges im Antifaschistischen
Weltkrieg.
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trale, entmilitarisierte Republik in Deutschland zu errichten, vom Westen zu-
riickgewiesen. Die kapitalistischen Miachte waren darauf bedacht, die BRD in
ihren Militdrblock zu integrieren; die Unterzeichnung des Bonn-Paris-Ab-
kommens im Mai 1952 signalisierte die ausdriickliche Remilitarisierung
Westdeutschlands.

Die SED und die KPdSU {iberpriiften daher Mitte 1952 die Lage und be-
schlossen zwei neue politische MaBBnahmen fiir Deutschland: Erstens muss die
DDR eine eigene Landesverteidigung aufbauen, und zweitens miissen die Pro-
duktionsverhéltnisse in der Landwirtschaft zu denen in der Industrie auf-
schlieBen, d. h. es war an der Zeit, mit der Bildung von Produktionsgenossen-
schaften auf dem Lande zu beginnen.

Die SED berief im Juli 1952 eine auBerordentliche 2. Parteikonferenz ein und
verabschiedete einen Beschluss, um ,,in allen Bereichen der Gesellschaft sys-
tematisch die Grundlagen des Sozialismus zu schaffen*. Wiahrend die interna-
tionale Lage zweifellos diese Entscheidung beeinflusste, den sozialistischen
Aufbau offiziell auf die Tagesordnung zu setzen, hatten sich die objektiven
und subjektiven Bedingungen in Ostdeutschland seit 1945 grundlegend verin-
dert. Der Klassencharakter der politischen Ordnung war mit der Griindung der
DDR und der Ratifizierung der Verfassung im Jahr 1949 zugunsten der Arbei-
terklasse und der Bauernschaft deutlich entschieden worden.

Der sozialistische Sektor wurde signifikant ausgebaut und dominierte nun die
Wirtschaft. Entsprechend waren die Grofe und das Bewusstsein der Arbeiter-
klasse gewachsen. SchlieBlich hatte die DDR umfassende wirtschaftliche und
politische Beziehungen zu den Landern des sozialistischen Blocks in Osteuro-
pa und Asien gekniipft.

Die unmittelbaren Folgen der 2. Parteikonferenz betrafen die Landwirtschatft,
nicht die Industrie. Die im Fiinfjahresplan festgelegten Ziele wurden beibehal -
ten und die SED betonte die Notwendigkeit, die Einfithrung der wirtschaftli-
chen Rechnungsfithrung voranzutreiben. Die neuen staatlichen Subventionen
fiir landwirtschaftliche Genossenschaften und die Vervierfachung der Vertei-
digungsausgaben belasteten jedoch den Staatshaushalt enorm. Gleichzeitig
stiegen die Lohne Anfang der 1950er Jahre schneller als erwartet, da die Ent-
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lohnung in den meisten Betrieben noch nicht durch das universelle System
,technisch begriindeter Arbeitsnormen‘ geregelt war.*

Der Versuch, den Ausgabenanstieg durch Steuererhohungen fiir die Privat-
wirtschaft und die Streichung von Subventionen fiir Selbststindige zu kom-
pensieren, konnte den Staatshaushalt nicht entlasten. Im Februar 1953 leitete
die SED daher einen neuen ,,Feldzug fiir strenge Sparsamkeit” ein, der — im
Gegensatz zu fritheren Maflnahmen — direkt die Arbeiterklasse traf. Subventi-
onen fiir bestimmte Konsumgiiter wurden gestrichen, gleichzeitig wurde eine
allgemeine Normerhoéhung von 10 Prozent administrativ durchgesetzt. Das
Ergebnis war eine de facto Lohnkiirzung fiir alle Arbeiter. Erschwerend kam
hinzu, dass die Riistungsgiiter fiir die neue Landesverteidigung von der
UdSSR im Gegenzug fiir schwere Industriegiiter erworben werden sollten,
was weitere Kiirzungen der Investitionen in der Konsumgiiterindustrie erfor-
derlich machte.

Die Westméchte waren sich der wachsenden Spannungen in der DDR bewusst
und verstirkten ihre Agitation, um die Unzufriedenheit in der DDR zu schii-
ren. Anfang 1953 kiindigte der neue US-AuBenminister John Foster Dulles
Plane an, den Sozialismus in Europa ,,zurlickzudringen®, wie es die USA in
Korea versucht hatten.*45

In Anerkennung der akuten Gefahren der Situation und unter dem Einfluss der
neuen sowjetischen Fiihrung nach dem Tod Stalins im Marz 1953 verdffent-
lichte das Politbiiro der SED Anfang Juni 1953 eine Erkldrung, in der es Feh-
ler eingestand und die Riicknahme bestimmter SparmafBnahmen ankiindigte.
Ein ,,Neuer Kurs“ wurde eingeleitet, um das Angebot an Konsumgiitern durch
eine deutliche Reduzierung der Investitionen in der Schwerindustrie zu erhd-
hen. AuBBerdem wurden Entlastungsmafinahmen fiir die stark besteuerten Mit-

3% Fiir mehr iiber das System der technisch begriindeten Arbeitsnormen, siehe Kissel.
Zur steigenden Lohnquote siehe Roesler, Geschichte der DDR, S. 33.

40 Es gab viele Versuche, die Unsicherheiten und Liicken in den politischen Fiithrun-
gen der sozialistischen Lénder auszunutzen, insbesondere nach dem Tod von Joseph
Stalin im Marz 1953. Die heftigen politischen Krisen, die unter anderem 1953 in der
DDR, 1956 in Polen und im selben Jahr in Ungarn ausbrachen, sind in diesem Zusam-
menhang zu verstehen.
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telschichten angekiindigt. Merkwiirdigerweise wurde im Kommuniqué der
SED jedoch nicht die Riicknahme der Normerhdhung fiir die Arbeiterklasse
angekiindigt. Die sich betrogen fithlenden Bauarbeiter auf einer Berliner
GroBbaustelle begannen einen spontanen Protest, der am 17. Juni 1953 zu lan-
desweiten Unruhen fiihrte. Nachdem die Proteste in Gewalt umschlugen und
es zu Pliinderungen und Lynchmorden kam, wurde das sowjetische Militér
eingesetzt, um die Gewalt zu beenden.”

Nach dieser Krise und einer selbstkritischen Bewertung ihrer Politik weitete
die SED den ,,Neuen Kurs* von 1953 bis 1955 aus. Die Normerhohungen fiir
die Arbeiter wurden endlich reduziert, die Bildung von LPGs verlangsamt, die
Beschriankungen fiir private Unternechmen gelockert und Subventionen zur
Senkung der Preise fiir Konsumgiiter wieder eingefiihrt. Unter dem Einfluss
der neuen KPdSU-Fiihrung kehrte die SED 1954 und 1955 ihre Prioritdtenset-
zung fiir die Abteilung 1 um.*

Auflerdem begann die UdSSR, der DDR neue Kredite zu gewéhren und strich
alle noch ausstehenden Reparationszahlungen. Die sowjetischen Aktiengesell-
schaften (SAGs) in der DDR — die von der UdSSR verwaltet wurden, um Re-
parationszahlungen zu erwirtschaften, und zu denen viele grofle Chemie- und
Elektrobetriebe gehorten — wurden der DDR iibertragen und am 1. Januar
1954 in VEB umgewandelt. Diese Unternechmen hatten damals einen Wert
von etwa 2,7 Milliarden DDR-Mark.

Vor diesem Hintergrund bewertete und verallgemeinerte die SED die Erfah-
rungen des ersten Fiinfjahresplans. Der Anteil des sozialisierten Sektors an
der Bruttoproduktion betrug inzwischen rund 70 Prozent.* Die gesamte In-
dustrieproduktion war seit 1950 um 190 Prozent gestiegen, wobei die Produk-

! Mehr zu den Ereignissen um den 17. Juni 1953: Was geschah am 17. Juni 1953 in
der DDR? https://ifddr.org/17-juni-1953/

2 Nachdem Malenkow im Mirz 1953 sowjetischer Ministerprésident geworden war,
fiihrte er eine Politik des ,,Neuen Kurses* ein, um der Abteilung 2 in der UdSSR Vor-
rang zu geben. Sowohl in der DDR als auch in der UdSSR entbrannte darauthin eine
Debatte iiber die marxistische Theorie der erweiterten Reproduktion und das Verhilt-
nis zwischen Akkumulation und Konsumtion in der sozialistischen Planung. Siehe
Becker & Dierking, Die Herausbildung, S. 365.
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tion in der Metallurgie um 245 Prozent zunahm.* Ein Viertel der Arbeitskréf-
te war weiterhin im kapitalistischen Sektor beschéftigt, der aus 15.000 priva-
ten Unternehmen und 27.000 kleinen Bauernhdfen bestand. Das Bildungs-,
Kinderbetreuungs- und Erholungsangebot wurde erheblich verbessert.

Der Erste Sekretiar der SED, Walter Ulbricht, wies jedoch darauf hin, dass
zwar die quantitativen Produktionsziele iibertroffen worden seien (um 104,4
Prozent), die Effizienzziele jedoch nicht erreicht wurden.* Der Fiinfjahres-
plan hatte eine Senkung der Produktionskosten in den VEB um 26 Prozent
vorgesehen, die jedoch nur zu 19,3 Prozent erreicht wurde. 1954 arbeiteten
rund 700 Betriebe (27 Prozent aller VEB) immer noch mit Verlust und waren
auf staatliche Subventionen angewiesen. Alarmierend war auch, dass sich die
Kostensenkungen in den VEB von Jahr zu Jahr verlangsamten. Ein Tiefpunkt
wurde 1954 erreicht, nachdem die VEB den staatlichen Unterstiitzungsfonds
fiir das Jahr bereits im dritten Quartal aufgebraucht hatten. Damit verfehlte die
Wirtschaft das geplante Akkumulationsziel um eine halbe Milliarde DDR-
Mark.

Auf dem 21. Plenum des Zentralkomitees im November 1954 kam Ulbricht
zu dem Schluss, dass die finanzielle Seite der Planung noch immer nicht be-
herrscht worden sei. Die 1952 eingefiihrte wirtschaftliche Rechnungsfiihrung
sei nicht wirksam umgesetzt worden, und zu viele Kontrollorgane hielten sich
nicht an die ,,Kontrolle durch die Mark“. VEB wurden nicht bestraft, wenn sie
ihre vertraglichen Verpflichtungen verletzten.

Das Zentralkomitee verabschiedete daher mehrere wichtige Beschliisse, um
diese Probleme zu 16sen. Die Rentabilitidt der Unternehmen wurde nun zum
,vorrangigen Ziel der Wirtschaftspolitik® erkldrt und der Einsatz materieller
Anreize sollte ausgeweitet werden. 1957 wurde der Direktorenfonds der VEB
(siche Abschnitt 3) in einen ,,Betriebspraimienfonds® und einen ,,Kultur- und
Sozialfonds* aufgeteilt, die beide aus den Gewinnen der VEB finanziert wer-

43 Badstiibner, Die Geschichte, S. 167.
4 Brar, Wirtschaftsgeschichte, S. 194.

45 Ulbricht, W., Fragen der politischen Okonomie in der Deutschen Demokratischen
Republik - 21. Tagung des Zentralkomitees der SED 12. bis 14. November 1954.
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den sollten.* Uber den Betriebsprimienfonds sollten die Arbeiter entspre-
chend der kollektiven und individuellen Leistung mit Prdmien belohnt wer-
den: Je hoher die Normen iibertroffen wurden, desto hoher fiel die Pramie aus.
Diese verstiarkte Nutzung materieller Anreize fiihrte jedoch unbeabsichtigt
zum Problem der ,,weichen Pline*: Die VEB bemiihten sich aktiv darum, die
Pléne und Normen so niedrig wie moglich zu halten, damit sie diese leicht
iibertreffen konnten. Dies verzerrte das Planungssystem, da die Amter die tat-
sdchlichen Produktionskapazitéiten in den VEB nicht genau einschétzen konn-
ten. Die urspriingliche Prdmienfondsreform hatte somit die Interessen der Be-
triebe in Konflikt mit den gesellschaftlichen Interessen gebracht und legte den
Keim fiir den ,,Betriebsegoismus”.

Die SED versuchte 1964 (in der Anfangsphase der NOSPL-Reformen), die
weichen Pléne durch die Einfithrung eines gestaffelten Prdmien-Systems zu
16sen, das bei Nichterreichen der Ziele nachsichtiger war.*’

Es wurden auch neue Formen der sozialistischen Demokratie entwickelt, um
die Effizienzprobleme zu 16sen. Ab 1955 wurden ,,Okonomische Konferen-
zen“ in groBen Betrieben organisiert, um den Produktionsprozess zu analysie-
ren und Vorschlidge zur Kostensenkung und Produktivitétssteigerung zu ma-
chen. Bei neuen ,,Produktionsberatungen” mussten die Betriebsleiter und
Buchhalter Rechenschaftsberichte vorlegen, die von den Arbeitern gepriift
werden konnten. Bis zum Ende des Jahres wurden landesweit 4.000 Konfe-
renzen und 600.000 Beratungen abgehalten. Die Ergebnisse dieser Initiativen

46 Roesler, Die Herausbildung, S. 228.

* Die urspriingliche Reform des Betriebspramienfonds von 1957 hatte eine harte
Grenze eingefiihrt: Wenn die Produktion nicht 100 Prozent des Ziels erreichte, wur-
den die Pramien drastisch gekiirzt. Das bedeutete, dass ein fleiiger VEB fiir Umstén-
de bestraft werden konnte, die aulerhalb seiner Kontrolle lagen (z. B. Materialeng-
pésse, die die Produktion voriibergehend unterbrachen). Das neue System von 1964
senkte die Prdmien schrittweise entsprechend dem AusmaB, in dem die Ziele nicht er-
reicht wurden. Eine Produktion, die nur 5 Prozent unter dem Ziel lag, wurde nicht so
stark bestraft wie eine Produktion, die 25 Prozent unter dem Ziel lag. Siehe: Roesler,
Die Herausbildung, S. 228.
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waren schnell spiirbar: Der nationale Akkumulationsfonds stieg 1955 um rund
300 Millionen DDR-Mark.*

Massenkampagnen, die sich auf den Elan der Arbeiter stiitzen, waren zwar er-
folgreich, konnten aber nicht unbegrenzt fortgesetzt werden. Die SED strebte
danach, auch die konkreten Planungsmechanismen stéirker auf Effizienz aus-
zurichten. Einige Funktionédre begannen zu hinterfragen, ob die vorherrschen-
de Planungsmethodik nicht im Widerspruch zu den Grundsitzen der wirt-
schaftlichen Rechnungsfiihrung stand.®

Die Vielzahl der von der Staatlichen Plankommission den VEB vorgelegten,
genau berechneten Planvorgaben fiihrte dazu, dass die Jahrespléne der Betrie-
be aufgrund unvorhergesehener Ereignisse wie Lieferverzogerungen oder Ma-
terialengpdssen oft Dutzende von Revisionen erfahren mussten. Dies fiihrte zu
einem Dominoeffekt in den Betriebsplinen, der die Leitungen in endlose Neu-
berechnungen verwickelte.” In den extremsten Féllen waren die VEB ge-
zwungen, ihre Produktionspline iiber 40 Mal pro Jahr zu iiberarbeiten. Die
Dringlichkeit dieses Problems nahm in dem Male zu, wie sich die Arbeitstei-
lung in der Wirtschaft weiterentwickelte. Immer mehr hergestellte Produkte
wurden als Vorprodukte fiir die weitere Produktion oder die Rohstoffgewin-
nung verwendet (z. B. Textilien in der Automobilproduktion oder Stahltriger
im Bergbau usw.). Dies fiihrte dazu, dass die Produktionspldne immer stéirker
miteinander verwoben wurden.

Ende 1953 beauftragte die SED daher eine Arbeitsgruppe unter der Leitung
von Heinrich Rau und Erich Apel mit der Suche nach Moglichkeiten zur Ver-
besserung der Planungsmethoden.”' Nach der Untersuchung mehrerer Fallbei-

48 Badstiibner, Die Geschichte, S. 162/163 und Miihlfriedel und WieBner, Die Ge-
schichte, S. 204.

* Miihlfriedel und WieBner, Die Geschichte, S. 204.

30 Siehe: Rau, H., Im Maschinenbau — mehr und bessere Waren herstellen, Bericht an
den 4. Parteitag der SED, April 1954.

>! Erich Apel wurde spéter Leiter der Staatlichen Plankommission bei der Einfithrung
des NOSPL 1963. Zu dieser Arbeitsgruppe siehe Roesler, J., Der Beitrag der Betriebe
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spiele kam die Gruppe zu dem Schluss, dass die zentral festgelegten Planziele
in vielen Branchen iiberzogen waren. Anstatt die Produktionsmengen fiir je-
des einzelne Bauteil eines Endprodukts festzulegen, schlug die Gruppe vor,
den Betrieben mehr Spielraum bei der Erreichung der wichtigsten Ziele einzu-
rdumen. Zum Beispiel reichte es aus, nur festzulegen, wie viele Elektromoto-
ren am Ende produziert werden sollten, anstatt dass die staatliche Plankom-
mission Indikatoren fiir einzelne Komponenten eines Elektromotors festlegte.

Die unteren Ebenen in der Planungshierarchie sollten selbstdndig die bendtig-
ten Komponenten beschaffen. Diese Methodik, so wurde argumentiert, ent-
sprach besser den Bedingungen in der DDR, wo sich die Wirtschaft von ei-
nem extensiven zu einem intensiven Wachstum entwickelte und die Arbeits-
teilung immer spezialisierter wurde.

Die Idee wurde auch von den fritheren sowjetischen Aktiengesellschaften in-
spiriert, die nur einige wenige Eckziffern zu erfiillen hatten und ansonsten
,.bedeutend groBere Bewegungsfreiheit im Rahmen des Plans* hatten.>

Auf der Grundlage dieser Schlussfolgerungen verabschiedete die Regierung
im Dezember 1954 ein Gesetz ,,Uber die Vereinfachung der Planung in der
volkseigenen Industrie”. Nur noch die fiir die Volkswirtschaft wichtigsten
Produkte sollten zentral festgelegt werden. Die Ausarbeitung der fiir die Errei-
chung dieser Ziele erforderlichen Detailpléne oblag den VEB selbst. Die nach
einem einheitlichen Schema aufgebauten Betriebspline der VEB bedurften
nicht mehr der gesonderten Bestitigung durch die jeweilige Zentralverwal-
tung. Die Zahl der festgelegten Planziele sank darauthin um mehr als 50 Pro-
zent. Die Kiirzungen betrafen im Allgemeinen die hochentwickelten Industri-
en (z. B. Feinmechanik und Konsumgiiter) stiarker als die Grundstoffindustri-
en (z. B. Metallverarbeitung). Durch die Reform wurde auch der Verwal-

sowjetischen bzw. gemischten Eigentums bei der Herausbildung und Festigung der
sozialistischen Planwirtschaft in der volksdemokratischen Revolution, Die Grofie so-
zialistische Oktoberrevolution und der revolutiondre Weltprozess, Berlin, 1978.

52 Die von Rau (damals Minister fiir Maschinenbau) und Apel geleitete Arbeitsgruppe
kam zu dem Schluss, dass das Planungssystem der SAG ,,grundsétzlich einfacher und
elastischer* war als das der VEB, weil sie weniger zentral festgelegte Ziele zu erfiil -
len hatten. Siehe Roesler, Beitrag der SAG.
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tungsaufwand in den Betrieben stark reduziert: Die Zahl der Formulare, die
die VEB bei den iibergeordneten Planungsbehdrden einreichen mussten, sank
von 31 auf 15 im Jahr 1956.%

Anzahl der im Jahresplan der Staatlichen Plankommission festgelegten Pro-
dukte™

Jahr Anzahl der Produkte Index (1955 = 100)
1955 950 100
1956 810 85.3
1957 440 46.3

Die ,,Vereinfachung der Planung“ gab es nicht nur in der DDR. Ahnliche
Mafinahmen wurden in der zweiten Hélfte der 1950er Jahre in ganz Osteuropa
durchgefiihrt. Selbst in der UdSSR wurde die Zahl der zentral festgelegten
Ziele in der Industrie von 1957 bis 1958 halbiert.”® Laut Roesler filihrte die
DDR die Planziele am schnellsten zuriick, wihrend die CSSR, Ungarn und
Rumanien ihre Kennziffern bis in die frithen 1960er Jahre hinein schrittweise
reduzierten.

Wie im nichsten Abschnitt untersucht wird, stoppten die DDR und die
UdSSR 1958 abrupt weitere Reduzierungen nachdem sie zu dem Schluss ge-
kommen waren, dass die Reform in bestimmten Bereichen ,,zu weit gegan-
gen” war. Bemerkenswert ist jedoch, dass die DDR diese Reformen nicht
vollstandig riickgdngig machte. Nur in den Zweigen ,,Maschinenbau® und
,,Guss- und Schmiedestiicke® wurde die Zahl der Produktionsziele tiber das
Niveau vor der Reform angehoben. Die Gesamtzahl der Ziele fiir die industri-
elle Produktion blieb 1958 um 68 Prozent niedriger als 1956.

5. Die grofle Debatte: Das Wertgesetz, die ,,Selbstverwaltung® und der
Weg zu ,sozialistischen Warenproduzenten* (1955-1958)

33 Roesler, Die Herausbildung, S. 155.
>4 Ebd., S. 153.

>3 Ebd., S. 158.
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Als die Regierung Ende 1954 diese Reformen einfiihrte, versuchte die SED
auch, mehr Kritik und Selbstkritik in allen Bereichen der Gesellschaft zu for-
dern. Dazu gehorte die ausdriickliche Aufforderung an die Okonomen, sich
mit den ungeklarten Problemen des Wertgesetzes und den ,,Unzulénglichkei-
ten unserer Arbeit auf dem Gebiet der Preispolitik* auseinanderzusetzen.
Auf einer wissenschaftlichen Tagung im Mirz 1955 mit dem Titel ,,Die Uber-
gangsperiode vom Kapitalismus zum Sozialismus in der DDR* betonte der
Okonom und Politbiiromitglied Fred OelBner die politische Aufgabe der Wis-
senschaft: ,,Das ist es gerade, was wir so dringend brauchen, einen wirklich
freien wissenschaftlichen Meinungsaustausch. Denn wir werden in unserer
Entwicklung nicht vorwartskommen, wenn wir uns in Diskussionen nur dar-
auf beschrianken, das wiederzugeben, was irgendwo schon einmal gedruckt ist
oder was eine Autoritét schon einmal gesagt hat.**’

Diese Konferenz markierte den Ausgangspunkt einer Debatte, die bald zu ei-
ner erbitterten politischen Konfrontation zwischen ,,Revisionisten und ,,Anti-
revisionisten® eskalieren sollte. Ausloser fiir die Eskalation war der plotzliche
Politikwechsel der KPdSU in den Jahren 1955/56. Zunichst hatten sich pro-
minente DDR-Okonomen und -Funktionire mit dem Argument in die Debatte
eingebracht, dass das Preissystem (und das Wertgesetz) einen groferen Ein-
fluss auf die wirtschaftliche Entscheidungsfindung haben sollte. Bald jedoch
forderten sie in ihren Artikeln grundlegende Anderungen der Eigentumsver-
héltnisse in der DDR und eine Revision des marxistischen Verstindnisses der
Warenproduktion. Die Debatte drehte sich nicht mehr nur um den Grad der
zentralisierten Zielvorgabe, sondern stellte den Kern des politischen und wirt-
schaftlichen Systems der DDR infrage.

36 25. Plenum des Zentralkomitees der SED, Oktober 1955, zitiert in Lemmnitz, Die
marxistische Lehre vom Preis und die Preispolitik der Deutschen Demokratischen Re-
publik, Wirtschaftswissenschaft (WiWi), 1956, S.91. Auch der SED-Politiker Peter
Hess schrieb im Dezember 1954 im theoretischen Organ der Partei, der Einheit: ,,Die
'Wirtschaftswissenschaft' [Zeitschrift] muss ein Forum des wissenschaftlichen Mei-
nungskampfes werden!* (Einheit, Nr.12, 1954)

> OelBner, F., Zu einigen 6konomischen Problemen der Ubergangsperiode vom Ka-
pitalismus zum Sozialismus, WiWi, Heft 3, 1955, S. 299.
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Einige der sogenannten ,,Warentheoretiker gingen so weit, Ideen wie
»Marktsozialismus® und ,,Selbstverwaltung der Wirtschaft™ nach jugoslawi-
schem Vorbild zu verfechten. Nach einer fast zweijdhrigen Debatte griff das
Politbiiro der SED Anfang 1957 ein und startete eine Kampagne gegen Revi-
sionismus innerhalb der Partei. Hintergrund dieser Intervention waren die po-
litische Destabilisierung in ganz Osteuropa und der imperialistische Ein-
marsch in Agypten Ende 1956. Die Debatte endete 1958 als Ulbricht erfolg-
reich den demokratischen Zentralismus als Leitprinzip des Planungssystems
verteidigte. Der Bereich der politischen Okonomie wurde jedoch nachhaltig
von den Ansichten der Warentheoretiker beeinflusst.

Die Wertgesetzdebatte in der DDR*® wurde von dem polnischen Okonomen
Wilodzimierz Brus (der spiter neben seinem Kollegen Oskar Lange zu einem
zentralen Verfechter des ,,Marktsozialismus® wurde) auf der oben genannten
Konferenz angesto3en. Brus argumentierte in einem Vortrag, dass der zentra-
lisierte Preisfestsetzungsmechanismus das Wertgesetz nicht angemessen be-
riicksichtigte und somit die Anreizmechanismen in der Planwirtschaft verzerr-
te.”

Vorhandene Ineffizienz wurde auf die Verletzung des Wertgesetzes durch den
Staat zuriickgefiihrt. Die These von Brus wurde dann von prominenten DDR-
Okonomen wie Gunther Kohlmey, Fritz Behrens und Arne Benary in einer
Reihe von Artikeln in der Zeitschrift Wirtschaftswissenschaft (WiWi) zwi-
schen 1955 und 1957 aufgegriffen. Obwohl sich ihre Argumente voneinander
unterschieden, lassen sie sich in zwei allgemeine Kategorien einteilen: Das
Argument, Festpreise fiir Konsumgiiter aufzugeben und dem Wertgesetz ei-
nen grofleren Einfluss auf die Preisbildung und wirtschaftliche Entschei-
dungsfindung zu gewéhren, sowie das damit verbundene Argument, das Pla-
nungssystem zuriickzufahren und die VEBs in selbstverwaltete Einheiten um-
zuwandeln.

58

59 Brus, W., Zu einigen Problemen der Einwirkung des Wertgesetzes auf die sozialis-
tische Produktion, WiWi, Heft 4, 1955.
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5.1 Die freie Bildung der Preise durch das Wertgesetz

,Wir miissen uns von der falschen Vorstellung freimachen, als sei das Wert-

gesetz ein notwendiges Ubel, dessen Aktionsradius man tiichtig beschneiden
- <60

miisse.

Dieses Argument wurde erstmals im Mérz 1956 von Gunther Kohlmey (da-
mals Direktor des Instituts fiir Wirtschaftswissenschaften) vorgebracht. Kohl-
mey brach damit mit der unter Marxisten vorherrschenden Auffassung, dass
das Wertgesetz im Sozialismus schrittweise iiberwunden werden miisse. Er
sah in der administrativen Manipulation der ,,Wertkategorien* (Geld, Preis,
Kosten, Lohne, Kredit usw.) die Ursache fir Ineffizienz und die unzureichen-
de Versorgung mit Konsumgiitern. Der Staat behindere seine eigenen Bemii-
hungen, die 1951/1952 eingefiihrten Grundsitze der wirtschaftlichen Rech-
nungsfithrung umzusetzen:

,Das gegenwirtige Hauptproblem der wirtschaftlichen Rechnungsfiihrung
scheint in der DDR darin zu bestehen, ihren Aktionsradius nicht unnoétig
durch zu viele Planungsanweisungen einzuengen bzw. gar zu zerstoren, den
ganzen Mechanismus der Ausnutzung der Wertformen bei der Leitung der so-
zialistischen Staatsbetriebe beweglicher als bisher zu machen [...].<

Dies erforderte logischerweise, dass Kohlmey auch das Wesen des Sozialis-
mus selbst revidierte, was er noch im selben Jahr tat: ,,Auch der Sozialismus
ist (nationale und internationale) Marktwirtschaft, er ist planméBig verlaufen-
de, auf dem gesellschaftlichen Eigentum an den Produktionsmitteln beruhen-
de Marktwirtschaft.*®

60 Kohlmey, G., Einige Fragen der planméafBigen Ausnutzung der Wertformen und des
Wertgesetzes in der Periode des Ubergangs zum Sozialismus, WiWi, Heft 3, 1956, S.
447.

6! Kohlmey, WiWi, Heft 3, 1956, S. 455.

62 Zitiert in Krause, Wirtschaftstheorie, S. 127.
77



offen-siv 3-2026

Fritz Behrens (damals stellvertretender Vorsitzender der Staatlichen Plankom-
mission und Leiter der Zentralverwaltung flir Statistik) sprach sich fiir die
»Ausnutzung des Gesetzes von Angebot und Nachfrage zur Schaffung eines —
okonomisch gesunden — Preissystems* aus.®® Er argumentierte, dass die Preise
in Abteilung 2 (Produktion von Konsumtionsmittel) ,,elastischer” sein miiss-
ten, da eine zentrale Stelle nicht in der Lage sein wird, die Préferenzen der
Verbraucher (insbesondere den Zeitpunkt, die Auswahl und die von den Ver-
brauchern geforderte Qualitit) angemessen einzuschétzen.®

Laut Behrens ,,muss sich die zentrale Planung auf die prinzipiellen Gesichts-
punkte beschrianken®. Er schlug vor, Festpreise durch ein System ,,variabler
Preise” zu ersetzen, bei dem die fiir Abteilung 2 produzierenden VEB ihre
Preise innerhalb bestimmter, von der staatlichen Plankommission festgelegter
Grenzen selbst setzen konnten. Das System von ,.freier Preisbildung* in ,,ge-
nau abgesteckten Grenzen* wiirde einen ,,kontrollierten Marktwettbewerb* er-
moglichen.

Behrens fiihrte bestehende Probleme in der DDR-Wirtschaft (er nannte kon-
kret: nichtkontinuierliche Produktion, Uberplanbestinde, Kaufkraftiiberhéinge)
auf Verstofle gegen das Wertgesetz zuriick. Die Partei habe zu lange so getan,
als konne der Staat ,,objektive 6konomische Gesetze™ einfach durch ,,juristi-
sche Gesetze™ ersetzen. Dies sei, so Behrens, ein fataler Irrtum:

Weil der Staat ,,6konomische Prozesse nicht durch Verordnungen und Anwei-
sungen ersetzen kann, kann er auch das Wertgesetz nicht ersetzen. Das Wert-
gesetz wirken lassen, das bedeutet elastische Preispolitik und bewegliche Prei-
se anstelle starre Preispolitik und unverinderlicher Preise.“®

Bemerkenswert ist, dass auch in der UdSSR zu dieser Zeit dhnliche Argumen-
te vorgebracht wurden. Im Dezember 1956 versuchten sowjetische Okonomen

63 Behrens, F., Zum Problem der Ausnutzung dkonomischer Gesetze in der Uber-
gangsperiode, WiWi, Heft 1, 1957, S. 139.

64 Behrens, Zum Problem der Ausnutzung, S. 138.

%5 Ebd. S. 140.
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auf der so genannten ,,ersten sowjetischen Wertdebatte“®, einen Widerspruch

in der offiziellen politischen Okonomie des Sozialismus zu kliren: Wie konn-
te die Wirkung des Wertgesetzes (als objektiv bestehendes Gesetz) entdeckt
werden, wenn der Staat selbst so viele Preise festlegt? Mit anderen Worten,
wie sollte der Staat Preise auf eine ,,geplante Abweichung vom Wert* festle-
gen, wenn der genaue Wert des Produkts gar nicht bekannt ist?®’

Fiir die ,,Warentheoretiker* bestand der Ausweg aus diesem Widerspruch in
der Revision der marxistischen Theorie selbst: Die sozialistische Produktion
sei in Wirklichkeit Warenproduktion. DDR-Okonomen wie Herbert Wolf (ein
Assistent von Behrens) und sowjetische Spezialisten wie J. A. Kronrod lehn-
ten die Schlussfolgerung Stalins ab, dass das Fortbestehen der Warenproduk-
tion im Sozialismus auf unterschiedliche Eigentumsverhiltnisse zuriickzufiih-
ren sei.

Wihrend bisher die Auffassung vorherrschte, dass sich die Warenproduktion
hauptsédchlich auf die Konsumgiiterindustrie und die Landwirtschaft be-
schrinkte, argumentierten die ,,Warentheoretiker, dass die Produkte der sozi-
alistischen Industrien selbst Waren seien, wenn auch von ,,besonderer Art®.
Dies sei auf die ,,soziale Ungleichartigkeit der Arbeit zuriickzufiihren: die
Unterschiede zwischen ,,geistiger und physischer Arbeit, qualifizierter und
unqualifizierter Arbeit, komplizierter und einfacher, schwerer und leichter Ar-
beit.®

% Siehe: Diskussion iiber Wertgesetz und Preisbildung im Sozialismus, Sowjetwis-
senschaft, Gesellschaftswissenschaftliche Beitrage, Heft 8, 1957.

7 Im sowjetischen Lehrbuch der politischen Okonomie von 1954 heiBt es zu Preisen
und Wert im Sozialismus: ,,Der sozialistische Staat beriicksichtigt das Wertgesetz bei
der Planung der Preise. Der Preis ist in der sozialistischen Wirtschaft der planméBig
festgesetzte Geldausdruck des Werts der Ware. Bei der Planung der Preise fiir die im
staatlichen Sektor erzeugten Produktionsmittel wird die Wertform nur benutzt, um die
fiir die Produktion aufgewandte gesellschaftliche Arbeit in Geld zu erfassen. Bei der
Festsetzung der Preise geht der Staat von den gesellschaftlichen Produktionskosten
aus, die in den Zweigen, die Waren erzeugen, den Wert dieser Warendarstellen.*

68 Kronrod, J.A., Das Geld in der sozialistischen Gesellschaft, Akademie Verlag, Ber-
lin, 1963 (urspriinglich 1960 auf Russisch erschienen), S. 127.
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Aufgrund dieser Unterschiede seien die VEB noch relativ unabhéngige Ein-
heiten; die Arbeit in einem VEB miisse getrennt von der Arbeit in anderen
VEB organisiert werden. Diese faktische Unabhéngigkeit im Produktionspro-
zess sei wichtiger als der rechtliche Status des einheitlichen Volkseigentums.
Die von den ,,fragmentierten* Betrieben produzierten Giiter wiirden faktisch
fiir den Austausch hergestellt und wéren somit Waren. Sie miissten eben
»aquivalent ausgetauscht” werden. Daher prige das Wertgesetz auch die Be-
ziehungen zwischen den VEB.

Die Neuartigkeit dieses Arguments sollte nicht {ibersehen werden. Zwar gab
es schon immer Befiirworter des Riickgriffs auf den Markt auf dem Weg zum
Sozialismus (z. B. Bucharin in den 1920er Jahren), doch hatten sie nie argu-
mentiert, dass das Wertgesetz ein inhdrentes Merkmal der sozialistischen Pro-
duktion sei. Die ,,Warentheoretiker plddierten nicht fiir einen voriibergehen-
den Riickzug auf Marktmechanismen (wie die Neue Okonomische Politik der
Bolschewiki). Sie vertraten vielmehr die Auffassung, dass das Wertgesetz der
sozialistischen Produktion selbst immanent sei. Die Rolle des Wertgesetzes
miisse ,,weiterentwickelt werden, wenn der Sozialismus zu hoheren Stufen
fortschreite.

Einige DDR-Okonomen wie Eva Altmann und Alfred Lemmnitz wehrten sich
zunichst gegen diese Idee und verteidigten die urspriingliche Position, die so
genannte ,,Warenhiillentheorie®: Die Produkte der sozialistischen Industrien
seien nur der Form nach Waren, nicht dem Wesen nach, da es keinen Besit-
zerwechsel gab. Die ,,soziale Ungleichartigkeit der Arbeit dnderte nichts an
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dieser Tatsache.®” Die ,,sozialistische Warenproduktion sei nach wie vor nur
auf den Bereich der Konsum- und Exportgiiter beschrinkt.”

Dennoch gewannen die ,,Warentheoretiker mit dem Abschluss der ,,zweiten
sowjetischen Wertdebatte® im Juni 1958 die Mehrheit gegeniiber den ,,Waren-
hiillentheoretikern*.”'Einflussreiche sowjetische Okonomen wie Lew Gatow-
ski und Stanislaw Strumilin vertraten nun die These, dass das Wertgesetz der
sozialistischen Produktion selbst immanent sei. Laut Konstantin Ostrowitja-
now gelte es, ,,die Wirksamkeit des ,Wertgesetzes‘ in der Phase des ,entfalte-
ten Aufbaus des Kommunismus® zu stiarken, um gerade dadurch die Voraus-
setzungen fiir das Absterben der ,Geld-Ware-Beziehungen® im kommunisti-

69 Altmann, E., Warenproduktion und Wert in der Ubergangsperiode vom Kapitalis-
mus zum Sozialismus, WiWi, Heft 8, 1957, S. 1203/1204: ,,Zwischen den staatlichen
sozialistischen Betrieben bestehen keine Beziehungen von Warenproduzenten zuein-
ander; sie bilden gemeinsam den Bereich des staatlichen sozialistischen Eigentums
mit einem einheitlichen Eigentiimer der Produktionsmittel und Produkte. Die Arbeit
in den einzelnen Betrieben realisiert sich nicht erst durch den Austausch zwischen den
staatlichen Betrieben als unmittelbar gesamtstaatliche Arbeit, sondern direkt in der
Produktion. Daran éndert auch nichts die unterschiedliche Produktivitdt der Arbeit in
den verschiedenen Betrieben sowie mdgliche Méngel in der Qualitdt der Arbeit oder
im Sortiment der Produkte. Diese Erscheinungen gibt es auch innerhalb eines und
desselben Betriebes; es sind Unterschiede im konkreten Charakter der Arbeit, woraus
sich aber keinerlei Warenbezichungen ergeben. In der Lieferung von Produkten des
einen volkseigenen Betriebes an den anderen, gleich, ob direkt auf der Grundlage des
Staatsplanes oder nur in Vollzug einer vertraglichen Verpflichtung, realisieren sich
nicht gesellschaftliche Beziehungen von Warenproduzenten zueinander, findet also
kein Warenaustausch statt. Hier vollzieht sich die Verteilung der Produktionsmittel
unter die staatlichen Betriebe nur in der Form des Warenaustauschs, ohne dem 6kono-
mischen Inhalt nach Warenaustausch zu sein. Die Produktionsmittel, die zwischen
den staatlichen Betrieben kursieren, sind also in dieser Bewegung keine Waren.*

70 Lemmnitz, Die marxistische Lehre vom Preis, S. 95.

m Anmerkung: Diese Debatte fand nur wenige Monate nach dem Verkauf der staatli-
chen Maschinen-Traktoren-Stationen an die genossenschaftlichen Kolchosen durch
die sowjetische Fiihrung statt und stand damit in direktem Widerspruch zu den Aus-
fiihrungen Stalins in ,,Okonomische Probleme des Sozialismus in der UISSR*.
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schen Endzustand zu schaffen.”? Spiter im selben Jahr vertrat auch KPdSU-
Generalsekretdr Nikita Chruschtschow auf einer Tagung des Zentralkomitees
diese Position.”

Diese bedeutenden Verinderungen in der politischen Okonomie der Sowjet-
union und der DDR bildeten die Grundlage fiir die Theorie der ,,Planwirt-
schaft sozialistischer Warenproduzenten in den 1960er Jahren.

5.2 ,,Selbstverwaltung“ als Voraussetzung fiir freie Preisbildung

Logischerweise machten ,,elastische Preispolitik und bewegliche Preise” tief-
greifende Verdnderungen in der Wirtschaftsstruktur der DDR notwendig. Die
»Warentheoretiker* mussten zeigen, wie ,,Marktgesetze* im Sozialismus mehr
Spielraum bekommen sollten. Kohlmey konzentrierte sich auf das Finanzsys-
tem und plédierte fiir eine ,,beweglichere und rationalere” Staatsbank, indem
er ihr eine autonome Rolle in der Wirtschaft zubilligte.™

Behrens und Benary gingen noch weiter und schlugen die umfassende
»Selbstverwaltung der Wirtschaft vor. Sie argumentierten, dass die Bedin-
gungen in der DDR eine zentralisierte Planung nicht mehr rechtfertigten: ,,Die
Zentralisierung sogar in extremer Form ist in solchen Perioden eine Notwen-
digkeit, in denen tiefgreifende Verdnderungen rasch durchgefiihrt, die Grund-
lagen des Kapitalismus zerstort und die der sozialistischen Wirtschaft durch
zentrale Weisung aufgebaut werden miissen, zumal aber dann, wenn es gilt,
militidrischen Notwendigkeiten Rechnung zu tragen. Aber ebenso, wie die
Zentralisierung keine obligatorische Form der Leitung des sozialistischen
Staates ist, so ist auch die zentrale Weisung keine obligatorische Form der
Leitung der sozialistischen Wirtschaft.

In dem Malfle, wie die 6konomischen Gesetze der sozialistischen Produktion
zu wirken beginnen, d. h. in dem MalBe, wie sich die sozialistischen Produkti-

72 Zitiert in Eggers, W., Die Rolle des ,Wertgesetzes® im sowjetischen Wirtschaftssys-
tem, Osteuropa Wirtschaft, 1960, Heft 1, S. 41.

3 7zitiert in Dunkhase, H., Pliadoyer fiir Planwirtschaft, PapyRossa Verlag, Kdln,
2022, S.17.

74 Zitiert in Krause, Wirtschaftstheorie in der DDR, S. 128.
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onsverhiltnisse festigen, muss die Leitung der Wirtschaft durch zentrale Wei-
sung zuriicktreten, da sie sonst zu einem Hemmschuh der weiteren Entwick-
lung wird. Die wachsenden Produktivkrifte und das 6konomische System des
Sozialismus geraten dann in Widerspruch zu der Leitung der Wirtschaft durch
zentrale Weisung. Es ist deshalb unumgéinglich, von der Leitung der Wirt-
schaft durch zentrale Weisung zur 6konomischen Leitung, d. h. zu einer Lei-
tung mit einem Mindestmal} zentraler Anweisung und einem Hochstmal an
Initiative und Selbstédndigkeit ,von unten‘, auf der Grundlage der Ausnutzung
der 6konomischen Gesetze, insbesondere des Wertgesetzes tiberzugehen, so-
bald sich dieser Widerspruch herauszubilden beginnt.“”

Behrens weicht hier von der leninistischen Auffassung der dialektischen Ein-
heit von Zentralismus und Demokratie ab und behauptet stattdessen, der Zen-
tralismus sei das Gegenteil von Demokratie. Im Namen der ,,Dezentralisie-
rung behauptet Behrens, dass der Staat bereits beginnen muss, ,,abzuster-
ben®, auch wenn der Ubergang zum Sozialismus unvollendet ist. Behrens
stellt sein Argument als eine Riickkehr zu den wahren Prinzipien des Marxis-
mus-Leninismus dar:

,»Die Auffassung, dass der Staat alles konne und dass jede, auch die privateste
Angelegenheit staatlich geleitet und kontrolliert werden miisse, ist nicht sozia-
listisch, sondern ,preufisch‘, d. h. junkerlich-monopolistisch. Sozialistisch,
das hei3t marxistisch-leninistisch, ist die Auffassung vom Absterben des Staa-
tes in dem Male, wie die sozialistischen Produktionsverhéltnisse sich festigen
und die kapitalistische Bedrohung unwirksam wird. Das aber bedeutet, dass
die Selbstverwaltung der werktitigen Massen im staatlichen Leben in der
Selbstverwaltung der Wirtschaft ihre Ergdnzung finden muss. Sozialismus
verlangt Selbstverwaltung der Wirtschaft durch die Werktétigen, weil die Ver-
gesellschaftung der Produktionsmittel ihre Ergénzung durch die Vergesell-
schaftung der Verwaltung erfordert. So wie fiir das Privateigentum an den
Produktionsmitteln die Verwaltung der Wirtschaft durch eine von den Werk-
tatigen entfremdete Biirokratie, so ist fiir das sozialistische Eigentum an den
Produktionsmitteln die Verwaltung der Wirtschaft durch die Werktitigen
selbst typisch.«’

7 Behrens, Zum Problem der Ausnutzung, S. 117/118.
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Der ehemalige Student von Behrens, Arne Benary, schlug ein dhnliches Sche-
ma vor und beschrieb zwei Stufen des Ubergangs vom Kapitalismus zum So-
zialismus: ,,Wihrend in der ersten Etappe der Ubergangsperiode der Staatsap-
parat eine selbstdndige 6konomische Funktion besitzt, weil die administrative
Methode der Leitung objektiv notwendig ist, muss er in der zweiten Etappe
diese selbstindige 6konomische Funktion schrittweise verlieren. In der ersten
Etappe ist der Staatsapparat das Hauptinstrument der proletarischen Diktatur
auf wirtschaftlich-organisatorischem Gebiet. In der zweiten Etappe dagegen
verliert der Staatsapparat diese Bedeutung; ein funktionsfdhiges Zentralbank-
system, das nicht nur als Kontroll-, sondern vor allem auch als Leitungsinstru-
ment dient, wird z. B. unvergleichlich wichtiger. In der ersten Etappe der
Ubergangsperiode erfolgt die Vergesellschaftung des Eigentums an den Pro-
duktionsmitteln — und damit die Vergesellschaftung der Verfligungsgewalt
iiber sie — zundchst in der Form, dass der zentralisierte Staatsapparat diese
Verfiigungsgewalt ausiibt, Produktionsmittel und Produktion verwaltet. In der
zweiten Etappe muss als weiterer Schritt die Vergesellschaftung auch der Ver-
waltung der Produktionsmittel und der Produktion erfolgen. Die Selbstverwal-
tung der Wirtschaft kann und muss jetzt an die Stelle der Verwaltung der
Wirtschaft durch den zentralisierten Staatsapparat treten.”’

Obwohl im Namen der ,,Dezentralisierung®™ vorgebracht, gingen diese Vor-
schldge weit iiber die ,,Vereinfachung der Planung® (1955-1957) hinaus. Die-
se hatte lediglich den Grad der direkten Regulierung des Produktionsprozes-
ses in den VEB durch die Staatliche Plankommission angepasst.

Behrens und Benary pladierten fiir eine vollige Umgestaltung des Planungs-
systems und eine faktische Umwandlung der VEB in selbstverwaltete Betrie-
be.

5.3 Die Verteidigung des demokratischen Zentralismus und des Fest-
preissystems

75 Ebd., S. 125/126.

7 Benary, A., Zur Funktion des Wertgesetzes im System der 6konomischen Gesetze
des Sozialismus, WiWi, Heft 1,1957, S. 89.
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Zwischen dem Friithjahr 1955 und dem Sommer 1956 fanden in den Volksde-
mokratien Osteuropas solche grundlegenden Debatten statt. Sie wurden mal3-
geblich von einem Politikwechsel in der KPdSU beeinflusst, der die anderen
kommunistischen Parteien in Verwirrung stiirzte und sie ohne gemeinsame
Diskussionsgrundlage zuriicklieB. Die erste grole Verdnderung trat im Juni
1955 ein, als Chruschtschow mit dem jugoslawischen Prisidenten Josip Broz
Tito die Belgrader Erklarung unterzeichnete und dessen pluralistisches Kon-
zept der ,,nationalen Kommunismen* unterstiitzte.”

Der Einfluss Titos spiegelt sich deutlich in den Schriften von Behrens und Be-
nary wider: Das politische Programm der Kommunistischen Partei Jugoslawi-
ens (KPJ) sprach ebenfalls von der ,,Dezentralisierung der Wirtschaftsfiih-
rung® und dem sofortigen ,,Absterben von Staat und Partei”. Behrens und Be-
narys Konzeption von ,,wirtschaftlicher Selbstverwaltung® wurde auch ein-
deutig von den Wirtschaftsreformen der KPJ inspiriert, die im Juli 1950 ein-
geleitet wurden und staatliche Industriebetriebe in selbstverwaltete Arbeiter-
kollektive umwandelten, die ihre Preise selbst festlegen und ihr Produktions-
sortiment selbst bestimmen konnten™.

8 In der Belgrader Erklarung heif3t es, dass ,,die Fragen der inneren Ordnung, der Un-
terschiede im gesellschaftlichen System und der Unterschied in den konkreten Ent-
wicklungsformen des Sozialismus ausschlieBlich Angelegenheit der Volker der be-
treffenden Léander sind“. Die mit der Sowjetunion verbiindeten kommunistischen Par-
teien hatten immer anerkannt, dass sich der Sozialismus in jedem Land ,,entsprechend
den spezifischen nationalen Bedingungen* entwickeln wiirde, hatten aber behauptet,
dass es bestimmte allgemeine Merkmale gébe, die alle sozialistischen Staaten gemein-
sam hétten. Dies war ein Eckpfeiler des wissenschaftlichen Sozialismus. Die Belgra-
der Erkldrung wich von dieser Position ab und vertrat ein pluralistisches Versténdnis
des Sozialismus.

Nachdem die KPdSU 1956 die Auswirkungen dieses politischen Wandels gesehen
hatte, zog sie diese Position zuriick und kehrte 1958 bei den Diskussionen um das
neue Parteiprogramm in Jugoslawien zu einer scharfen Kritik an Titos Auffassungen
zuriick.

7 Siche J. Bombelles, Economic Development of Communist Yugoslavia, Hoover In-
stitution Publications, Stanford University, 1968, S. 49.
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Der néchste grofie Wandel erfolgte im Februar 1956 auf dem XX. Parteitag
der KPdSU, als Chruschtschow Stalin anprangerte und Verénderungen ,,in
Geschichte, Philosophie, Okonomie und anderen Wissenschaften® forderte, da
diese Bereiche durch ,,die weit verbreiteten falschen Ansichten im Zusam-
menhang mit dem Personenkult“ verzerrt worden seien.*

Diese pauschale Erklarung schien zwar frischen Wind zu bringen, stellte aber
im Grunde alle Erkenntnisse der sowjetischen Wissenschaft in Frage. In die-
sem entscheidenden Moment 16ste die KPdSU das Kominform auf, das 1947
als informeller Versuch gegriindet worden war, die multilaterale Koordinie-
rung zwischen den europédischen kommunistischen Parteien nach der Auflo-
sung der Komintern im Jahr 1943 wiederzubeleben. Die Volksdemokratien
standen damit ohne eine Plattform zur Diskussion dieser grundlegenden Fra-
gen da.

Angesichts dieser abrupten Verdanderungen berief die SED im Mérz 1956 ei-
nen dritten (auBerordentlichen) Parteitag ein, um die Konsequenzen des XX.
Parteitags der KPdSU zu diskutieren. Die Partei kiindigte an, die Kampagne
gegen den ,,Dogmatismus® (die 1955 begonnen hatte) fortzusetzen und mehr
Kritik und Selbstkritik in der Gesellschaft zu fordern.

Die ersten Anzeichen einer politischen Destabilisierung zeigten sich jedoch
bereits im Juni 1956, als Polen und Ungarmn von gewaltsamen Unruhen er-
schiittert wurden. Die wachsende Unsicherheit der SED in Bezug auf die Posi-
tionen der KPdSU spiegelte sich in einer Resolution wider, die das Zentralko-
mitee einen Monat spéter unter dem Titel ,,Die néchsten ideologischen Aufga-
ben der Partei verabschiedete.

Das Zentralkomitee wiirdigt darin die Arbeiten von Kohlmey und Behrens als
»selbstindige schopferische Leistungen vom Standpunkt des Marxismus-Le-
ninismus*®, verteidigt aber auch die Universalitdt des wissenschaftlichen Sozi-
alismus: Die SED kann ,,nicht hinnehmen, wenn unter der Flagge der ,Frei-
heit der Kritik und des wissenschaftlichen Meinungsstreites die Grundideen
des Marxismus-Leninismus preisgegeben werden.*! Dies war auch eine still-
schweigende Kritik an fithrenden Personlichkeiten in Polen und Ungarn, die

80 Sieche die ,,Geheimrede*: https://www.marxists.org/archive/khrushchev/1956/

02/24.htm
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sich Titos Ansatz zu eigen gemacht und mit dem Abbau der zentralen Planung
begonnen hatten.

Im Oktober wurde ein Wendepunkt erreicht, als Ungarn in Gewalt versank
und Agypten von GroBbritannien, Frankreich und Israel iiberfallen wurde.
Angesichts dieser imperialistischen ,,Rollback“-Politik entschied sich die
SED-Fiihrung dafiir, eine aktivere Rolle bei der ,,Zurlickdrangung der biirger-
lichen Ideologie* in der DDR zu iibernehmen.

Auf dem 30. Plenum des Zentralkomitees im Januar 1957 erkannte Ulbricht
die Verdienste des XX. Parteitages der KPdSU bei der Uberwindung von
»Fehlern” und ,,Vereinfachungen® an, fiir die ,,Genosse Stalin die Verantwor-
tung trug®. Ulbricht bestand jedoch darauf, dass die SED weiterhin aus Stalins
,,;marxistischen Werken* lernen wird. Er wies die Versuche zuriick, den XX.
Parteitag als einen ,,Aufruf zur Liberalisierung und zur Angleichung an die
biirgerliche Demokratie* im sozialistischen Block zu interpretieren.®

In dhnlicher Weise lobte der Wirtschaftswissenschaftler Robert Naumann die
,»sehr zu begriiBende Diskussion zu Fragen der politischen Okonomie*, die
,berechtigte Kritik an Méangeln und Schwichen unserer Wirtschaftspolitik*
hervorgebracht habe.* Zugleich gingen ichm die Positionen einiger seiner
Kollegen (er nannte Behrens und Benary) zu weit, denn sie hétten die ,,Grund-
sitze des Marxismus-Leninismus® in Frage gestellt und drohten damit, ,.die
Arbeiterklasse zu entwaffnen und ihr das wichtigste Instrument, den Staat, die
Diktatur des Proletariats, zu schwéchen®. Erich Honecker kiindigte im Namen
des Politbiiros an, dass der Kampf gegen den Revisionismus in der Partei ge-
fiihrt werden miisse.*

Fiir den Bereich der Okonomie bedeutete dies, dass das neueste Buch von
Behrens und Benary (das die oben zitierten Artikel enthalten sollte) nicht oh-
ne kritische Kommentare anderer Okonomen verdffentlicht werden sollte.

81 Siehe: Neues Deutschland, 31. Juli 1956.
82 Siehe: BArch DY 30/40698 (Deutsches Bundesarchiv), S. 86 & 90.
8 Siehe: BArch DY 30/40696 (Deutsches Bundesarchiv), S. 182 & 183.

8 Siehe: BArch DY 30/40696 (Deutsches Bundesarchiv).
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Auf demselben Plenum argumentierte Bruno Leuschner (Vorsitzender der
Staatlichen Plankommission und damit Behrens' damaliger Vorgesetzter),
dass die 1954 begonnene Reduzierung der zentral festgelegten Kennziffern
nicht fortgesetzt werden konne, da er befiirchtete, dass sich die Planwirtschaft
insgesamt auflosen konnte: ,,Wir haben auf dem Gebiet der Planung [...], die
staatlich geplanten Positionen auf 440 reduziert. Das ist das AuBerste. Weiter
kann man vorerst nicht heruntergehen. Diese Positionen, das sind solche wie
Elektroenergie, Braunkohle, Briketts, Walzstahl, wichtige chemische Grund-
stoffe und dhnliches, muss die Regierung in der Hand haben.“*

Kurz nach dem Plenum wurden die Artikel von Behrens und Benary in einem
Sonderheft der Wirtschaftswissenschaft zusammen mit Kritiken von vier Oko-
nomen verdffentlicht. Karl Kampfert (Leiter der Gewerkschaftsabteilung im
Zentralkomitee) warf Behrens vor, das Wertgesetz zum ,.entscheidenden
[6konomischen] Gesetz der Ubergangsperiode® zu machen und damit die Be-
deutung des Gesetzes der planméBigen, proportionalen Entwicklung im sozia-
listischen Aufbau zu vernachlissigen.*® Herbert Luck (Wirtschaftsprofessor an
der Universitit Rostock) argumentierte, dass Behrens und Benary die logische
Konsequenz ihrer Vorschldge nicht zugegeben haben: ,,Wird dem Wertgesetzt
ein grofer Spielraum zur Entwicklung auf die Produktion gegeben, dann muss
auch mit der moglichen Konsequenz gerechnet werden, dass das Wertgesetzt
schlechthin zum Regulator der Produktion wird.“®” Fred OelBner wies darauf
hin, dass, wenn das Wertgesetz zum Regulator der Produktion wird, die Ver-
teilung der Arbeitskrifte und der Produktionsmittel sich nach dem richtet, was
profitabel ist, und nicht nach den Bediirfnissen einer proportionalen Entwick-
lung.®™ Die Sektoren, die in der Phase des sozialistischen Aufbaus groBere In-
vestitionen erfordern (z. B. Kohle und Energie), wiirden nicht in dem erfor-

8 Zitiert in Roesler, Die Herausbildung, S. 158.

86 Kampfert, K., Gegen das Aufkommen revisionistischer Auffassungen in der Wirt-
schaftswissenschaft, WiWi, Sonderheft 3, 1957, S. 13.

87 Luck, H., Bemerkungen zum Artikel von Behrens, WiWi, Sonderheft 3, 1957, S.
103.

88 Zitiert in Becker und Dierking, Die Herausbildung, S. 456.
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derlichen Maf3e wachsen. Mit anderen Worten: Das Planungssystem wird von
innen heraus unterminiert. Luck stimmte mit Behrens und Benary darin {iber-
ein, dass eine Dezentralisierung grundsitzlich notwendig sei, argumentierte
jedoch, dass dies als Ubertragung der operativen Verantwortung zu verstehen
sei und nicht als Aufsplitterung des Planungssystems in selbstverwaltete Wirt-
schaftseinheiten. Das jugoslawische Modell sei eine Abkehr von der Planung,
nicht ihre Weiterentwicklung.*

In Bezug auf das Preissystem stimmte Helmut Richter (Wirtschaftsassistent
des Zentralkomitees) zu, dass es in der Preispolitik der DDR viele Probleme
gab, und rdumte ein, dass die Planungsdamter die Rolle des Wertgesetzes zu oft
,unterschitzten. Dennoch wiirde Behrens' Vorschlag die VEB dazu verlei-
ten, ihre Preise ,.kiinstlich“ hochzuhalten, wie es kapitalistische Unternehmen
tun. Eine solche Reform berge daher die Gefahr, ,,die Gruppeninteressen der
Betriebe in Gegensatz zu den Gesamtinteressen der Gesellschaft zu brin-
gen.”

Lemmnitz argumentierte, dass die von Behrens festgestellten Ineffizienzen
daher riithrten, dass das Festpreissystem noch nicht in allen VEB eingefiihrt
worden sei. Viele Produkte wurden noch zu Preisen verkauft, die von den ein-
zelnen Betrieben festgelegt wurden, und diese Preise spiegelten somit die be-
triebsspezifisch aufgewendete Arbeit wider und nicht die gesellschaftlich not-
wendige Arbeit. Hierin lag nach Lemmnitz der eigentliche Versto3 gegen das
Wertgesetz. Wiirden die Preise in den vergesellschafteten Industrien die ge-
sellschaftlich notwendige Arbeit richtig widerspiegeln, wiirde dies die weni-
ger effizienten VEB zwingen, ihren Arbeitsaufwand zu senken. Es gehe also
darum, das Wertgesetz auf diese Weise effektiver ,,auszunutzen®, nicht dar-
um, ihm mehr Raum zur freien Entfaltung zu geben. Lemmnitz kritisierte,
dass Behrens die Funktion und Anwendung des Wertes im Sozialismus miss-
verstanden habe. Die Losung sei eine bessere Planung, nicht weniger Planung;:
»Das Wertgesetz wirkt demnach nicht mehr als eine unerkannte duBere Ge-
walt auf die Warenproduzenten ein, beherrscht sie nicht mehr, indem es sie
zwingt, ihre Waren entsprechend dem gesellschaftlich notwendigen Arbeits-

8 Richter, Wirtschaftswissenschaften, Heft 1, 1957

90 Lemmnitz, Die marxistische Lehre, S. 92.
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aufwand zu produzieren und zu verkaufen. Das Wertgesetz kann und muss
jetzt beherrscht und zur planméBigen Entwicklung der Volkswirtschaft [...]
ausgenutzt werden. Der sozialistische Staat kann das Wertgesetz durch die
Festsetzung einheitlicher Abgabepreise je Produkt ausnutzen, da ihm als Re-
prasentanten der Arbeiterklasse alle Betriebe gehoren. Der sozialistische Staat
muss das Wertgesetz durch die Festsetzung einheitlicher Abgabepreise aus-
nutzen, sonst verstoBt er gegen das Gesetz der planméBigen (proportionalen)
Entwicklung der Volkswirtschaft, gegen das 6konomische Grundgesetz des
Sozialismus und damit gegen die Interessen der Arbeiterklasse und der mit ihr
verbundenen Klasse der werktitigen Bauern.*”!

Das Politbiiro lehnte die Forderung von Behrens, der Staat solle in der Uber-
gangszeit mit dem ,,Absterben® beginnen, rundheraus ab. 1955, nur ein Jahr
vor Behrens' Schrift zu diesem Thema, war Westdeutschland in den antiso-
wjetischen NATO-Block integriert worden. Da die Grenze zu West-Berlin
noch offen war, waren westliche Sabotageakte und Propaganda iiberall zu
spiiren. Auch in der DDR selbst war weiterhin ein bedeutender kapitalisti-
scher Sektor titig. Von einer ,,Unwirksamkeit der kapitalistischen Bedro-
hung® (Behrens) konnte unter diesen Bedingungen keine Rede sein. OelB3ner
wies die Thesen von Behrens und Tito mit dem Argument zuriick, dass die
Rolle des Staates ,,unter den Bedingungen des weltweiten Klassenkampfes
zwischen Sozialismus und Kapitalismus* nicht unterschitzt werden diirfe.*

Vielen dieser Meinungsverschiedenheiten lag ein alter Streitpunkt innerhalb
der kommunistischen Bewegung zugrunde: Wie ist das Verhéltnis zwischen
Spontaneitit und Bewusstsein beim sozialistischen Aufbau? Die ,,Warentheo-
retiker pladierten fiir einen eher Laissez-faire-Ansatz”, bei dem der Staat le-
diglich dafiir sorgen sollte, dass die objektiven wirtschaftlichen Gesetze des
Sozialismus ungehindert wirken konnten. Thre Kritiker hingegen argumentier-
ten, dass die Planungsdmter die 6konomischen Gesetze studieren und aktiv
ausnutzen miissten, um den bewussten Charakter der Planung schrittweise zu
erweitern: ,,Der Marxismus vertritt die Ansicht, dass wir die 6konomischen

T Ebd., S. 97.

%2 Zitiert in Becker und Dierking, Die Herausbildung, S. 457.
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Gesetze beherrschen und damit fiir unsere Ziele ausnutzen konnen. Es kommt
nur darauf an, diese Gesetze und ihre Wirkung richtig zu erkennen. Der Staat
nutzt diese Gesetze aus, indem er sie durch juristische Gesetze, Anordnungen
und Direktiven unserem Ziel, dem sozialistischen Aufbau, dienstbar macht!
Genosse Behrens dagegen meint, Ausnutzen heifit, diese Gesetze wirken zu
lassen, das heif3t ihrem Selbstlauf freie Bahn zu verschaffen. Darum spricht er
auch davon, dass es die Aufgabe der zentralen Staatsmacht sei, solche Bedin-
gungen zu schaffen, die das Wirken der Gesetze ermoglichen.

Als Reaktion darauf veroffentlichten Behrens, Benary und Kohlmey 1958
schlieflich Artikel, in denen sie sich von der Idee der ,wirtschaftlichen
Selbstverwaltung und des ,,Absterbens des Staates in der Ubergangszeit“ di-
stanzierten. Thre Kritiker hatten den Angriff auf den demokratischen Zentralis-
mus erfolgreich abgewehrt. Behrens (obwohl 1958 aus der Staatlichen Plan-
kommission ausgeschieden) publizierte weiter als Okonom und beeinflusste
mit seinem 1961 erschienenen Buch ,,Ware, Wert und Wertgesetz* die NO-
SPL-Reformen der DDR. Seine 6konomischen Argumente — wenn auch nicht
seine politischen Schlussfolgerungen — wurden auf der ,,zweiten sowjetischen
Wertdebatte™ im Juni 1958 teilweise bestitigt (siche Abschnitt 5.1).

Die sowjetischen Okonomen lehnten jedoch die Idee der freien Preisbildung
ab. Da das System der Festplanpreise sowohl in der DDR als auch in der
UdSSR beibehalten wurde, kehrte die 6konomische Debatte natiirlicherweise
zu den Problemen der Festpreisformel zuriick (siche Abschnitt 3).

Einige Theoretiker stieBen Anfang der 1960er Jahre eine Debatte iiber die
,,Messbarkeit des Wertes* an, wobei Okonomen wie Ottmar Lendle und Jo-
hannes Rudolph die Auffassung vertraten, dass die Widerspriiche nur durch
die Entwicklung von direkten Arbeitszeitrechnungsmodellen iiberwunden
werden kénnten.” Die anderen Okonomen, die diesen Ansatz als ,,noch nicht
moglich® ablehnten, konzentrierten sich stattdessen auf die Frage, wie sich
das Reineinkommen bei der Festpreisformel am effektivsten ableiten ldsst, um

94 OelBner, zitiert in Becker und Dierking, Die Herausbildung, S. 455.

%3 Fiir weitere Informationen zu dieser Debatte, siche Dunkhase.
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die wirtschaftliche Entwicklung zu stimulieren.” Diese Auseinandersetzung
hielt bis in die spiten 1960er Jahre an.

6. Der Abschluss der Ubergangsperiode: ,,Plane mit — arbeite mit — regie-
re mit!“ (1958-1963)

Die Zeit der Unsicherheit, die mit dem ,,Neuen Kurs“ 1953 begonnen hatte,
wurde durch das 30. Plenum des Zentralkomitees im Januar 1957 beendet. In
den folgenden Jahren trieb die SED den sozialistischen Aufbau voran, indem
sie die staatlichen Strukturen festigte (z. B. neue Gesetze vom Januar 1957 zur
Erweiterung der Volkskammer und zur Gewihrleistung einer starkeren Betei-
ligung der Arbeiter und der neuen Klasse der Genossenschaftsbauern) und die
Planungshierarchie neu organisierte (z. B. neue Gesetze vom Februar 1958
zur direkten Unterstellung der Staatlichen Plankommission unter den Minis-
terrat und zur Wiedereinfiihrung der Zwischenverwaltung der VEB).”

Mit diesen Mallnahmen sollten die demokratisch-zentralistischen Prinzipien
gestiarkt werden, indem eine breitere Beteiligung gefordert, biirokratische
Hiirden beseitigt und die Planungshierarchie weiterentwickelt wurde. Im Ok-
tober 1957 kiindigte die Partei auBerdem eine elastischere Politik auf dem
Lande an, um mehr Landwirte davon zu iiberzeugen, sich Genossenschaften
(LPGs) anzuschlieBen.”

% In dieser Frage gab es unter den Okonomen der DDR und der Sowjetunion drei
Stromungen: diejenigen, die den erwirtschaftete Gewinn nach der eingesetzten leben-
digen Arbeit verteilen wollten (Der Wertpreis oder lohnbezogener Preis), diejenigen,
die das Reineinkommen proportional zu den Selbstkosten mit einer einheitlichen Rate
in den Preis einbeziehen wollten (der kostenbezogene Preis), und schlielich diejeni-
gen, die einen ,,Gewinnaufschlag™ entsprechend der Durchschnittsprofitrate (bezogen
auf das angewandte Kapital) vorgeschlagen haben (der fondsbezogene Preis).

Der fondsbezogene Preis spielte eine zentrale Rolle bei den Preisreformen, die 1964
und 1967 im Rahmen des NOSPL der DDR durchgefiihrt wurden. Mehr dazu unter:
Autorenkollektiv, Geschichte der politischen Okonomie — Umrisse, Verlag Die Wirt-
schaft Berlin, 1986, S. 185 und Bardmann, Die Preistypdebatte.

97 Badstiibner, Geschichte, S. 188.
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Nach dem 5. Parteitag der SED im Juli 1958, der sich zum Ziel setzte, ,,die
Ubergangsperiode vom Kapitalismus zum Sozialismus im Wesentlichen abzu-
schlieBen®, wurde der ,,Sozialistische Friihling* (1958-1960) ausgerufen, um
die Umstrukturierung der Landwirtschaft in LPGs abzuschlief3en.

Eine wichtige wirtschaftspolitische Neuerung in der zweiten Hailfte der
1950er Jahre war die Schaffung der Rechtsform ,,Betriebe staatlicher Beteili-
gung® (BSB). Anfang 1956 gab es in der DDR noch rund 13.000 private Un-
ternehmen, die ein Viertel aller Arbeiter beschéftigten. Anstatt diese Unter-
nehmen pauschal zu verstaatlichen und die Besitzer zu enteignen, entwickelte
die SED gemeinsam mit der CDU neue Methoden, um sie in das Planungssys-
tem einzubinden und das Kleinbiirgertum schrittweise fiir den Sozialismus zu
gewinnen. Durch Vermogensanlagen erwarb der Staat Eigentumsanteile an
rund der Halfte dieser privaten Unternehmen und konnte somit Einfluss auf
die Betriebsfiihrung nehmen und wurde gleichzeitig am Gewinn beteiligt. Die
Unternehmer konnten Miteigentiimer bleiben und ihre Rolle als Direktoren
beibehalten, wurden aber in ihrer Autonomie eingeschriankt. Die SED be-
zeichnete diese Politik als ,,kreative Anwendung des Staatskapitalismus® ent-
sprechend den nationalen Gegebenheiten in der DDR.”

In diesem Zusammenhang wurde der Staatskapitalismus als ,,eine Wirtschafts-
form der Ubergangsperiode — ein Kapitalismus, der vom sozialistischen Staat
mit dem Ziel zugelassen ist, ihn fiir den Aufbau des Sozialismus auszunut-
zen“, verstanden. Diese Politik erweiterte zwar den Umfang des Planungssys-
tems, zielte aber nicht darauf ab, das Privatkapital vollig zu beseitigen. Im
Jahr 1960 hatten die BSB einen Anteil von 7,5 Prozent an der Industriepro-
duktion, wihrend der Anteil der Privatunternehmen immer noch 3,8 Prozent

%8 Die so genannten Mittelbauern waren bisher zum Beitritt in LPGs des Typs 3 er-
muntert worden, die einen hoheren Grad der Vergesellschaftung der Produktionsmit-
tel vorschrieben. Nun ermutigte die SED die Mittelbauern, in LPGs des Typs 1 einzu-
treten, die einen geringeren Grad der Vergesellschaftung darstellten. Siehe Badstiib-
ner, Geschichte, S. 192, und Studies on the DDR.

9 Autorenkollektiv unter der Leitung von Kalbe, E., Geschichte der sozialistischen
Gemeinschaft, VEB Deutscher Verlag der Wissenschaften, Berlin, 1981, S. 217.

93



offen-siv 3-2026

betrug.'” Unmittelbar vor der vollstindigen Verstaatlichung im Jahr 1972 wa-
ren noch mehr als 5.000 private Unternehmen tétig, die etwas mehr als 14
Prozent der Industriearbeiter beschiftigten.'”!

Der 5. Parteitag der SED im Jahr 1958 legte ein umfassendes gesellschaftli-
ches Konzept fiir den Abschluss der Ubergangsperiode vor: Der Sozialismus
wurde nicht auf die Schaffung formaler Eigentumsverhéltnisse reduziert, son-
dern als Aufbau einer vollig neuen Kultur, eines neuen Bewusstseins und ho-
herer Formen der Demokratie verstanden. In diesem Sinne fiihrte die Partei
neue politische Initiativen ein, wie die ,,Brigaden der sozialistischen Arbeit®,
die ,,Bewegung schreibender Arbeiter*, die ,,Zehn Gebote der sozialistischen
Moral und Ethik* und das zehnjdhrige polytechnische Oberschulsystem. In
den VEB wurde auch ein neues Organ eingeflihrt: die Stdndigen Produktions-
beratungen, die als Ausschuss von Arbeitern, die von ihren Kollegen gewihlt
wurden, fungierten, um Probleme im Betrieb zu diskutieren und mit dem Di-
rektor zusammenzuarbeiten, um die Planung auf Betriebsebene zu verbessern.

Auch die anderen politischen Parteien beteiligten sich aktiv an diesem Pro-
zess. Der III. Kongress der Nationalen Front rief im September 1958 die Paro-
le ,,Plane mit — arbeite mit — regiere mit!* aus.'*

Die CDU sorgte fiir spezielle wirtschaftliche Ausbildungsprogramme fiir die
Direktoren der neuen BSB, die LDPD erstellte Pliane, um ldandliche Kleinbe-
triebe (z.B. Schmieden) in die LPGs einzubinden, und die NDPD spielte eine
wichtige Rolle bei der Ermutigung stddtischer Kleinbetriebe, sich Produkti-
onsgenossenschaften des Handwerks anzuschlieBen, deren Zahl von 300
(1957) auf 4.000 (1960) anstieg.'” Das Gesetzbuch der Arbeit wurde eben-
falls tiberarbeitet, um zusitzliche Rechte und Pflichten aufzunehmen, die der
neuen Entwicklungsstufe der Gesellschaft Rechnung trugen. Lokale Komitees

100 Roesler, Geschichte der DDR, S. 47.

101 Roesler, Geschichte der DDR, S. 71.

102 Kalbe, Geschichte, S. 226.

103 Roesler, Geschichte der DDR, S. 46.
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von Arbeitern und Massenorganisationen reichten mehr als 23.000 Ande-
rungsvorschlidge zum Gesetz ein, bevor es 1960 verabschiedet wurde.'®

Millionen von DDR-Biirgern beteiligten sich auf diese Weise aktiv an den Be-
miihungen, die Ubergangsperiode abzuschlieBen und neue Formen der sozia-
listischen Kultur aufzubauen, wodurch das Ende der 1950er Jahre zu einem
der Hohepunkte der demokratischen Entwicklung in der DDR wurde.'”

Eine der letzten groBen Verdnderungen des Planungssystems wéhrend der
Ubergangsperiode war die Einfilhrung einer neuen Kennziffer: die ,,Waren-
produktion®.'” Nachdem Planungsspezialisten immer wieder die einseitige
Ausrichtung des Systems auf den quantitativen Output kritisiert hatten (was
Ende der 1950er Jahre als ,,Tonnenideologie* abqualifiziert wurde), entwi-
ckelte die SED 1961 die Kennziffer ,,Warenproduktion®, die sich nicht an der
Menge der produzierten Giiter, sondern an den monetiaren Einnahmen orien-
tierte, die ein VEB beim Verkauf seiner ,,Waren“ zu Festpreisen erzielte.
Durch die Betonung monetdrer Umsatzziele sollte das Planungssystem nun
die VEB fiir eine bessere Einhaltung der Qualitéts- und Sortimentsziele beloh-
nen.

Ahnliche Anderungen wurden zu dieser Zeit in der CSSR, Ungarn und Polen
vorgenommen. Die DDR fligte auBBerdem weitere Indikatoren hinzu, die als
,technisch-wissenschaftliche Kennziffern“ bezeichnet wurden. Sie zielten
darauf ab, den Anteil der Zwischenprodukte, die in Endprodukte eingehen, zu
messen und besser zu koordinieren. Der Grund fiir diese Anderungen war
wiederum der Ubergang der DDR von der extensiven zur intensiven Produkti-
on und die damit verbundene Zunahme der Arbeitsteilung.

Das von der SED verfolgte Ziel, die Akkumulationsrate langfristig zu erhd-
hen, wurde in diesen letzten Jahren der Ubergangszeit endlich erreicht. Im
Jahr 1950 konnte die DDR nur 12,6 Prozent ihres Nationaleinkommens fiir
Bruttoinvestitionen zuriicklegen, der Rest floss in den Konsum. Dies war die

104 Badstibner, Geschichte, S. 206.

105 Roesler, Geschichte der DDR, S. 44.

106 Roesler, Die Herausbildung, S. 161.
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niedrigste Akkumulationsrate aller Volksdemokratien in Osteuropa zu dieser
Zeit. In den turbulenten Zeiten des ,,Neuen Kurses* war die Investitionsquote
auf nur 13,1 Prozent gestiegen.'”” Mit der 1957 eingeleiteten neuen Offensive
stieg die Akkumulationsrate schlie8lich schneller an, erreichte 1958 19,2 Pro-
zent und blieb danach fir den Rest der DDR-Geschichte {iber 20 Prozent.

In dieser letzten Phase des Ubergangs waren die Wachstumsraten auch beein-
druckend: Das Nationaleinkommen wuchs zwischen 1957 und 1960 mit j&hr-
lichen Raten von 7 bis 9 Prozent.'® Ein wichtiger Faktor, der zu diesen Erfol-
gen beitrug, war die zunehmende wirtschaftliche Integration im RGW. Zum
ersten Mal wurden die im zweiten Fiinfjahresplan festgelegten Indikatoren fiir
die industrielle Entwicklung mit den Wirtschaftspldnen der anderen RGW-
Staaten koordiniert.'” Die RGW-Tagung im Mai 1958 konzentrierte sich ins-
besondere auf die Forderung einer internationalen Arbeitsteilung in der Ma-
schinenproduktion.' Freier Austausch von Krediten, Wissen und Technolo-
gie hat die Mobilisierung der verfiigbaren Ressourcen erheblich verbessert.

Der letzte VorstoB zur Vollendung der Ubergangsperiode war zwar von be-
deutenden Fortschritten gepréigt, doch die SED-Fiihrung konnte einige ihrer
Versprechen nicht erfiillen. Auf dem 5. Parteitag im Juli 1958 erklirte Ul-
bricht, dass die ,,0konomische Hauptaufgabe“ darin bestehe, ,,die Volkswirt-
schaft innerhalb weniger Jahre so zu entwickeln, [...] dass der Pro-Kopf-Ver-
brauch der werktitigen Bevolkerung an allen wichtigen Lebensmitteln und
Konsumgiitern hoher liegt als der Pro-Kopf-Verbrauch in Westdeutsch-
land“.""" Als im September 1959 ein neuer Siebenjahresplan (1959-1965) in
Kraft trat, versprach Ulbricht sogar, dass dieses Ziel bis Ende 1961 erreicht

107 Heske, G., Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung DDR 1950-1989: Daten, Metho-

den, Vergleiche, 2009, https://www.ssoar.info/ssoar/handle/ document/28587.

108 Roesler, Geschichte der DDR, S. 47.

199 MiihIfriedel und WieBner, S. 151.

10 Autorenkollektiv, Geschichte der SED - Abriss, Dietz Verlag, Berlin, 1978 S. 378.

11 7itiert nach Badstiibner, Geschichte, S. 200.
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werden wiirde. Die bereits fiir 1959 und 1960 ehrgeizigen Pline wurden dem-
entsprechend noch weiter erhoht.

Diese Zielstellung wurde der DDR weitgehend durch den Druck des Kalten
Krieges aufgezwungen. Die Abwanderung von Biirgern im erwerbsfdhigen
Alter in den Westen, die 1956 und 1957 bis zu 270.000 betrug, ging nach den
Versprechungen der SED auf 152.000 (1958) und 99.000 (1959) zuriick.'"

Gleichzeitig stand die SED offensichtlich unter dem Einfluss der grof3spuri-
gen Verlautbarungen der KPdSU {iiber den rasch wachsenden sowjetischen
Konsum Ende der 1950er Jahre. Doch indem sie kapitalistische Konsumstan-
dards als Orientierungspunkt fiir ihre ,,0konomische Hauptaufgabe iiber-
nahm, begann die SED einem Phantom nachzujagen, das sie nicht einholen
konnte — und auch nicht einholen sollte. Wie der marxistische Philosoph Hans
Heinz Holz 1995 feststellte, umfasst der Sozialismus nicht nur Wirtschafts-
wachstum, sondern auch eine souverine Gesellschaftsauffassung und ein qua-
litativ neues Bewusstseins- und Kulturniveau:

»Es war ein Grundfehler der Entwicklungskonzeption des XX. Parteitags der
KPdSU, es als 6konomisches und gesellschaftliches Ziel zu proklamieren,
dass man — in welcher Zeit auch immer — den Lebensstandard der USA ein-
holen wolle. Diese Zielsetzung bedeutete die Unterwerfung unter den Mecha-
nismus einer sich stindig steigernden Warenproduktion und damit die Preis-
gabe kommunistischer Werte an eine kleinbiirgerliche Ideologie des verding-
lichten Konsums. Das Programm einer kommunistischen Gesellschaft schliefit
die Authebung der Entfremdung des Menschen an den Warenfetischismus
und die Entfaltung von Werten menschlicher Selbstverwirklichung ein — ei-
ner Selbstverwirklichung, die sich in Lebenskultur und nicht allein in Kon-
sumstandards ausdriickt. Gerade der technische Fortschritt, der die Menschen
immer mehr von bedriickender Arbeit entlastet und ihnen immer mehr Zeit
freigibt, die nicht fiir die unmittelbare Reproduktion ihres Lebens gebraucht
wird, ermoglicht die Erweiterung menschlicher Féhigkeiten und Tétigkeiten,
die Differenzierung menschlicher Interessen und die Ausbildung neuer Le-
bensinhalte. Der Ubergang zu einer neuen Menschheitskultur mit allseitig ge-
bildeten Menschen ist die Chance einer Epoche, in der die Produktivkrifte ein

12 Roesler, Geschichte der DDR, S. 52.
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Niveau erreicht haben, das die Befriedigung der materiellen Bediirfnisse der
gesamten Menschheit garantieren konnte.”'"

Nach der Ubernahme dieser Zielstellung wurden die tatsichlichen Verbesse-
rungen der Lebensbedingungen in der DDR nicht unbedingt als solche gefei-
ert, sondern als ,,noch nicht gut genug* empfunden. Dies zeigte sich darin,
dass das Einkommen der Arbeiter und Angestellten zwischen 1957 und 1959
im Durchschnitt um 15 Prozent stieg'', die Abwanderung in den Westen aber
wieder stark zunahm, nachdem die ehrgeizigen Plédne der SED nicht erreicht
werden konnten.

Vor dem Hintergrund einer akuten Kriegsgefahr wurde schlieBlich im August
1961 die Grenze in Berlin geschlossen.'”® Die SED sah darin eine Vorausset-
zung fiir die Fortsetzung des sozialistischen Aufbaus ,,ohne die wirtschaftliche
und politische Einmischung des Imperialismus®. Mit dem Abschluss der
LPG-Bewegung auf dem Lande wurde 1963 der ,,Sieg der sozialistischen Pro-
duktionsverhiltnisse* verkiindet.''®

Im selben Jahr startete die SED das NOSPL als eine umfassende Reform des
Planungssystems.

7. Uberlegungen zur Okonomie des sozialistischen Aufbaus in der DDR

Die 1950er Jahre waren das entscheidendste Jahrzehnt fiir die sozialistische
Staaten in Osteuropa. Im Kampf gegen die westliche Subversion und die ju-
goslawischen Vorstellungen vom ,,selbstverwalteten Sozialismus* errichteten
die SED und einige ihrer Schwesterparteien eine grundliegende Architektur

"3 Hans Heinz Holz, Kommunisten heute, Neue Impulse Verlag, S. 96.

14 Roesler, 2013, S. 52.

5 Wie John F. Kennedy kurz nach der SchlieBung der Grenze in Berlin bemerkte:

,»Warum sollte Chruschtschow eine Mauer errichten, wenn er wirklich die Absicht
hatte, West-Berlin zu besetzen? [...] Es gidbe keinen Grund fiir eine Mauer, wenn er
vorhitte, die ganze Stadt zu besetzen. Das ist sein Ausweg aus der misslichen Lage.
Es ist keine sehr schone Losung, aber eine Mauer ist viel besser als ein Krieg.”
https://www.thehistoryreader.com/world-history/president-kennedy-berlin-wall/

116 Geschichte der SED, S. 420.
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sowohl fiir ihre praktische Wirtschaftspolitik als auch fiir den Bereich der po-
litischen Okonomie. Diese Parteien standen vor der Herausforderung, in der
Wirtschaftspolitik Neuland zu betreten und sich gleichzeitig gegen die Ag-
gressionen des Westens zu verteidigen.

Die heftigen politischen Krisen im Juni 1953 und im Herbst 1956 machten die
Folgen von Fehltritten deutlich. Bei einem Vorhaben, das notwendigerweise
Experimentieren erforderte, gab es in Wirklichkeit wenig Spielraum fiir Feh-
ler.

Die festgelegte Wirtschaftsarchitektur bestand aus drei Hauptpfeilern:

1) einer demokratisch-zentralistischen Planungshierarchie unter der Leitung
der Staatlichen Plankommission,

2) das System von Planfestpreisen, mit dem Arbeitszeit monetir ausgedriickt
werden sollte sowie

3) die wirtschaftliche Rechnungsfithrung und die Eigenerwirtschaftung der
Mittel auf Betriebsebene.

Riickblickend gesehen ist es bemerkenswert, dass der Aufbau des Sozialismus
in Osteuropa zu einer Zeit begann, als es einen deutlichen Mangel an theoreti-
scher Klarheit in der politischen Okonomie des Sozialismus gab.

Vor dem Zweiten Weltkrieg rangen sowjetische Okonomen noch mit den ra-
schen wirtschaftlichen Verdnderungen, die durch die ,,GroBe Wende*
(1928/29) ausgelost worden waren. Sie hatten begonnen, sich mit der Rele-
vanz von Wertkategorien und der Funktion des Geldes im Sozialismus ausein-
anderzusetzen, aber solche Debatten wurden schnell von der faschistischen
Bedrohung iiberschattet.

Nach Kriegsende wurden diese Fragen mit neuer Dringlichkeit wieder aufge-
griffen. Im Biindnis mit der KPdSU und im Antagonismus zur KP Jugoslawi-
ens stiitzten sich die fiihrenden Parteien in Osteuropa beim Aufbau ihrer eige-
nen Systeme zwangsldufig stark auf die Erfahrungen und das Planungssystem
der UdSSR. Zwar war es logisch, dass bestimmte allgemeine Merkmale in al-
len sozialistischen Planwirtschaften gleich waren (z. B. ein Festpreissystem),
doch war es auch notwendig, die nationalen Bedingungen zu beriicksichtigen
und die Planungsmethoden und Entwicklungsstrategien in jedem Staat ent-
sprechend anzupassen.
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In diesem Zusammenhang wirft die Ubernahme des sowjetischen Systems des
Chosrastschot durch die DDR viele Fragen auf. In der DDR-Literatur und in
den SED-Direktiven von 1951/1952 wurde kaum hinterfragt, wie und warum
dieses System in der UdSSR entwickelt worden war und ob es fiir die DDR
sinnvoll und angemessen war.

Chosrastschot entstand aus der 1921 eingefiihrten Neuen Okonomischen Poli-
tik (NOP) der Bolschewiki. Es diente den Volkskommissariaten (sowjetischen
Ministerien) als Leitlinie fiir die Verwaltung ihrer staatseigenen Betriebe in
einem staatskapitalistischen System. Die Betriebe wurden in ,,juristisch unab-
hingige Personen umgewandelt, die sich (teilweise) selbst finanzieren soll-
ten.

Im Zuge der ,,GroBen Wende* behielt die KPdSU das Chosrastschot-System
bei und passte es an die Erfordernisse des ersten Fiinfjahresplans an. Die Par-
tei bezeichnete dieses Systems als die ,,Dezentralisierung der operativen
Funktionen bei gleichzeitiger Zentralisierung der Planung und Leitung in
Grundfragen*'"’. Die Idee von ,,Kontrolle durch die Mark* sollte sowohl die
wirtschaftliche Kalkulation als auch die Effizienzsteigerung auf Betriebsebene
ermoglichen.

Kritiker von Chosrastschot — z.B. Che Guevara — bezeichneten dieses
Managementsystem als ,,Sozialismus mit kapitalistischen Elementen* oder als
,,Hybrid von Planung und Markt“, weil es sich bei der Planung auf kapitalisti-
sche Kategorien wie Gewinn, Kredit und Wert stiitzte.''*

Dieser Vorwurf ist jedoch irrefiihrend, denn Mérkte setzen voraus, dass Pri-
vateigentiimer Waren austauschen und Chosrastschot hat die Eigentumsver-
hiltnisse (an sich) nicht verdndert. Tatsdchlich setzten die sozialistischen
Staaten die Grundsidtze der sogenannten wirtschaftlichen Rechnungsfiihrung
ein und machten gleichzeitig rasche Fortschritte bei der weiteren Sozialisie-
rung der Produktionsmittel. Chosrastschot verkdrperte keine Marktreform,
sondern versuchte lediglich, kommerzielle Aktivitaten zwischen staatlichen
Betrieben zu simulieren. Daher die These der ,, Warenhiillentheoretiker, dass

17 Siehe den 16. Parteitag der KPdSU im Jahr 1930.

118 Siche Helen Yaffe: Che Guevara: Die Okonomie der Revolution.
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die in den VEB hergestellten Giiter ,,nur der Form nach, nicht aber ihrem We-
sen nach® Waren sind.

Dennoch stiftete die KPdSU zweifellos groBe Verwirrung, indem sie kapita-
listische Kategorien auf die sozialistische Planung {ibertrug. Kredit, Geld, Fi-
nanzen, Profit — Okonomen griffen diese Kategorien auf, qualifizierten sie
aber als ,,grundlegend anders™ als ihre Gegenstlicke im Kapitalismus. Das
Wertgesetz funktioniere in ,,modifizierter Form* und die Warenproduktion sei
von ,,besonderer Art“.

Wenn jedoch, wie Lemmnitz behauptete, das Wertgesetz im Sozialismus Aus-
druck der geplanten gesellschaftlichen Arbeit war und nicht mehr den Wider-
spruch zwischen privater und gesellschaftlicher Arbeit enthielt, handelte es
sich dann nicht um ein vollig anderes Gesetz? Und wenn die Produkte der
volkseigenen Industrien nur die ,,Hiille von Waren* hatten, warum dann iiber-
haupt die Kategorie ,,Warenproduktion* verwenden?

Einige Okonomen, wie z.B. Hans Wemmer, haben dies damals offen in Frage
gestellt: ,,Warum nennen wir es aber weiter Warenbeziehungen bzw. warum
macht es so grofle Schwierigkeiten, fiir diese effektiv neuen Beziehungen ei-
nen neuen Begriff einzufiihren?*.""” Laut Wemmer wurden in den sozialisti-
schen Staaten nur ,,ganz selten vollig neue Begriffe™ entwickelt, weil Wissen-
schaftler mit der Begriffsbildung ,.konservativ* waren.

Zusammengenommen haben dieser theoretische ,,Konservatismus* und die
Simulation von Marktmechanismen durch Chosrastschot fast zwangslaufig zu
groBen Missverstindnissen gefiihrt, wie beispielsweise Kohlmeys Behaup-
tung, dass ,,auch Sozialismus Marktwirtschaft ist“. Ohne das analytische In-
strumentarium, um die ,,neuen Beziehungen“ in der Planwirtschaft zu erfas-
sen, war es unvermeidlich, dass Wirtschaftswissenschaftler gegensétzliche In-
terpretationen von der ,,Ausnutzung des Wertgesetzes* vorbrachten (vgl.
Lemmnitz' Forderung nach genaueren Festpreisen und Behrens' Forderung
nach verstdrkten kommerziellen Beziehungen zwischen Betrieben).

"9 Hans Wemmer, Zu einigen 6konomischen Kategorien der Warenproduktion, Wi-

Wi, Heft 2, 1957, S. 238.
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1957, inmitten der grolen Debatte, war die theoretische Verwirrung um die
Verwendung kapitalistischer Kategorien so groB3, dass einige Planungsspezia-
listen einfach abschalteten: ,,Die Praktiker sind durch diese ganze Diskussion,
die ja auf Fragen des Geldes, des Kredits, der Staatseinnahmen usw. auss-
trahlt, nur verwirrt worden. Diejenigen, die sich nicht verwirren lassen woll-
ten, haben sich aus der Diskussion herausgehalten und nach wirtschaftspoliti-
schen ZweckmaBigkeitsgesichtspunkten entschieden. '’

Dieser Frust war zwar nachvollziehbar, doch der Riickzug der ,,Praktiker* auf
Entscheidungen ,,nach wirtschaftspolitischen ZweckmaBigkeitsgesichtspunk-
ten“ stellte zweifellos eine theoretische Kapitulation dar. Anstatt politische
Mafinahmen auf der Grundlage wissenschaftlich fundierter Analysen zu ent-
wickeln, wurde die Theorie eher angepasst, um die bereits umgesetzten Mal3-
nahmen zu rechtfertigen. Das Ergebnis zeigt sich in dem nebuldsen Postulat
der ,,Planwirtschaft sozialistischer Warenproduzenten, das ab 1958 zur
Rechtfertigung der erweiterten betrieblichen Autonomie herangezogen wur-
de.”" In den sowjetischen Lehrbiichern wurde behauptet, dass die Warenpro-
duktion der volkseigenen Industrie immanent sei und die vom Kapitalismus
iibernommenen Kategorien mit dem Fortschreiten des Sozialismus auf héhere
Stufen erweitert und weiterentwickelt werden miissten. Was dies in der Praxis
fiir eine zentral geplante Wirtschaft ohne Mirkte, ohne freie Preisbildung und
ohne grofle Privatbetriebe bedeutete, wurde nie umfassend dargelegt. So kam
es iiber die Zeit zu einer Inkongruenz zwischen dkonomischer Theorie und
wirtschaftlicher Praxis. Die Wirtschaftswissenschaftler konnten die ,neuen
Beziehungen®, die das Planungssystem bereits geschaffen hatte, nicht hinrei-
chend erfassen.

Diese theoretische Desorientierung bildete die Grundlage fiir die widerspriich-
lichen NOSPL-Reformen der 1960er Jahren. Die vorherrschenden histori-

120 Hans Wemmer, WiWi, Heft 2, 1957, S. 237.

2 Nach 1958 bezog sich der Begriff ,,sozialistische Warenproduktion* nicht mehr auf
die Behauptung, dass auch im Sozialismus in verschiedenen Wirtschaftszweigen Wa-
renproduktion stattfinden wird (dies wurde nicht bestritten, da es als unvermeidliches
Merkmal des Ubergangs vom Kapitalismus angesehen wurde), sondern auf die These,
dass die Produktion in der sozialistischen Industrie selbst eine Warenproduktion ist
und dass die Produktionsmittel in den volkseigenen Industrien Waren sind.
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schen Darstellungen dieser Reformen haben den Zusammenhang mit Chos-
rastschot nicht ausreichend untersucht. Das NOSPL wurde letztendlich nach
der Logik von Chosrastschot aufgebaut: Nachahmung des Marktes, ohne die
Eigentumsverhiltnisse anzutasten.'*

Das ausdriickliche Ziel der SED mit dem NOSPL war es, den ,,0konomischen
Inhalt* der wirtschaftlichen Rechnungsfithrung richtig zur Geltung kommen
zu lassen (d.h. Selbststindigkeit der Betriebe, Eigenerwirtschaftung der Mittel
und materielle Anreizsysteme).'”* Dies war die gleiche Forderung wie die von
Kohlmey und Behrens im Jahr 1956, wenn auch mit anderen Losungsansét-
zen.

Heute werden von NOSPL-Befiirworter oft Parallelen zur Strategie Chinas
nach 1978 gezogen, dabei wird jedoch das charakteristische Merkmal der chi-
nesischen ,,Reform und Offnung® vernachlissigt: Die KP Chinas verinderte
tatséchlich die Eigentumsverhéltnisse und wurde zum Architekten eines ech-
ten nationalen Marktes. AuB3erdem orientierte sich die KPCh neu an der The-
se, dass sie sich in einem frithen ,,Anfangsstadium des Sozialismus* befand.

In der DDR gab es keine derartigen Verdnderungen. Das Land behielt wih-
rend seines 40-jdhrigen Bestehens eine zentrale Planwirtschaft mit sozialisier-
ten Eigentumsverhiltnissen bei. Das NOSPL #nderte die Eigentumsverhilt-
nisse nicht und schuf nicht die Voraussetzungen fiir die Entstehung eines
Marktes. Die Wirtschaftswissenschaften — noch im ,,theoretischen Konserva-
tismus“ verhaftet — hielten an der abstrusen Vorstellung fest, das Wertgesetz
miisse auf dem Weg zu hoheren Stufen des Sozialismus weiterentwickelt wer-
den. Die Inkongruenz zwischen Praxis und Theorie wurde also durch die NO-
SPL-Reformen nur noch vertieft.

122 In dem wihrend der NOSPL-Ara verdffentlichten Lehrbuch der politischen Oko-

nomie heifdt es, dass die ,,Planwirtschaft sozialistischer Warenproduzenten der wirt-
schaftlichen Rechnungsfithrung der sozialistischen Wirtschaftseinheiten® entspricht.
Die wirtschaftliche Rechnungsfiihrung sei ,,eine objektive Kategorie der sozialisti-
schen Produktionsweise®. Siche: Politische Okonomie des Sozialismus und ihre An-

wendung in der DDR, Dietz Verlag Berlin, 1969, S. 280.
123 politische Okonomie des Sozialismus und ihre Anwendung in der DDR, Dietz

Verlag Berlin, 1969, S. 191.
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Auch wenn in diesem Artikel der Schwerpunkt auf Probleme und Streitigkei-
ten gesetzt wurde, wére es falsch, deren Auswirkungen auf die DDR-Gesell-
schaft zu tibertreiben.

Trotz dieser ungeldsten Fragen in der politischen Okonomie konnte die DDR
im Laufe von nur vier Jahrzehnten ein bemerkenswertes Wirtschaftswachstum
und eine bemerkenswerte Entwicklung erzielen. Bis Ende der 1980er Jahre
hat das Land seine Industrieproduktion mehr als verzwolffacht und sein Brut-
toinlandsprodukt verfiinffacht, so dass es zu den damaligen fiinfzehn fiithren-
den Industriestaaten der Welt gehorte.

Trotz schwieriger Ausgangsbedingungen, Sabotage und Reparationsverpflich-
tungen nach dem Krieg gelang es dem Planungssystem, eine schrittweise Ver-
besserung des Lebensstandards und beispiellose soziale Rechte zu erreichen —
nicht nur fiir Arbeiter, sondern auch fiir Bauern, die bis dahin keinen bezahl-
ten Urlaub, keine kostenlose Gesundheits- und Kinderbetreuung und keinen
Zugang zu Kultur und Weiterbildung kannten.

Die Kidmpfe dieses Jahrzehnts legten den Grundstein fiir eine sozialistische
Wirtschaft, die bis zu ihren letzten Tagen ohne konjunkturelle Krisen oder Re-
zessionen weiterwachsen sollte. So gab es zwar zweifellos Defizite in der Pla-
nungspolitik, die sich nachteilig auf die Gesellschaft auswirkten, doch hinder-
ten sie die DDR nicht daran, die Tragfdhigkeit der Planwirtschaft unter Be-
weis zu stellen. Das Planungssystem und die dahinterstehende politische Oko-
nomie bedurften einer Uberpriifung und Weiterentwicklung, nicht einer Ver-
dammung und Abschaffung.
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Eine Problemanzeige der Redaktion offen-siv:

Zunichst eine Wiirdigung dieser Arbeit: Hinsichtlich des Datenmaterials, wel-
ches diese Arbeit zu den Marktreformen in der DDR liefert, ist sie exakt, um-
fassend, klar gegliedert, und zudem mit weitem Blick, also die Geschichte der
sozialistischen Staaten und wichtiger Geschehnisse einbeziehend —empirisch
ist das eine sehr gelungene Arbeit.

Trotzdem haben wir auf der Analyseebene einige Einwénde:

In der 6konomischen Theoriebildung der DDR wurde von namhaften Okono-
men in ihren Verlautbarungen das Wertgesetz behandelt wie ein beliebig ein-
zusetzendes stoffliches Werkzeug, welches nichts am Wesen des behandelten
Gegenstandes verdndere, auBBer dass es angeblich seine ,,Effizienz verbesse-
re.

Das ist grundfalsch. Das Wertgesetz ist das Gesetz des sich selbst verwerten-
den Wertes, also des Kapitals. Damit ist das Wertgesetz kein Bestandteil des
Sozialismus, sondern unterscheidet sich qualitativ von ihm. Das Wertgesetz
degradiert die Menschen, die die Arbeit leisten, zu Ausbeutungsobjekten, die
dazu da sind, den Gewinn und damit auch den Kapitalstock der Betriebe zu
vergroflern. Das Wertgesetz braucht zu seiner Tatigkeit die Unabhingigkeit
der Betriebe, somit das Privateigentum an den Produktionsmitteln.

Anders als der Autor der vorliegenden Arbeit, der im Zusammenhang mit den
markt- und wertgesetzorientierten dkonomischen Vorschligen gewisser Oko-
nomen von ,,Verwirrung®, ,Meinungsverschiedenheiten®, ,,Missverstindnis-
sen®, ,Interpretationen®, ,,nebuldsen Postulaten®, ,,abstrusen Vorstellungen®,
,ungeklirten Fragen der politischen Okonomie* und ,.theoretischer Desorien-
tierung" spricht, sind wir der Auffassung, dass die Protagonisten der Anwen-
dung statt der Uberwindung des Wertgesetzes im Sozialismus selbstverstind-
lich wussten, was sie forderten, denn sie waren keine Dummkopfe. Nein, sie
waren sehr kluge Feinde des Sozialismus. Sie forderten nicht nur eine grofere
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Rolle des Wertgesetzes ,,im Sozialismus® — wobei das inhaltlich nur bedeutet,
dass der Sozialismus zu Gunsten oben dargestellter Privatwirtschaft aufgege-
ben wird —, sondern hatten auch Vorstellungen fiir Etappen dorthin, z.B. das
Festpreissystem fiir Konsumgiiter aufzugeben, dem Wertgesetz damit einen
groBeren Einfluss auf wirtschaftliche Entscheidungsfindungen der Betriebe zu
gewihren, also eine stirkere Rolle des Geldes, was nichts anderes ist als Mal}
der Werte — und sie forderten, das Planungssystem zuriickzufahren und die
VEBs in selbstverwaltete Einheiten umzuwandeln, also privatwirtschaftliche
Produktionseinheiten aus ihnen zu machen (was sie so offen selbstverstind-
lich nicht formulierten).

Leute, die solche Maflnahmen fiir den Sozialismus vorschlagen und durchzu-
setzen versuchen, hielen sie nun Rau, Apel, Brus, Lange, Kohlmay, Behrens,
Benary, Wolf, Kronrod, Gatowski, Strumilin oder Ostrowitjanow, sind Kon-
terrevolutionire und hitten eher ins Gefingnis als auf Lehrstiihle fiir Okono-
mie oder in Planungszentren der sozialistischen Wirtschaft gehort, denn das,
was sie taten, war Klassenkampf gegen den Sozialismus.

Wir sind da lieber bei Engels: ,, Sobald die Gesellschaft sich in den Besitz der
Produktionsmittel setzt und sie in unmittelbarer Vergesellschaftung zur Pro-
duktion verwendet, wird die Arbeit eines jeden, wie verschieden auch ihr spe-
zifisch niitzlicher Charakter sei, von vornherein und direkt gesellschaftliche
Arbeit. Die in einem Produkt steckende Menge gesellschaftlicher Arbeit
braucht dann nicht erst auf einem Umweg festgestellt zu werden, die tdgliche
Erfahrung zeigt direkt an, wieviel davon im Durchschnitt notig ist. Die Ge-
sellschaft kann einfach berechnen, wieviel Arbeitsstunden in einer Dampfma-
schine, einem Hektoliter Weizen der letzten Ernte, in hundert Quadratmeter
Tuch von bestimmter Qualitiit stecken.

Es kann ihr also nicht einfallen, die in den Produkten niedergelegten Arbeits-
quanta, die sie alsdann direkt und absolut kennt, noch fernerhin in einem nur
relativen, schwankenden, unzulinglichen, friiher als Notbehelf unvermeidli-
chen Map, in einem dritten Produkt auszudriicken und nicht in ihrem natiirli-
chen, addquaten, absoluten Mafs, der Zeit. (...) Die Gesellschaft schreibt also
unter obigen Voraussetzungen den Produkten auch keine Werte zu.

Sie wird die einfache Tatsache, daf} die hundert Quadratmeter Tuch meinet-
wegen tausend Arbeitsstunden zu ihrer Produktion erfordert haben, nicht in
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der schielenden und sinnlosen Weise ausdriicken, sie seien tausend Arbeits-
stunden wert. Allerdings wird auch dann die Gesellschaft wissen miissen, wie-
viel Arbeit jeder Gebrauchsgegenstand zu seiner Herstellung bedarf. Sie wird
den Produktionsplan einzurichten haben nach den Produktionsmitteln, wozu
besonders auch die Arbeitskrifite gehoren. Die Nutzeffekte der verschiednen
Gebrauchsgegenstinde, abgewogen untereinander und gegeniiber den zu ih-
rer Herstellung nétigen Arbeitsmengen, werden den Plan schliefslich bestim-
men. Die Leute machen alles sehr einfach ab ohne Dazwischenkunft des viel-
beriihmten ‘Werts".“'** (...)

Und: Den Kapitalismus iiberwinden wollen mit einer Okonomie, die auf dem
Wertgesetz basiert, ,, heifst daher den Katholizismus abschaffen wollen durch
die Herstellung des ‘wahren Papstes” oder eine Gesellschaft, in der die Pro-
duzenten endlich einmal ihr Produkt beherrschen, herstellen durch konse-
quente Durchfiihrung einer okonomischen Kategorie, die der umfassendste
Ausdruck der Knechtung der Produzenten durch ihr eignes Produkt ist. “'%

124 Friedrich Engels, Herrn Eugen Dithrings Umwélzung der Wissenschaft, (,,Anti-
Diihring®) MEW 20, S. 288.

125 Ebenda, S. 289.
108



offen-siv 3-2026

109



	Redaktionsnotiz
	Produktionsverhältnisse und Moralvorstellungen
	Heinz Ahlreip: Die Produktionsverhältnisse zugrunde legen

	Monatsberichte
	Marxistischer Arbeitskreis, Jürgen Geppert: Wichtige Ereignisse im April 2026
	Marxistischer Arbeitskreis, Jürgen Geppert: Wichtige Ereignisse im Mai 2026

	Sowjetunion: Der Revisionismus bereitete der Konterrevolution den Weg
	Heinz Ahlreip: Stalingrad – Der Anfang vom Ende. Und heute rüsten die Imperialisten wieder hoch, sie wollen Revanche

	Der deutsche Militarismus gestern und heute
	Marxistischer Arbeitskreis, Jürgen Geppert: Der deutsche Militarismus

	Zur Wirtschaftsgeschichte der DDR
	Internationale Forschungsstelle DDR, Matthew Read, 3. März 2026: Der Weg zur „sozialistischen Warenproduktion“. Ökonomische Probleme und Debatten während des sozialistischen Aufbaus in der Deutschen Demokratischen Republik (1950 -1963)


